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Vorbemerkung
Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung

(BLK) hat den §(issenschaftsrat im Mü 1979 gebeten, gutachtlich zu der Fnge

itellung zu nehmen, ob die folgenden von Bund und Ländern geförderten wis-

senschaftlichen Einrichtungen

Institut für deutsche Sprache, Mannheim,

Institut für Zeitgeschichte, München,

\üTissenschaftszentrum Berlin,

Stiftung Deutsches Übersee-Institut, Hamburg,

J ohann-Gottfried-Herder-Forschungsrat, Marburg'

Forschungsinstitut für öffentliche verwaltung bei der Hochschule für vet-

waltungswissenschaften SPeYer

noch die voraussetzungen für eine gemeinsame Förderung erfüllen' Nach det

,,Rahmenvereinbatung-zwischen Bund und Ländem für die gemeinsame För-

ä.ro.rg der Forschorig ,rrch Artikel g1 b GG" (Rahmenvereinbarung For-

schunlsförderung) '.rot 28. November 1975 in Verbindung mit der ,,Ausfüh-

,orrgs.r"r.i.rbarung zur Rahmenvereinbarung Forschungsfördetung über die ge-

meinsame Förderung von Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung"

(Ausführungrr"r.i.rÜrrung Forschungseinrichtungen) vom 5./6. Mai 1977 sind

folgende Voraussetzorrg"r, fü, die gemeinsame Förderung durch Bund und Län-

der erforderlich:

Es muß sich um eine selbständige Forschungseinrichtung oder um eine Trä-

gerorganisation von Forschungseinrichtungen oder um eine Forschungsför-

ä..rr.ig.organisation oder um eine Einrichtung mit Servicefunktion für die

Forschung handeln.

Der Zuwendungsbedarf muß eine bestimmte Größenordnung übersteigen;

sie beträgt bei ünrichtungen mit Servicefunktion für die Forschung detzeit

1,2 Millionen DM, bei den tibrigen Einrichtungen derzeit 1,8 Millionen DM'



Die Einrichtung muß von überegionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem
wissenschaftspolitischem Interesse sein.

Die beiden ersten Voraussetzungen lassen sich in der Regel aus der Satzung und
aus dem'§Tirtschaftsplan der jeweiligen Einrichtung ablesen. Die Aussagen zur
überregionalen Bedeutung und zum gesamtstaatlichen wissenschaftspolitischen
fnteresse setzen dagegen eine Bewertung voraus. Um diese zu erreichen, hat der
§Tissenschaftsrat für iede der genannten wissenschaftlichen Einrichtungen eine
Atbeitsgruppe gebildet, in der auch Sachverständige mitgewirkt haben, die nicht
dem §üissenschaftstat angehören. Die Arbeitsgruppen haben die zubegutachten-
den Institutionen besucht und Gespräche mit Vertretern der Institutionen ge-
führt.

Bei seiner Arbeit hat sich der §Tissenschaftsrat unter anderem an seinen ,,Empfeh-
lungen zu Organisation, Planung und Förderung der Forschung"r) orieniiert.
Die vorliegenden Stellungnahmen gehen insbesondere auf die wissenschaftliche
Bedeutung der Einrichtung innerhalb des jeweiligen Fachgebiets sowie auf die
bisherige Qualität der wissenschaftlichen Leistungen der einzelnen Einrichtung
ein. Sie enthalten Aussagen zu wünschens\il/erten Entwicklungstendenzer, ,rrrä
zat Ztsammenarbeit mit anderen wissenschaftlichen Einrichtungen innerhalb
und außerhalb der Hochschulen. Die Empfehlungen äußern sich außerd em Nr
personellen Ausstattung und zut wissenschaftlichen Qualifikation des Personals
sowie, soweit not§/endig, zur Verbesserung der Organisation.

In keinem der vorliegenden Fälle wird die Schließung einer Einrichtung empfoh-
len. Aber auch die unveränderte §Teiterführung kommt nach Auffas.orrg d..
§Tissenschaftsrates bei keiner der geförderten Einrichtungen in Betracht. Unter
Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse empfiehlt der §Tissenschaftsrat
jedoch zum Teil gtavierende Anderungen in Akzentsetzung und Thematik der
wissenschaftlichen Arbeit sowie in der organisatorischen Struktur. Im Votder-
grund der Überlegungen stand die Absicht, zur Verbesserung derBffrzienzbeizu-
tr^gen und die Voraussetzungen zu neonen, unter denen die überregionale Be-
deutung und das gesamtstaatliche wissenschaftspolitische Interesse an der För-
derung weiterhin beiaht werden können.

In diesem Zusammenhang hat der §Tissenschaftsrat ausführlicher die Frage einer
regelmäßigen Qualitätskontrolle der wissenschaftlichen Arbeit der Einrichtun-
gen erörtert. soweit im unterschied zu der etwa im Bereich der Max-planck-
Gesellschaft und der Deutschen Forschungsgemeinschaft regelrnäßig stattfinden-
den Forschungsbewertung bei den von Bund und Ländern nach der Ausfüh-
rungsvereinbarung Forschungseinrichtungen gemeinsam geförderten wissen-
schaftlichen Einrichtungen in der Regel keine Begutachtung der wissenschaftli-
chen Arbeit durch externe rüTissenschaftler stattfindet, hält der rüTissenschaftsrat
dies für einen unbefriedigenden Zustand. Es ist nach seiner Auffassung zu er\fl^r-

1) rJflissenschaftsrat. Empfehlungen zu Organisation, Planung und Förderung der Forschung,1975,
s.119.
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ten, daß das Ausbleiben einer Außenkontrolle bei institutionell geförderten wis-

senschaftlichen Einrichtungen zu Fehlentwicklungen fühten kann. Die Notwen-

digkeit, sich in regelmäßigen Abständen einer unabhängigen Gutachtergruppe zu

stellen, kann eine wissenschaftliche Einrichtung davor bewahten, den Anschluß

an die internationale wissenschaftliche Entwicklung zu verlieren. Die von den

Instituten selbst bestellten Beiräte können in der Regel diesem Zweck nicht ge-

nügen. In den vorliegenden Fällen, in denen der §(issenschaftsrat zur Bedeutung

und Qualität der Arbeit der einzelnen wissenschaftlichen Einrichtung Stellung

genommen hat, hat er daher eine regelmäßige Begutachtung durch auswärtige

\üüissenschaftler vorgeschlagen.

Bei seinen Beratungen hat der rü(/issenschaftsrat ferner die Frage geprüft, ob aus

allgemeinen wissenschaftspolitischen Erwägungen die Durchführung der vorge-

sehenen Aufgaben außerhalb der Hochschulen überhaupt zweckmäßig ist. Unter

Berücksichtigung der ieweiligen Gegebenheiten hat er in der Regel eine intensive

Kooperation mit den Hochschulen empfohlen, die Selbständigkeit der einzelnen

Einrichtung aber im Ergebnis nicht in Frage gestellt. Denn es handelt sich um

Aufgaben, die zum Teil in einer außerordentlich umfangteichen Materialsamm-

lung oder Dokumentation bestehen und sie voraussetzen. In anderen Fällen geht

es um wissenschaftliche Gebiete, die zum Teil nicht mit der notwendigen Kon-

zentration von Personal und Mitteln in den Hochschulen bearbeitet werden kön-

nen.

Eine scharfe thematische Abgrenzung der Hochschulforschung von der staatlich

geförderten Forschung außerhalb der Hochschulen ist nicht immer möglich. Eine

wichtige forschungspolitische Aufgabe bleibt iedoch, die Forschung in den

Hochschulen zu stärken und die bereits vorhandenen Verbindungen zwischen der

Forschung in den Hochschulen und den wissenschafdichen Einrichtungen außer-

halb der Hochschulen auszubauen.

Die Stellungnahmen zum Institut für deutsche Sprache und zum Institut für

Zeitgeschichte sind im Juli 1980, die Stellungnahmen ztl, Stiftung Deutsches

Übersee-Institut, zum Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat und zum For-

schungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungs-

wissenschaften Speyer sind im November 1980 und die Stellungnahme zum rWis-

senschaftszentrum Berlin ist im Januar 1981 vom rJ0issenschaftsrat verabschiedet

wotden.
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I. Ausgangslage

Mit dem Institut für deutsche Sprache in Mannheim hat sich der §Tissenschaftsrat

in der Vergangenheit mehrfach beschäftigt. Im Jahre 7966h* er zur wissenschaft-
lichen Bedeutung des Instituts und zu seiner Förderungswürdigkeit Stellung
genommen. Der §Tissenschaftsrat hat damals die Notwendigkeit der wissen-
schaftlichen Erfotschung der deutschen Gegenwartssprache an einer zentralen
Stelle bejaht und als Arbeitsgebiet des Instituts u. a. eine Bestandsaufnahme der
grammatischen Merkmale des heutigen Deutsch vorgeschlagenl) .

Im Jahre 7977hat der §Tissenschaftsrat ein weiteres Mal zum Institut für deutsche

Sprache Stellung geflommen. Er ging davon aus, daß es im wissenschaftlichen
und gesamtstaadichen Interesse notwendig sei, ein Institut zur Erforschung der

deutschen Gegenwartssprache als Dauereinrichtung für die §Tahrnehmung von
besonders arbeitsintensiven Aufg a,ben zt unterhalten2) .

I. 1. Aufgaben und Organisation

Das Institut für deutsche Sprache (IdS) wurde 1964 als Stiftung bürgerlichen
Rechts in Mannheim errichtet. Es besteht gegenwärtig aus der Zentralein Mann-
heim sowie Nebenstellen in Bonn, Tübingen und Innsbruck. Seit 1977 wird das

Institut als selbständige Forschungseinrichtung nach der Ausführungsverein-
batung Forschungseinrichtungen vom Bund und dem Land Baden-§7ürttemberg

ie ztr Hälfte frnanziert.

Nach § 2 der Satzung verfolgt das Institut den ,,Zweck, die deutsche Sprache vor
allem in ihrem heutigen Gebrauch, wissenschaftlich zu erforschen".

Dieser Zweck wird durch die vom Kuratorium am 1. Juni 1978 beschlossenen

,,Richtlinien für die wissenschaftliche Arbeit des Instituts für deutsche Sprache"
konkretisiert, die sich wie folgt zusammenfassen lassen:

Das IdS betreibt solche praxisorientierten Studien zur deutschen Sprache, die

wegen ihres Volumens ein zentrales Fotschungsinstitut bedingen, da nur dort
die organisatorischen Voraussetzungen für die kontinuiediche Planung und
Durchführung umfangreicher und komplexer Forschungsvorhaben gegeben

sind.

I(leinere befristete Forschungsvorhaben dienen als Pilotstudien zur theoreti-
schen, methodischen, empirischen und organisatorischen Vorbereitung

t) Vgl. Wissenschaftsrat. Empfehlungen und Stellungnahmen aus den Jahten 1958 bis 1971, 5.24-25.
z) Vgl.Wissenschaftsrat.EmpfehlungenundStellungnahmenausdenJahrenl95Sbisl9Tl,S.139-147.
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größerer Forschungsvorhaben oder im Anschluß an laufende Forschungsar-
beiten zur §Teiterverfolgung wesendicher Teilaspekte.

Gegenstandsbereich ist die deutsche Sprache in ihren verschiedenen Varian-
ten, u. a. auch unter Aspekten wie Sprachentwicklung, Spmchnormen,
Spracherwerb und Sprachkontakt.

Ziel der Untersuchungen sind übergreifende Darstellungen des Sprachsy-

stems und der Sprachverwendung (auf §üort-, Satz-, Textebene) unter syntak-
tischen, semantischen und pragmatischen Aspekten sowie entsptechende ver-
gleichende Beschreibungen innersprachlicher Varianten und Darstellungen
des Deutschen in Kontrast zu anderen Sprachen.

Die Forschungsergebnisse stehen als linguistische Grundlagen für die Umset-
zung in Anwendungsbeteichen wie Unterricht in Deutsch als Muttersprache
und als Fremdsprache, Sprachberatung, Sprachnormierung, sprachliche In-
formationsverarbeitung uhd Sprachtherapie zur Verfügung.

Die Möglichkeiten det Datenverarbeitung für die Sprachgermanistik sollen
ausgeschöpft und der Institutsarbeit nutzbat gemacht werden. Dazu hält das

IdS Kontakt zur DV-orientierten Grundlagenforschung, wendet die dort
entwickelten Methoden auf die Bearbeitung von Untersuchungsbereichen des

Instituts an und stellt dafür Programme und DV-Systerne bereit.

Das IdS stellt wissenschaftliche Dienste für seine eigenen Forschungsauf-
gaben bereit (DV-Anlage und periphere Geräte, Textkorpora, Archive, Bi-
bliotheken, Dateien r. 

".), 
nach Möglichkeit auch für andere sprachorientierte

Forscher und Forschungsgruppen.

Das IdS nimmt Kontakt- und Koordinierungsaufgaben für die in- und auslän-

dische Sprachgermanistik wahr (Tagungen, Kolloquien u. a.).

Das IdS veröffentlicht in von ihm herausgegebenen Reihen und Zeitschriften
die Ergebnisse der eigenen Forschungen und der Forschungen externer Wis-
senschaftler, die in Zusammenhang mit den Arbeitsbereichen des IdS stehen.

Organe der Stiftung sind das Kuratorium, der Vorstand und die Institutsleitung.
Ferner bestehen ein §Tissenschaftlicher Rat mit derzeit 114 Mitgliedern und ein-
zelne Proiektbeiräte.

Das Kuratorium hat 19 Mitglieder, darunter zwei Vertreter des Bundes, zwei
Vertreter des Landes Baden-§7ürttemberg, einen Vertreter der Stadt Mannheim,
einen Vertreter des Vereins ,,Freunde des Instituts für deutsche Sprache €. V.",
neun weitere, nicht im Institut tätige Personen, die durch wissenschaftliche oder
sonstige Leistungen im Aufgabenbereich des Instituts ausgewiesen oder durch
besondere Sachkunde auf dem Gebiet der Forschungsförderung hervorgetreten
sind sowie vier gewählte wissenschaftliche Mitarbeiter des Instituts. Den Vorsitz
führt eines der Mitglieder als Präsident des Instituts. Das Kuratorium tagt minde-
stens zweimal fährlich. Jedes Mitglied führt eine Stimme. Beschlüsse werden mit
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt.
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Das Kuratorium stellt die Richtlinien für die wissenschaftliche Arbeit, die Or-
ganisation und die Verwaltung auf. Es beschließt den §Tirtschaftsplan, die Ein-
richtung und Auflösung von Abteilungen und Forschungseinheiten sowie die
Annahme von Forschungsaufträgen. Ferner obliegt ihm die Aufgabe, Grundsät-
ze fiir die Beurteilung des Erfolgs der wissenschaftlichen Arbeiten und für die
Zusammenarbeit mit anderen Forschungseinrichtungen, insbesondere mit Hoch-
schulen, zu beschließen.

Zur Herstellung und zum Ausbau der Kontaktezur linguistischen und germani-
stischen Forschung sowie zum Austausch zwischen dem Institut und Hoch-
schulen und sonstigen Forschungseinrichtungen im In- und Ausland hat das
Kuratorium einen §Tissenschaftlichen Rat berufen, der aus ordentlichen Mit-
gliedern (derzeit mehr als 50), korrespondierenden Mitgliedern (derzeit mehr als
60) und Ehrenmitgliedern (derzeit 4) besteht. Die Mitglieder werden vom
Kuratorium nach Anhörung des §Tissenschaftlichen Rates berufen bzw. ge-
wählt.

Der Direktor bzw. die Direktoren des Instituts bilden den Vorstand der Stiftung
im Sinne des BGB. Bei mehteren Ditektoren wird einer vom Kuratorium zum
geschäftsführenden Direktor bestellt. Er vertdtt die Stiftung nach außen.

Die Institutsleitung besteht nach der Satzung aus den beiden Direktoren, den
Abteilungsleitern und einer Anzahl wissenschaftlicher Mitarbeiter, deren Zzhldte
det übrigen Mitgliedet der Institutsleitung um eins unterschreitet. Derzeit besteht
die Leitung des Instituts aus einem Direktor, drei Abteilungsleitern und drei
wissenschaftlichen Mitarbeitern. Die Institutsleitung hat die Forschungspro-
gramme zt erutbeiten, die wissenschaftlichen Arbeiten zu leiten und den lfirt-
schaftsplan aufzustellen. Beschlüsse der Institutsleitung wetden mit der Mehrheit
der abgegebenen Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Direktors oder des geschäftsführenden Direktors den Ausschl"g (s 9 der Sat-
zung).

Als organ der Beratung über Arbeitsprogramm und die Verwendung der zur
Verfügung stehenden finanziellen Mittel und Stellen besteht für jede Abteilung
derzeit ein Abteilungsausschuß aus drei Mitarbeitern. Seine Mitglieder werden
von den Abteilungsmitarbeitern gewählt. Der Abteilungsleiter muß den Ab-
teilungsausschuß in allen wesentlichen wissenschaftlichen Angelegenheiten lau-
fend unterrichten und vor einer Entscheidung hören.

Für einzelne Aufgabenbereiche sind darüber hinaus Kommissionen eingerichtet
worden. Der Kommission für Rechtschreibfragen gehören 14 §Tissenschaftler
an; von ihnen sind sechs externe §Tissenschaftler. Von den neun Mitgliedern der
Kommission für Fragen der Sprachentwicklung gehören sieben nicht dem IdS
an.

Das Institut für deutsche Sprache ist seit Anfang 1980 in die drei Abteilungen
Grammatik und Lexik, Sprache und Gesellschaft sowie Zentrale§Tissenschaftli-
che Dienste mit 18 Arbeitsbereichen gegliedert. Es verfügt über insgesamt 51,5
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Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter (2. T. in Teilzeitarbeitsverhältnissen).

Diese sind im Durchschnitt seit sechseinhalb Jahren am IdS beschäftigt' 30 Stellen

wetden aus dem ordentlichen Haushalt und 21,5 aus Mitteln Dritter ftnalnziert'

Mehr als die Hälfte der im Verlauf der letzten 76 Jthte ausgeschiedenen wissen-

schaftlichen Mitarbeiter sind heute als Hochschullehrer tätig'

Der §Tirtschaftsplan für das J*r 1979 weist Einnahmen in Höhe von 6 758 000

DM aus. Davon entfallen auf die institutionelle Förderutg4354100 DM, auf

Einnahmen aus Mitteln Dritter 2 403 900 DM'

I. 2. ForschungsProfekte

Die satzung verpflichtet das Institut zur Arbeit auf dem Gebiet der deutschen

sprache; sie soll vor allem in ihrem gegenwättigen Gebrauch erfotscht werden'

Das IdS hat sich besonders mit der gegenwärtigen standardsprache befaßt und

sich dabei auf die überregional gebrauchte Variante des heutigen Deutsch in ihren

gesprochenenundgeschriebenenVetwendungsweisenkonzentriert.

Auf dem Gebiet der Grammatik und Lexik hat das IdS Forschungen zu syntakti-

schen strukturen, zum öffentlichen sptachgebrauch, zu einem interdisziplinären

deutschen §üörterbuch, zur verbvalenz, zur §Tortbildung, zur konffastiven Lin-

guistik und zu Rechtschreibfragen betrieben. In der Soziolinguistik befaßte sich

das IdS mit verbaler Interaktion ond einem Projekt ,,Beratungsgespräche". Ge-

genstand weiterer Forschungen waren Probleme der Mehrsprachigkeit und das

Jptachliche Handeln ausländischer Arbeitnehmer'

Folgende größere, aus Drittmitteln finanzierte Proiekte, wurden 1979 am IdS

beatbeitet:

Linguistische Datenverarbeitung (BMFT)

Kontrastive Linguistik (Auswärtiges Amt)

Fremdwörterbuch von Schulz/Basler (DFG)

Verbvalenz (DFG)

Nominale KomPositionen (DFG)

Deutsch-SerbokroatischeKontrastiveGrammatik(V§ü-Stiftung)

Kleines §üörterbuch des DDR-§üortschatzes (BMB)

Lunder KorPus (DFG)

Ost-§üest-§Tortschatz (DFG)

Dialogstruktuten (DFG).

Für die Jahte 1980 bis

vorbereitende Arbeiten
1984 sind in det Abteilung ,,Grammatik und Lexik"

für eine ,,standardgrammatik des Deutschen" geplant'
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Es sollen verschiedene Grammatikmodelle in bezug auf ihre Leistungsfähigkeit
für die Beschreibung von Syntax und Semantik des Deutschen überprüft werden.

Im Anschluß daran soll ein Entwurf einer solchen Grammatik an einem ausrei-

chenden Ausschnitt der deutschen Gegenwartssprache erprobt werden. Ferner

plant die Abteilung Gtammatik und Lexik ein ,,Handbuch der schweren §7ör-

ter", in dem Lexeme einschließlich ihrer syntaktischen Umgebungen und Ab-
leitungsmolpheme und Kompositionsmuster beschrieben werden sollen. Im
Vordergrund der Überlegungen stehen hier das Verhältnis der Gemeinsprache zu

bestimmten Fachsprachen sowie die großregionale Variation der Standardspta-

che.

Die Abteilung ,,Sprache und Gesellschaft" plant neben dem derzeit bearbeiteten

Projekt ,,Beratungsgespräche" ein Proiekt ,,Berufsgespräche"; unter andetem

sollen typische Sprach- und Handlungsmuster analysiert werden, wobei beson-

ders die Beziehungen zwischen offiziellem Sprachgebrauch, Gruppeniargon und

alltäglicher Redeweise berücksichtigt werden sollen. Als weiterer Schwelpunkt
wird ein Proiekt ,,Stadtforschung" erwogen.

I. 3. Sammlungen, Serviceleistungen und Zentrale Dienste

Seit 1970 ist das im Jahre 1932 durch Eberhard Zwirner gegründete Deutsche

Spracharchiv dem Institut eingegliedert. Es enthält eine umfangreiche Sammlung
von Tonbandaufnahmen gesprochener deutscher Sprache. Der Schwerpunkt
liegt bei Proben deutscher Mundarten, insbesondere auch aus den deutschen

Ostgebieten und Sprachinseln.

Dem Spracharchiv zugeordnet ist das Linguistische Sacharchiv. Die im Zusam-
menhang mit am Institut durchgeführten Arbeitsvorhaben entstandenen
Dokumentationen werden hier archiviert und, soweit erfordedich, fortgeführt.
Im Spracharchiv sind auch einige Gelehrten-Nachlässe archiviert (Basler-

Nachlaß; Teile des Stammler-Nachlasses).

Service und Entwicklung in der EDV sind einer Arbeitsstelle der Abteilung
Zertrale Wissenschaftliche Dienste zugewiesen. Im Zusammenhang mit den For-

schungsabteilungen entvrirft sie die Programme z.B. für die Korpus-
Aufbereitung. Sie beabsichtigt, sich mit der Vereinheitlichung der Teilkorpora
und den Voraussetzungen für eine lexikographische Datenbank zu befassen.

Die Informations- und Dokumentationsstelle für die germanistische Sprachwis-
senschaft (IuD) erbringt Informationsdiensdeistungen in der'§Tissenschaftler-,
Proiekt- und Institutionendokumentation (Germanisten, germanistisch-
linguistische Projekte, Forschungsinstitute). Zur IuD-Stelle gehört auch die

Außenstelle Tübingen, die die Zeitschrift,,Germanistik" bearbeitet.

Die IuD-Stelle ist ferner zuständig für die organisatorische Vorbereitung und

Durchführung der Jahtestagungen und Kolloquien. Ihr obliegt die Redaktion
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der Jahresberichte und der Mitteilungen des Institurs. Im Jzrfu 1979 haben ein
Kolloquium ,,Grammatik und Logik" (Teilnehme rzahl:200 §Tissenschaftler aus
dem In- und Ausland) sowie zwei kleinere wissenschaftliche Arbeitstagungen mit
Teilnehmern aus det Bundestepublik Deutschland stattgefunden. Ein Großteil
der Anschaffungsmittel für die Bibliothek wurde für die neu eingerichtete Ab-
teilung Sprache und Gesellschaft verwendet.

zusätzlrcheAufgaben ergeben sich für das IdS mit der Erteilung von Auskünften
und der Erstattung von Gutachten für Behörden und Einzelpersonen. Im Zusam-
menhang mit dem Aufbau eines Fachinformationszentrums ,,Geisteswissenschaf-
ten", das im Rahmen des Informations- und Dokumentationsprogramms der
Bundesregierung vorgesehen ist, wurde für das IdS eine Leitstellenfunktion für
die vorgesehene Fachabteilung Sprach- und Literaturwissenschaften angeregt.

I. 4. Veröffentlichungen

Das IdS publiziert neben eigenen Forschungen auch fremde wissenschaftliche
Atbeiten zur Erforschung der deutschen Sprache. Es veröffentlicht die folgenden
Reihen:

Sprache der Gegenwart. Schriften des Instituts für deutsche Sprache (bisher
49 Titel)

Heutiges Deutsch. Linguistische und didaktische Beiträge für den deutschen
Sprachunterricht (21 Titel)

Forschungsberichte des Instituts für deutsche sprache (45 Titel)

Vergleichende Grammatiken (1 Titel)

Phonai. Lautbibliothek der europäischen Sprachen und Mundarten. Deutsche
Reihe (26 Titel)

Deutsche Sprache in Europa und Übersee. Berichte und Forschungen (6 Titel)

Mitteilungen des Instituts für deutsche Sprache (7 Hefte)

sowie die Zeitschriften

Deutsche Sprache. Zeitschrift für Theorie, praxis, Dokumentation

Germanistik. Internationales Referatenorgan mit bibliographischen Hin-
weisen. Es verzeichnet vierteljähdich die Veröffentlichungen auf dem Gebiet
der deutschen Sprach- und Literaturwissenschaft.

Im ,,Jahrbuch für Internationale Germanistik", Reihe D, will das Institut ein
,,Internationales Germanistenverzeichnis.. (Institutionen, \üTissenschaftler) her_
ausgeben.
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II. Stellungnahme

I1. 1. Zur wissenschaftlichen Bedeutung

Das IdS hat entscheidend dazu beigetragen, die Beschäftigung mit der deutschen

Gegenwartssprache als wissenschaftliche Teildisziplin an den Universitäten der

Bundesrepublik Deutschland durchzusetzen.Gtnzallgemein hat es sich auch mit
zahlreichen internationalen Verbindungen einen Namen gemacht; es ist eine be-

vorzugte Anlaufstelle für alle, die selbst an Forschungsproiekten auf dem Gebiet

der deutschen Gegenwartssprache arbeiten oder an der Information über solche

Proiekte interessiert sind.

Verdienste hat es sich schließlich durch die regelmäßige Veranstaltung von Fach-

tagungen erworben. Sie erfreuen sich bei Sprachwissenschaftlern der ganzen §7elt

hohen Ansehens. Daneben werden kleinere Kolloquien mit speziellen Themen

veranstaltet; auch sie finden bei den interessierten Vissenschaftlern innerhalb und

außerhalb der Bundesrepublik Döutschland guten Anklang.

Das IdS veröffentlicht neben den Arbeiten, die am Institut selbst entstehen, auch

Arbeiten anderer'Wissenschaftler. An der Gesamtzahl aller vom IdS vetöffent-

lichten Publikationen gemessen, ist freilichdieZil:J-der hervorragenden Arbeiten

nicht allzu hoch. Eine Anzahl von Veröffentlichungen, die im IdS selbst eotstan-

den sind, fanden in der Fachwelt großen Anklang. Hierzu gehören vor allem die

Arbeiten zur §Tortbildungslehre. Die Vielfalt der Forschungsinteressen, denen

sich das IdS geöffnet hat, spiegelt sich in der Vielzahl der Themen seiner Publika-

tionen. Sie haben in der wissenschaftlichen Diskussion det lezten 15 Jahre eine

wichtige Rolle gespielt.

Il. 2. Zu den Arbeitsschwerpunkten

a) Forschung

Der §Tissenschafrsrat htt 1971 angeregt, das IdS solle seine Arbeiten auf die

Schwerpunkte Grammatik und Lexik sowie Soziolinguistik konzentrieren. Dem

hat es durch organisatorische Anderungen Rechnung at trzge:fl versucht; sie

reichen iedoch für eine thematische Schwerpunktbildung, wie sie zu wünschen

gewesen wäre, nicht aus. Der §Tissenschaftsfat regt daher erneut an, die For-

schungstätigkeit auch thematisch zu konzentrieren. Die Notwendigkeit einer

solchen Schwerpunktbildung istin der Zwischenzeit noch größer geworden. Die

Forschung zur deutschen Gegenwartssprache hat an den Universitäten einen

Stand erreicht, der es erlaubt, daß sich das Institut auf die Bearbeitung langfri-

stiger Proiekte beschränkt.

§flie das IdS die Schwerpunkte einschätzt,laßtsich an den ,,Richdinien" aus dem

Jahre 1978 ablesen. Sie wetden zrrar im Arbeitsprogramm des Instituts für die

Jahre 1980 bis 1984 ausdrücklich als weiterhin verbindlich bezeichnet. Aus der
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darin enthaltenen Zusammenfassung der Aufgaben, denen sich das IdS widmet 1),

geht aber hervor, daß das Institut auch in Z:ukunft auf dem gesamten Gebiet der

Forschung zur deutschen Gegenwartssprache tätig werden will. Eine die Schwer-

punktbildung fördernde Absicht ist in den Richtlinien nicht zu erkennen. Daraus

dürfte sich die Vielzahl der - oftmals aus Drittmitteln frnanzienen - Proiekte

erklären, die bisher berieben wurden und derzeit betrieben werden. An dieser

Beurteilung der Situation hat auch der neue Arbeitsplan nichts Grundsätzliches

geändert, obwohl das Bemühen um Schaffung von thematischen Schwerpunkten

anerkannt wird.

Außerdem orientiert sich das IdS nach seinen eigenen Außerungen an den,,der-

zeit erkennbaren wichtigsten forschungsleitenden Interessen der Sprachwissen-

schaft"2) . Auch dieses Prinzip ist der Bildung von Schwerpunkten nicht förder-

lich. Vermutlich hängt der Mangel an erkennbaren Arbeitsschwelpunkten mit

dem Bemühen um einen engen Anschluß an ieweils aktuelle Entwicklungen der

Linguistik außerhalb des Instituts zusammen. Mit dem Verzicht auf die Heraus-

bildung von Arbeitsschwerpunkten begibt sich das IdS wichtiger §Tirkungsmög-

lichkeiten, die ein Forschungsinstitut von seiner Größe und Ausstattung haben

sollte. Än die Stelle von Eigeninitiativen tritt das Reagieren auf von außen be-

stimmte Interessen.

Es kann zu einer ernsthaften Beeinträchtigung det Tätigkeit eines auf Kontinuität

und Stabilirit bei der Bearbeitung längerfristig angelegter Proiekte angewiesenen

Forschungsinstituts kommen, wenn der Anschluß an die ieweils aktuelle Diskus-

sion der Linguistik zum mtßgeblichen Orientierungspunkt für seine Forschung

wird. Das IdS sollte darum bemüht sein, die Entwicklung auf seinen Schwer-

punktgebieten selbst zu steuern. In Anbetracht der gegenüber den Anfangsiahren

veränderten Ausgangssituation sollte es unverzüglich Schritte unternehmen, um

einige wenige Arbeitsschwerpunkte mit großen und langfristigen Proiekten zu

bilden. Ziel sollte es sein, dem Institut auch unter den künftig zu erwattenden

Bedingungen eine erfolgreiche §Teiterarbeit za ermöglichen. Die Aufgabe des

Instituts kann nicht länger darin bestehen, sämtliche oder auch nur viele Teilge-

biete der Gegenwartssprache durch seine Forschungsarbeit abzudecken.

Bei der Entscheidung über die Bildung von Schwerpunkten in seiner Forschungs-

arbeit sollte das IdS beachten, daß

sie von herausragender wissenschaftlicher Bedeutung sind,

ihre Bearbeitung die Bereitstellung größerer Materialmengen und die länger-

fristige Tätigkeit eines hoch spezialisierten wissenschaftlichen Personals er-

fordern,

sie im wesentlichen mit seiner durch die Grundausstattung gegebenen Ar-

beitskapazität bewältigt werden können.

t) Vgt. oben S. 11 f.

2) Institut für deutsche Sprache. Planung fü'r die Jahre 1979 bis 1982' S' 3'
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Der §Tissenschaftsrat ist der Meinung, daß nicht mehr als drei thematische For-

schungsschwerpunkte gebildet wetden sollten . Zweidavon könnten in den Berei-

chen Lexikographie (,,Interdisziplinäres §flörterbuch") und Grammatik (,,§7is-

senschaftliche deutsche Grammatik") liegen. Sollte sich das Institut für diese

beiden Schwerpunkte entscheiden, so wäreanntraten, daß es den Hauptteil seiner

personellen Ressourcen auf diese beiden Gebiete konzentriert. Daneben könnte

allenfalls noch ein kleineres Profekt aus der ietzigen Abteilung ,,Sprache und

Gesellschaft" betrieben werden.

Voraussetzung für die Umstellung der Institutsarbeit auf Schwerpunkte, wie sie

hier vorgeschlagen werden, ist die Erarbeitung eines wissenschaftlichen Kon-

zepts. Das muß dutch qualifizierte §Tissenschaftler geschehen. Nur wenn sie als

Leiter für die vorgesehenen Schwerpunkte zur Verfügung stehen, kann die

Neubestimmung der Fotschung mit Aussicht auf Erfolg eingeleitet werden.

Der Leiter des jeweiligen Forschungsschwerpunktes muß die füt erfolgreiche

Arbeit nötige Entscheidungskompetenz erhalten. Soweit gegenwärtig rechtliche

Regelungen dem entgegenstehen, sollten Anderungen ef§/ogen werden. Das füt
die Sicherung eines geordneten Arbeitsablaufs erforderliche rJüeisungsrecht ist

mit dem kollegialen Austausch wissenschaftlichet Argumente unter den Mit-

gliedern einer ArbeitsgruPPe durchaus verträglich.

Der Anspruch des IdS, sehr vielen Aufgaben gleichzeitig und mit gleicher Inten-

sität nachzukommen, ließ sich in der Vergangenheit mit den finanziellen und

personellen Möglichkeiten der Grundausstattung nicht verwirklichen. Im Laufe

det Zeit sind erhebliche arbeitsrechtliche und strukturelle Schwiedgkeiten für

den Betrieb des IdS erwachsen, weil in ungewöhnlich hohem Umfang Drittmittel
eingeworben wurden. Der §Tissenschaftsrat hält diese Politik für unzweckmäßig;

er schlägt daher vor, im Zusammenhang mit der Neustrukturierung des For-

schungsprogramms die noch laufenden Drittmittelprojekte möglichst bald zu

beenden. Das Institut sollte sich nicht scheuen, einzelne Proiekte unter Umstän-

den auch mit Teilergebnissen zu beenden, wie das im Fall des ,,Lunder Korpus"

bereits geschehen ist.

Für die Beurteilung des Erfolgs der wissenschaftlichen Atbeiten hat das

Kuratorium 1978 Grundsätze beschlossen, die die Absicht verfolgen, die einzel-

nen Projekte einheitlichen Beurteilungsmaßstäben zu unterwerfen; in ihrer iet-

zigen Allgemeinheit regeln sie iedoch lediglich Verfahrensfuagen-

Der §Tissenschaftsrat tegt atn, die weitere Entwicklung der wissenschaftlichen

Arbeit des IdS in Abständen von etwa drei bis fünf Jahren durch unabhängige

§Tissenschaftlet beurteilen zu lassen. Dieses Gremium sollte vom zuständigen

Minister des Sitzlandes berufen werden. Ihm sollten höchstens fünf Mitglieder

angehören; darunter sollten zwei §Tissenschaftler aus dem Ausland sein. Das

Gremium sollte über seine Beurteilung der Qualität der wissenschafdichen Arbeit

des Instituts dem Kuratorium berichten.
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b) Service für die Forschung

Auch in Zukunft besteht ein erheblicher Bedarf an Serviceleistungen des Instituts
in der linguistischen Datenverarbeitung sowie in der Information und Dokumen-
tation. Dieser Bedarf dürfte noch ansteigen. Auch als das zen$ale Forum für die

germanistische Sprachwissenschaft dürfte das IdS noch an Bedeutung gewinnen.

Diese doppelte Aufgabenstellung, Forschung und Service für die Forschung,

sollte auch in der Gliederung des Instituts zum Ausdruck kommen, etwa durch

Gliederung in eine Forschungs- und in eine Serviceabteilung.

Aufgabe dieser Serviceabteilung sollte die Veranstaltung von Tagungen und

Kolloquien sowie die Dokumentation und Informationsvermitdung sein. Das

IdS sollte dafüt Sorge tragen, seine derzeitige Position als Zentrum der germani-

stischen Sprachwissenschaft zu festigen und auszubauen. Bei der Planung der

Tagungen wurde bisher nicht immer Rücksicht auf die eigenen Forschungs-

projekte des IdS genofirmen; daher konnten die wissenschaftlichen Ergebnisse

nicht auf die Arbeit des IdS zurückwirken. Eine Entwicklung in dieser Richtung
ist seit dem Jahre 1970 ruerkennen. Unter den seither veröffentlichten Tagungs-

beiträgen dominieren diejenigen der Gäste. Für künftige Tagungen des IdS sollte

ein ausgewogenes Verhältnis der Beiträge von Mitarbeitern des IdS und von
anderen angesrbbt werden.

§Teiterhin sollte das IdS auch in Zukunft Dokumentationsaufgaben übernehmen.

Es sollte den Bestand an DV-gerecht aufgearbeiteten TextkorPora planmäßig

ausweiten, soweit es sich um Textbestände der Standardsprache handelt. Beden-

ken hat der §Tissenschaftsrat jedoch gegen eine etwaige Ausweitung der Ak-
tivitäten des Instituts in Richtung auf Mundartforschung. Im Interesse einer

Konzentration seiner Arbeit sollte das IdS auch auf Neuaufnahmen für das Zwir-
nersche Spracharchiv verzichten.

Auf dem Gebiet der Datenverarbeitung sollten sich die Leistungen des IdS auf
Aufgaben beschränken, die ihm von der Forschung gestellt werden. Eine wesent-

liche Aufgabe für die nächsten Jahre sollte darin bestehen, die Programme füt die

bereits vorhandenen Teilkorpora kompatibel zu machen.

Gelehrten-Nachlässe sollte das Institut dann übernehmen und aufarbeiten, wenn

diese mit seinen Forschungsschwelpunkten in unmittelbarem Zusammenhang

stehen. Darüber hinausgehende Archivierungsaufgaben sollte es dagegen nicht
übernehmen. Sie sollten anderen Institutionen überlassen bleiben'

Zt den Serviceaufgaben des Instituts sollte weiterhin das Referatenorgan ,,Ger-
manistik" gehören. Diese bibliographische Zeitschtift erfreut sich großen inter-
nationalen Ansehens. Ihr §Teitererscheinen sollte gesichert werden. Da sich die

Zusammenarbeit der Redaktion mit einem Vedag in Tübingen bewährt hat, sollte

die Redaktion ,,Germanistik" weiterhin als Außenstelle geführt werden.
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II. 3. Ztmwissenschafdichen Personal

a) Leitung

Die wissenschaftliche Verantwortung für die Forschungsschwerpunkte muß von

qualifizierten Wissenschaftlern wahrgenommen werden. Außerdem muß eine

enge Zusammenarbeit zwischen dem Institut und den fachnahen Instituten und

Fachbereichen der benachbarten Hochschulen hergestellt werden. Nur wenn es

gelingt, das Institut in eine fruchtbare §Techselbeziehung zu den Hochschulen zu

bringen, kaon es sich den notwendigen Zusammenhang mit der wissenschaftli-

chen Entwicklung sichern.

Der lü(/issenschaftsrat sieht eine Möglichkeit zur Neuregelung der wissenschaftli-

chen Leitung und zur Herstellung eines Zusammenhangs mit den Hochschulen

darin, daß das Land Baden-§(ürttemberg drei bis vier Leerstellen für die leitenden

§Tissenschaftler des Instituts bei den benachbarten Universitäten einrichtet. Nach

Möglichkeit sollte es sich um C3/4Stellen handeln. Diese Stellen sollen im §7ege

einer gemeinschaftlichen Berufung vom IdS und der ieweiligen Hochschule be-

setzt werden.

Ein Anfang sollte mit der zur Zeit nicht besetzten zweiten Direktorstelle des

Instituts gemacht werden. Sie könnte in Verbindung mit einer Leerstelle an der

Universität Mannheim ausgeschrieben werden; sie wäre dann von Universität

und Institut gemeinsam zu besetzen. Der Neuberufene hätte die Leitung eines

Schwerpunktes zu übernehmen; im Anschluß daran müßten dann entsprechende

Stellen für die anderen Schwerpunkte geschaffen werden.

Die Inhaber dieser neugeschaffenen Stellen sollten an det Leitung des Instituts

beteiligt werden. Zu gegebener Zeit sollte ein Direktorium bestehend aus den

Inhabern der C3/4-Stellen gebildet werden. Eines der Mitglieder des Direk-

toriums hätte in turnusmäßigem §Techsel die Funktion eines geschäftsführenden

Direktors wahrzunehmen.

b) Wissenschaftliche Mitatbeiter

Die Zalhlder aus Haushaltsmitteln des Instituts besoldeten rJ7issenschaftler sollte

50 nicht überschreiten.

Im Jahre 1978 verfügte das IdS über 56 wissenschaftliche Mitarbeiterl davon

waren 33 Inhaber von Prof ektstellen. Im Jahre 1979 ttxenvon den 49 Stellen, die

mit wissenschaftlichen Mitarbeitern besetzt waren, 25 als Planstellen und noch24

als Projektstellen ausgewiesen. Im Jahre 1980 sind 30 Planstellen mit wissen-

schaftlichen Mitarbeitern besetzt. Hinzu kommen Inhaber von 21,5 Ptoiektstel-

len. Der Abbau der Proiektstellen zugunsten von Planstellen ist eine Entwick-

lung, die der §Tissenschaftsraqausdrücklich begrüßt.

Im Laufe der nächsten Jahre fehlen also 20 weitere Planstellen, um die vom

§Tissenschaftsrat empfohlene Zahl von 50 zu erreichen. Wenn in Ausführung
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dieser Empfehlung neue Stellen zur Verfügung gestellt werden, müssen sie ausge-

schrieben werden. Auf keinen Fall sollten sie zur automatischen Übernahme

befristet eingestellter Projektmitarbeiter in Anspruch genommen werden.

SoIIte das Institut Stellen, die ihm in den nächsten Haushaltsiahren zugewiesen

werden, wegen arbeitsrechdicher Verpflichtungen für bereits im Institut tätige

Mitarbeiter verwenden müssen, so häIt es der rJTissenschaftsrat für unerläßlich,

daß eine Anzahl zusätzlicher Stellen geschaffen wird, die in freier Konkurrenz

vergeben werden. Diese zusätzlich gewährten Stellen sollten unter der Bedingung

eingerichtet werden, daß eine entsprechende Zzhl freiwerdender Stellen künftig
wegFällt.

In jedem Fall sollte die abgeschlossene Promotion die Mindestbedingung füt die

Einstellung eines wissenschafdichen Mitarbeitets sein.

Nach Abschluß der Konsolidierungsphase ist zu erwägen, in beschränktem Um-
fangz:u Ergänzung der Schwerpunkte Drittmittelptoiekte einzuwerben. In sol-

chen Projekten kann die Mitarbeit von Doktoranden sinnvoll sein. Für diesen

Zweck sollten dann gegebenenfalls Mittel für eine Vergütung bereitstehen, die

einer halben BAT Ila-Stelle entspricht. Einige Stellen dieser Art könnten dem

Institut im übrigen auch in seinem ordentlichen Haushalt zur Verfügung gestellt

werden, sobald die Verbindung zu den Nachbaruniversitäten hergestellt ist und

die Betreuung von Doktoranden durch leitende §Tissenschafder des Instituts

möglich erscheint.

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter sollten weiterhin für die Beteiligung am

akademischen Unterricht der benachbarten Hochschulen bereit sein.

Il. 4. Zu den Gremien

Die Mitglie derzthldes wissenschaftlichen Beirats mitsamt seinen Kommissionen

erscheint als ungewöhnlich groß. Es ist zu erwägen, ob nicht im Interesse einer

Straffung der wissenschaftlichen Arbeit und einer Erhöhung der Funktionsfähig-

keit dieses Gremiums eine Reduzierung der Zahl von derzeit 114 Mitgliedern

angestrebt werden sollte.

II. 5. Zusammenfassende Beurteilung

Das Institut für deutsche Sprache ist eine wichtige Einrichtung für die deutsche

Gegenwartssprachforschung; seine Arbeit wird mit großem Interesse von der

deutschen und ausländischen Sprachwissenschaft verfolgt. Eine erfolgreiche
lWeiterarbeit des IdS auf dem Gebiet der Forschung zur Gegenurartssprache setzt

voraus, daß es sich auf einige große Aufgaben konzentriert und daß es sich in
thematischer wie methodischer Hinsicht eine führende Rolle erwirbt. Die Vor-
schläge und Empfehlungen des §fissenschaftsrates zielen darauf ab, das Institut
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bei der Neuorientierung seiner Forschungsplanung und bei der Stärkung der

Forschungsleistung zu unterstützen.

Das Institut für deutsche Sprache erfüllt unter den genannten Vorbehalten die

Voraussetzungen für die gemeinsame Bund-Länder-Förderung:

Ungeachtet eines hohen Anteils an Serviceleistungen für die Forschung ist es

als eine selbständige Forschungseinrichtung anzusehen.

Der Zuwendungsbedarf überschteitet die Mindestförderungssumme.

Die überregionale Bedeutung des Instituts und das gesamtstaatliche wissen-

schaftspolitische Interess€ an seiner Förderung sind zu beiahen.

Der §Tissenschaftsrat empfiehlt daher die §Teiterführung der gemeinsamen Bund-

Länder-Förderung.

Anhang

Vom Institut für deutsche Sprache vorgelegte Unterlagen

Satzung

Jahresberichte 7975 bis 19'l9

Memorandum zur Situation des IdS 1977

lVirtschaftsplan 1979

Verzeichnis der Veröffentlichungen des IdS 1979

'Wissenschaftliche Mitarbeitet des IdS 1979

Ehemalige wissenschaftliche Mitarbeiter des IdS 1980

Arbeitspläne für die Jahre 7977 bis 1987, 7979 bis 1982 und 1980 bis 1984

Lehrveranstaltungen von Mitarbeitern des IdS seit 1975

Veröffentlichungslisten der Mitarbeiter des IdS

Personalübersicht des IdS nach Arbeitsbereichen 1979

Institutsbesuch

Der Unterausschuß hat am 9. November 1979 das Institut für deutsche Sprache

in Mannheim besucht und Gespräche mit Vertretern des Instituts geführt.
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I. Ausgangslage

I. 1. Aufgaben und Organisation

Das Institu t für Zeitgeschichte (ltz) in München wurde 1950 errichtet. Es wird

von der ,,Stiftung zur wissenschaftlichen Erforschung det Zeitgeschichte" ge-

trzgen,die im Ja.hre7967 durch die Bundesrepublik Deutschland und die Länder

Baden-§7ürttemberg, Hessen und Bayern gegründet wurde' Seit 1977 wird das

Institut nach der Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen als selb-

ständige Forschungseinrichtung durch Bund und Sitzland ie zur Hälfte frnanziefi.

Nach § 2 (2) der Satzung hat das Institut die Äufgabe,

Quellen zur Zeitgeschichte, insbesondere zvr Geschichte und Vorgeschichte

des Nationalsozialismus, im Benehmen mit dem Bundesarchiv und den Staats-

archiven der Länder zu ermitteln, zu salruneln und nachzuweisen;

derartige Quellen auszu§/erten und gegebenenfalls in geeigneter rü7eise zu

veröffentlichen;

wissenschaftliche Darstellungen det Zeitgeschichte vorzubereiten, zu untef-

stützen oder herauszugeben.

Organe der Stiftung, einet öffentlichen Stiftung des Bürgerlichen Rechts, sind der

Stiitungsrat und sein Vorsitzender, der Beirat und der Direktor des Instituts.

Der Stiftungsfat besteht aus zwei Vertretern des Bundes, die zusammen drei

Stimmen führen, je einem Vertteter der drei Gründungsländer sowie ie einem

Delegierten aus Nordrhein-§Testfalen und Niedersachsen als Vertreter det

übrigen - seinerzeit übet das Königsteiner Abkommen an der Finanzierung be-

teiligten - Länder. Beschlüsse können nur mit mindestens sechs Stimmen gefaßt

werden. Der Vorsitzende des Stiftungsrates ist Vorstand der Stiftung im Sinne

des BGB; er kann in Eilfällen anstelle des Stiftungstates Entscheidungen treffen.

Der Stiftungsrat stellt Richtlinien für die organisation und verwaltung des In-

stiruts auf und beschließt den Haushaltsplan. Er kann dem Institut im Rahmen

seiner Aufgaben Aufträge erteilen. Die Einstellung von Angestellten der Ver-

gütungsgruppe BAT IV und höher bedarf der Zustimmung des Stiftungstates'

Der Beirat setzt sich aus rüTissenschaftlern zusammen, die vom Stiftungsrat auf

fünf Jahre berufen werden. §Tiederberufungen sind zulässig; vor Neuberufungen

ist der Beirat zu hören. Nach der Satzung gibt der Beirat mit Zustimmung des

Stiftungsrates dem Institut Richtlinien für seine wissenschaftliche Arbeit; er kann

dem Stiftungsrat Forschungsaufträge und Bewerber für §Tissenschaftlerstellen

vorschlagerr. D., Beirat soll die wissenschaftlichen Kontakte unterstützen und

die internationale Zusammenarbeit fördern.

Der Direktor des Instituts wird nach Anhörung des Beirates vom stiftungsrat

bestellt; er leitet die wissenschaftlichen Arbeiten, führt die Geschäfte und voll-
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zieht den Haushalt des Instituts. Vor Maßnahmen von grundsätzlicher oder

größeret Bedeutung hat er das Einverständnis des Stiftungsrates einzuholen. Seit

1979 ist ein Stellvertretender Direktor bestellt worden.

Im Institut besteht seit 1976 als Organ der Beratung und Mitwirkung an det
Institutsleitung ein Institutsrat, dem der Direktor und sieben weitete Mitglieder
angehören, darunter zwei gewählte wissenschaftliche und ein gewählter nichtwis-

senschaftlicher Mitarbeiter. Der Institutsrat tagt etwa einmal im Monat. Außer-

dem finden vierteljährliche Arbeitsbesprechungen aller wissenschaftlichen Mitar-
beiter statt sou/ie einmal im Jahr eine Vollversammlung sämtlicher regelmäßig im
Institut tätiger Mitarbeiter.

Das Institut ist gegenwättig (1979) in fünf Forschungsgruppen sowie in Archiv,
Bibliothek und Verwaltung eingeteilt. Im §Tirtschaftsplm 1979 sind 40,5 Stellen

(37 fur Angestellte, 3,5 für Arbeiter) ausgewiesen, darunter - neben dem

Direktor - 14 Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter. Das Gesamtvolumen des

Haushalts beträgt 3 670 800 DM; davon eirtfallen 837 800 DM auf zweckgebun-

dene Zuschüsse aus Drittmitteln, aus denen ntsätzlichacht wissenschaftliche und
fünf nichtwissenschafdiche Mitarb eiter frnanziert werden.

I. 2. Forschungsschwerpunkte

Die Arbeit deslfZ hat sich in der Vergangenheit auf die §ileimarer Republik und
insbesondercdieZeitdes Nationalsozialismus konzentdert. Die Forschungs- und
Editionstätigkeit bezog sich vor allem auf die Geschichte der NSDAP und ihret
Gliederungen, die Rolle von §Tehrmacht, Polizei, Justiz, Verwaltung und Wis-
senschaft im Dritten Reich, auf die deutsche Außenpolitik und die internationalen
Beziehungen zwischen den §üeltkriegen, auf Emigration, §Tiderstand, Verfol-
gung und Kollaboration, auf das Ordnungsgefüge und die innere Verfassung des

NS-Regimes, auf die Judenvernichtung, die nationalsozialistische Besatzungs-

politik und den außerdeutschen Faschismus. Darüber hinaus hat sich das Institut
seit einigen Jahren auch der Nachkriegszeit zugeutandt und mit Atbeiten zu

Politik und Gesellschaft der amerikanischen und sowjetischen Besatzungszonefl

(1945-1949) begonnen.

Folgende größere, zu einem erheblichen Teil aus Drittmittelnfrnanzierte Projekte
wurden 1978179 zmlfZ beatbeitet:

Rekonstruktion der Akten der Partei-Kznzlei der NSDAP

Die deutsche Justiz und der Nationalsozialismus

§üiderstand und Verfolgung in Bayern 1933-1945

Biographisches Handbuch der deutschsprachigen Emigration nach 1933 (Ge-

meinschaftsprojekt mit der Research Foundation for Jewish Immigration,
New York)

29



Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 1945-1949 (Ge-

meinschaftsprojekt mit dem Bundesarchiv Koblenz)

OMGUS-Proiekt (Gemeinschaftsproiekt mit dem Bundesarchiv Koblenz

und den Staatsarchiven der Länder der ehemaligen US-Zone: Verzeichnung

und Verfilmung der Akten des Office of Military Government for Germany,

United States)

Einzelprojekte hatten zum Gegenstand:

Parlamentarismus im Preußen der §üeimarer Republik (unter Federführung

der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der Politischen

Parteien, Bonn)

Edition und Nachweisung von Hitler-Dokumenten bis 1932133

Hochschulpolitik im Dritten Reich

Einsazgruppen der Sicherheitspolizei und des SD

Die Diskussion um die französische Besatzungspolitik im Kräftefeld der fran-

zösischen Politik 7944-1949

Beamtenpolitik nach 1945

Alliierte und deutsche Strafverfolg*g von NS-Verbrechen nach 1945

Als neue Projekte sind die Dokumentation und Darstellung der Auswirkungen

amerikanischer Besatzungspolitik und der §Techselwirkungen amerikanischer

und deutscher Politik in der US-Zone sowie der Entwicklung der sowietischen

Besatzungszone (SBZ) in Aussicht genommen.

I. 3. Archiv und Bibliothek

Aufbau und Umfang der im Archiv des lfZ betreuten Sammlungen, die vom

Ersten §Teltkrieg bis zur Gegenwart reichen, werden hauptsächlich von den

Forschungs- und Publikationsvorhaben des Instituts bestimmt. §7ährend in der

Gründungs- und Aufbauphase zunächst eine eigene Quellenbasis für die Erfor-
schung der NS-Zeit und ihrer Vorgeschichte zu schaffen war, liegen die Akzente

neuerdings u. a. auf der Emigtation nach 1933 und auf der Nachkriegszeit. Die
Archivbestände sind durch Repertorien und Kataloge erschlossen. Sie dienen

nicht nur als Grundlage für die Forschungen und Editionen des Instituts; sie

werden auch von zahlreichen anderen io- und ausländischen Wissenschaftlern,

Publizisten und Behörden in Ansptuch genommen.

Die Hauptbestände umfassen die Verhandlungsakten und Dokumentenreihen

der Nürnberger Prozesse, die Gerichtsakten weiterer Prozesse zur Verfolgung
nationalsozialistischer Straftaten, eine umfangreiche und auf einzelnen Gebieten
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nlhezv vollständige Sammlung von Mikrofilmen und Fotokopien wichtiger
Quellen, Aufzeichnungen von Ednnerungen von Mitbeteiligten und Zgugen
zeitgeschichdicher Ereignisse (Zeugenschrifttum), private Dokumente wie Kor-
respondenzen und Tagebücher, amdiche und parteiamtlicheDrucksachen aus der
Zeit vor 1945 sowie eine umfangreiche Sammlung von Zeitungen und Zeitungs-
ausschnitten. Äußerdem hat die Zentralstelle der ,,Dokumentation zur Emigra-
tion 1933-7945" (gegründet mit Unterstützung der Deutschen Forschungsge-
meinschaft und in Zusammenarbeit mit anderen Archiven) ihren Sitz imlfZ.

Seit einigen Jahren hat das lfZ mit der Sammlung von Quellenmaterial für die
Forschungen über die Zeit nach 1945 begonnen. Der Umfang an Akten und
Dokumenten auf diesem Gebiet steht iedoch hinter dem vorhendenen Bestand
zur §Teimarer- und NS-Zeit noch weit zurück; allerdings werden gegen Ende
1980 die Akten der amerikanischen Militärverwaltung in Deutschland auf Micro-
fiche zur Verfügung stehen. Das übrige Material besteht in erster Linie aus
Drucksachen, deren Zzbl die der Unterlagen zur Kriegs- und Vorkriegszeit be-
reits überschritten hat.

Ebenso wie das Archiv stellt die Bibliothek des Instituts eine bedeutende Spezial-
sammlung dar. Ihr Bestand von übet 100 000 Bänden umfaßt Literatur aus der
Zeit tnd zur Geschichte des Kaiserreichs bis zu der Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg. Außerdem werden die wichtigsten Publikationen zur europäischen
und außereuropäischen Geschichte des 20. Jahrhunderts erworben. Über 1 300
Titel von Periodika sind katalogisiert; über 300 Zeitschriften des In- und Auslan-
des werden laufend bezogen.

Zu den Aufgaben der Bibliothek gehört auch die laufende Erarbeitung der ,,Bi-
bliographie zur Zeitgeschichte", die als Beilage der,,Vierteliahrshefte fw Zeitge-
schichte" erscheint und bisher weit über 40 000 Titel aufgeführt hat. Sie hat sich
als wichtiges Hilfsmittel für die Forschung erwiesen. Die als Foliobände gedruck-
ten Kataloge der Bibliothek können in zahlreichen anderen Bibliotheken des In-
und Auslandes eingesehen werden.

I. 4. Veröffentlichungen, wissenschaftliche Kontakte, Beratungsaufgaben

Neben seinen eigenen Forschungen publiziert dxl{Zauch andere wissenschaftli-
che Arbeiten zw Zeitgeschichte: so als periodische Serie die ,,Schriftenreihe der
Vierteliahrshefte für Zeitgeschichte" sowie die in lockerer Folge erscheinenden
Reihen ,,Studien zur Zeitgeschichte" und ,,Quellen und Darstellungen zut Zeit-
geschichte". Hinzu kommt die Redaktion der ,,Vierteliahrshefte für Zeitge-
schichte". Vor allem die,,Vierteliahrshefte" genießen hohes inrernationales An-
sehen.

Seit längerem bestehen Verbindungen einzelner Mitglieder des Instituts zu ver-
schiedenen Hochschulen; neuerdings gibt es darüber hinaus eine Vereinbarung
mit der Univetsität München über die Zusammenarbeit bei Lehrveranstaltungen,
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die gemeinsame Beratung von Forschungsproiekten und die veranstartung vonKolloquien und Vorträgen.

In ungewöhnlichem Maße hat das rfZalszusätzliche Aufgaben die Erteilung vonAuskünften und Erstattung von Gutachten für Behörden und Gerichte wahrge_nommen' Von besonderer Bedeutung ist die Sachverständigentätigkeit bei derverfolgung von nationalsozialistischen straftaten und in §r'iedergutmachungs-
und versorgungsangeregenheiten gewesen. rhr umfang hat in retzter Zeit abge_nommen' Außerdem arbeitet das Institut beratend mit Einrichtungen der politi-schen Bildung sowie mit pädagogen und schulbuchverlagen zusammen.
,,Gutachten des Institut s ffu zeitgesc-hichte,. sind in bisher zwei Bänden veröf_fendicht worden.

II. Stellungnahme

rr' l' zut wissenschaftlichen Bedeutung und zu den Forschungsschwerpunkren

Das Institu t für Zeitgeschichte gehött neben dem ,,Max-planck-Institut für Ge_schichte" in Göttingen und den Deutschen Historischen rnstituten in Rom, paris
und London zu den wenigen größeren außeruniversitären historischen For-schlngseinrichtungen der Bundesrepublik Deutschland. Es besitzt unums*ittene
Geltung als zentrale Einrichtung ftii aie sammrung von eueren und dokumen_tarischem Material insbesondere für die Geschictrte des Nionalsozialismus unddes Dritten Reiches, als wichtige verbindungsstelle a.r.irr..rrragigen Forschungund als Arbeitsstätte qualifizierter rüissenschaftler auf diesem Gebiet. Sowohl fürdie deutsche wie für die ausländische Zeitgeschichtswissenschaft ist das Institutvon großer Bedeutung. Ausländische Forscher, die über die Geschichte des Na_tionalsozialismus arbeiten wollen, nehmen in der Regel mit dem IZ verbindung

Neben den wissenschaftlichen veröffentlichungen der Mitglieder des 16'2 beruhtder Ruf des Instituts auf seinen wissenschaftrichen Diensdästungen und samm_lungsarbeiten zlr Geschichte des Nationalsozialismu s. zwx kann das Institutauch auf diesem Gebiet keine Monopolstellung beanspruchen. Aber auch wennwesentliche Impulse der Forschung von Forschern außerhalb des Instituts ausge-gangen sind und wichtige Arbeiten an anderen orten durchgeführt werden, be_ruhen diese doch zu einem guten Teil auf den Forschungs.rgÄrrir..r, und -dienst_leistungen desltZ.

In Anbettacht der nach wie vor großen Bedeutung der Funktion des rfz arsZentralstelle und serviceeinri.htong für die Erforsähong des Nationalsozialis-
mus empfiehlt der rüTissenschaftsrat, daß es dieses Gebiet Iuch weiterhin als zen-trale Aufgabenstellung betrachtet.
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Seit einiger Zeithatdas Institut unter Einsatz eines erheblichen Teils der Arbeits-
kzpuität seine Aktivitäten auf die Nachkriegszeit ausgedehnt, unter besonderet

Berücksichtigung zunächst der Zeit von 1945-1949. Diese Entwicklung er-

scheint grundsätzlich als sinnvoll. Die Arbeit auf dem neuen Gebiet bedarf aber

einer noch stärkeren Strukturierung - sowohl hinsichtlich der Forschungsprojek-
te als auch der Sammlungstätigkeit. Angesichts der Quellenlage und der an ver-

schiedenen Orten bereits angelaufenen Forschung kann nicht erwartet werden,
daß das Institut auch auf dem Gebiet der Nachkriegszeit die Schlüsselposition

erlangen wird, die es für die Erforschung des Nationalsozialismus besitzt.

Zunächst empfiehlt sich eine Konzentration der Tätigkeiten des Instituts auf die

Erforschung der Besatatngszeit und der Politik der Besatzungsmächte sowie der

frühen Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Hier könnte das Institut eine

besondere Sachkompetenz flir die Besatzungspolitik bis mindestens 1955 erlan-

gen; es könnte auf der Grundlage der vorhandenen Mittel eine zentrale Nachweis-

stelle für die zum Teil verstreuten (und in verschiedenen Archiven der Besat-

zungsmächte liegenden) Dokumente und Quellen der Besatzungszeit aufbauen

und darüber hinaus auf eine internationale Koordination det Erforschung der

Besatzungspolitik hinwirken und entsprechende Datstellungen vorbereiten. Zur
Problematik der Besatzungspolitik gehören auch Fragen wie ihr Einfluß auf die

kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung, die Verfassungsentwicklung, die In-
tegration der Bundesrepublik Deutschland in das westliche Bündnissystem und
die Marshall-Plan-Aktivitäten. Darüber hinaus empfiehlt sich in Anknüpfung an

das traditionelle Arbeitsgebiet des Instituts die Erforschung det Nachkriegszeit
unter dem Gesichtspunkt von Folgeproblemen des Nationalsozialismus.

§Teiterreichende Forschungen zur Nachkriegsgeschichte sollten zwat nicht prin-
zipiell ausgeschlossen bleiben; doch sollte sich das Institut vorderhand auf die

genannten Arbeitsgebiete konzentrieren. Hierfür spricht auch, daß das Institut
mit der Einarbeitung in weitere Themen in seinen personellen und sächlichen

Mitteln überfordert wäre und seine Sammluogen und Hilfsmittel dafür nicht
hinreichend genvtzt werden könnten.

Mit dem Institutsdirektor sowie mit Vertretetn des Stiftungsrats und des Beirats

wurde die Frage erörtert, ob sich das Institut für Zeitgeschichte - über die Be-

schäftigung mit der sowjetischen Besatzungspolitik 1945 bis 1949 hinaus - mit
DDR-Forschung befassen soll. Angesichts der personellen Möglichkeiten des

Instituts und im Sinne der wünschenswerten Konzentration der Forschungsar-

beit rät der §Tissenschaftsrat davon ab. Diese an sich äußerst dringliche Aufgabe
kann nicht nebenbei betrieben werdenl damit sollten sich möglichst bald andere

Forschungseinrichtungen mit entsprechend fachlich ausgewiesenen Mitarbeitern
befassen. Auch wechselnde aktuelle Themen wie das Terrorismus-Problem, das

als Aufgabe an das Institut herangetragen wurde, sollten nicht aufgegtiffen wer-
den.
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ll. 2. Zur Sammlungs- und Publikationstätigkeit

Die Servicefunktionen, die von Bibliothek und Archiv dutch Materialsamm-

lungen und Quellenerschließungen wahrgenornmen werden, sowie die Publika-
tionstätigkeit haben großen Anteil an der überregionalen Bedeutung des In-
stituts. Vor allem für Forschungen auf dem Gebiet des Nationalsozialismus ist das

Archiv ein zentrrles Materialdepot. Es empfiehlt sich deshalb, dieses bewährte

und in der Satzung als Institutszweck besonders hervorgehobene Arbeitsgebiet

planmäßig weiterzuführen und zu ergzinzen, da die Erforschung des National-
sozialismus keineswegs als abgeschlossen gelten kann.

In dem I\Iaße jedoch, in dem der Umfang der hier erfotderlichen Archivierungs-
und Erschließungsatbeiten abnimmt, kann sich die Sammlungstätigkeit auf
Materialien zur Nachkriegszeit dchten. Da die Sammlungen des Instituts, andets

als bei staatlichen Archiven, forschungsbezogen angelegt sind, bedarf es einer

präzisen Abgrenzung der künftigen Forschungsbereiche. Archiv und Bibliothek
sind schon seit einiger Zeit bemüht, die allgemeine Lücke in den Materialsamm-

lungen, die für die Jahre 1945146 besteht, zu schließen; bei einer Akzentuietung
der Besatzungspolitik als neuen Schwerpunkt könnte das Material gezielter und

an den Forschungsthemen orientiert gesammelt und gesichtet werden. Gute Vor-
aussetzungen dafür sind bereits gegeben durch den Bestand an amtlichen Veröf-
fentlichungen der wesdichen Besatzungsverwaltungen, vor allem durch die weit
entwickelte Sammlung zur fonzösischen Besatzungsverwaltung.

Mit einer thematischen Bestimmung der Forschungsarbeit zur Nachkriegsge-

schichte würden sich auch die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit und der

Abgrenzung von anderen, insbesondere staatlichen Archiven verbessetn. Zulän-
gerfristigen Forschungsthemen könnten Spezialsammlungen aufgebaut werden,

während für die anderen Äufgaben nur eine Grundausstattung bereitzuhalten

wäre. In der aktiven Dokumentensuche, in det Sammlung von Briefen und Auf-
zeichnungen, insbesondere von Privatnachlässen für die Nachkriegszeit könnte
dzslfZ eine wichtige Rolle spielen. Die enge Bezugnahme auf die Forschungs-

schwerpunkte könnte auch eher gewähdeisten, daß der Aufwand in einer vertret-
baren Relation zum Forschungsertrag bleibt und andere Aktivitäten nicht ge-

lähmt werden.

Neben der klareren Bestimmung der Leitlinien für die Sammlungstätigkeit des

Instituts sollte die Nutzung moderner Dokumentationsverfahren erwogen \iler-

den, insbesondere auch die Anwendung elektronischer Datenverarbeitung.

Für die Bibliothek ergibt sich ein hohet zusätzlichet Finanzbedarf aus dem außer-

gewöhnlich großen Aufwand für Buchbinde- und Restaurierungsarbeiten bei

Veröffentlichungen aus der frühen Nachkriegszeit, die meist in schlechtem Zu-
stand sind. Eine Aufstockung des Bibliotheksetats empfiehlt sich nicht nur zur
Deckung des Nachholbedarfs auf diesem Gebiet, sondern auch generell wegen

der sehr gering erscheinenden Mittel von bisher jährlich 70 000 DM.
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Die umfangteiche Veröffentlichungstätigkeit des Instituts sollte für den gesamten
Bereich der Zeitgeschichte, unter Einschluß der unmittelbaren Gegenwart, im
bisherigen Umfang fortgeführt werden. Das Institut bringt in seinen Publika-
tionsreihen wesentlich mehr Arbeiten, die an anderer Stelle entstanden sind, zur
Veröffentlichung als solche aus dem eigenen Hause. Diese Publikationstätigkeit
ist für die Geschichtswissenschaft von zentraler Bedeutung. Die editorischen und
redaktionellen Arbeiten für die Zeitschrift und die Schriftenreihe des Instituts
stellen eine erhebliche Belastung für die Miarbeiter dar, zumal in nicht wenigen
Fällen die angenommenen Manuskripte in beträchdichem Maße bearbeitet wer-
den müssen; diese Arbeiten sollten iedoch im Interesse der Forcchung auch
weiterhin in vollem Umfang aufrechterhalten werden.

Es ist darüber hinaus wünschenswert, daß das Institut die Federführung von
kollektiven Darstellungen zur Geschichte des Nationalsozialismus und zur Besat-
zungszeit übernimmt, die das gegenwärtige Defizit an Gesamtdarstellungen für
diese Periode schließen helfen könnten.

II. 3. Zu Organisation und Forschungsplanung

Die in der Stiftungsurkunde des Instituts fur Zeitgeschichte festgelegte Zustän-
digkeits- und Aufgabenverteilung zwischen Stiftungsrat, Beirat und Instituts-
direktor hat sich im großen und ganzen bewährt, sollte iedoch in einigen Punkten
übe1prüft werden.

Der Stiftungsrat nimmt auf die Forschungsarbeit keinen direkten Einfluß, sieht
man von den Auswirkungen ab, die sich aus seiner Befassung mit Organisations-
und Personalfutgen etgeben. Zwarktnner nach der Satzung Forschungsaufträge
vergeben; er macht jedoch von dieset Möglichkeit vernünftigerweise keinen Ge-
brauch. Der entsprechende Passus sollte aus der Satzung gestrichen werden.

Die Aufgaben des Beirats umfassen die Beratung und Anregung der Forschungs-
arbeit und die F.ntscheidung über die Veröffentlichungen und Gutachten des

Instituts. §Tichtiger als seine satzungsmäßige Kompetenz, mit Zustimmung des

Stiftungsrates dem Institut Richdinien für die wissenschaftliche Arbeit zu geben,

erscheint seine eher beratende und impulsgebende Funktion. Ein häufigerer
§Techsel in der Mitgliedschaft, wobei die wichtigsten Richtungen der Zeitge-
schichte immer angemessen vertreten sein sollten, erscheint wünschensweft.

Für die Forschungsplanung spielt das Verhältnis von eigenverantworteten und
kooperativen Proiekten sowie die Mischfinanzierung aus Eigen- und Drittmitteln
eine große Rolle. Grundsätzlich ist die Verknüpfung von eigenen und aus Dritt-
mitteln frnanzietten Projekten begrüßenswert. Sie ermöglicht die Einbeziehung
wechselnder Mitarbeiter und eine inhaldiche Flexibilität der Forschungstätigkeit.
Gerade deshalb aber ist eine längerfristige Planung der Forschungsarbeit notwen-
dig, damit die einzelnen Projekte nicht zu weit auseinandedaufen und äußere
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Umstände die Sttuktuderung der Institutsarbeit nicht unangemessen beeinflus-
sen. Der Institutsdirektor sollte in Äbstimmung mit den wissenschaftlichen Mit-
atbeitern und mit dem Beirat die Schwelpunkte längerfristiger Arbeit feststellen,
um eine hinreichend konsistente und konzentrierte Forschungsarbeit des Instituts
zu sichern.

Die Form der prcjektbezogenen Gliederung des Instituts erscheint richtig. Eine
Aufteilung in Fotschungsabteilungen wäre für ein derartiges Institut zu statr. Die
Intensität der Projektdiskussion zwischen Projektleitern und Mitarbeitern war
auch ein Hauptgrund für den mit der Berufung eines Stellvertretenden Direktors
7979 angestrebten Wechsel in der Geschäftsführung, det eine Entlastung des
Direktors von Verwaltungsaufgaben und damit seine stärkere Einbeziehung in
die Proiektarbeit ermöglichen soll. Es sollte aber auch künftig im Interesse der
Kontinuität und der Vertretung des Instituts nach außen an der Position eines
verantwordichen Direktors festgehalten werden.

Diese Binnenstruktur des Instituts läßt den einzelnen Arbeitsgruppen zweifellos
einen größeren wissenschaftlichen Spielraum, als dies bei festgefügten Abteilun-
gen möglich wäre; es werden dadurch abet auch der Größe des Instituts Grenzen
gesetzt. Der §Tissenschaftsmt hat den Eindruck, daß das Institut diese Grenzen
im wesentlichen erreicht hat. Im fnteresse der wissenschaftlichen Fortentwick-
lung erscheint es allerdings notwendig, zwei zusätzliche Wissenschaftler mit be-
sonderer Kompetenz für den Bereich NachkriegszeitlBes*znngspolitik zu ge-
winnen. Im übrigen sollte die Erschließung neuer Arbeitsbereiche nicht über
zusätzliches Personal, sondern über die Umorientierung des vorhandenen erfol-
gen.

\L 4. Zum wissenschaftlichen Personal und zur wissenschaftlichen Zusammen-
arbeit

Durch seinen multidisziplinären wissenschaftlichen Beirat wie auch durch die
Herausgebet der ,,Vierteliahrshefte fär Zeitgeschichte" hat das Institut von An-
fang tn mit wichtigen Vertretern der zeitgeschichtlichen Forschung in Verbin-
dung gestanden. Diese Verbindung hat die Rekrutierung des wissenschaftlichen
Personals beeinflußt und in der Vergangenheit den §7eg von Mitarbeitern an die
Hochschule erleichtert. Hierin ist ein entscheidender §Uandel eingetreten. In den
letzten fünf Jahren hat nur ein festangestellter Mitarbeiter das Institut verlassen.
Angesichts der langen durchschnitdichen Verweildauer der festangestellten wis-
senschafdichen Mitarbeitet ist das für eine Forschungsinstitution norwendige
Mindestmaß an Mobilität kaum noch gegeben. Dies ist für das rfz um so
gravierender, als die neuen Forschungsschwerpunkte Kenntnis und Vertrautheit
mit neuen rWissenschaftsansätzen und Methoden erfordedich machen; langjäh-
rige, in der Etforschung des Nationalsozialismus erfahrene Mitarbeiter auf neue
Gebiete umzuorientieren, ist jedoch nur begrenzt möglich.
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Diese schwierigkeit Iäßt sich durch den Einsatz von aus Drittmittern finanziertenwissenschaftrern zum Te,, aber nicht.hinrei.ilJ;;p..ri.r.r. schon jetztwerden die Forschungsprojekte des Instituts in beträchoiä.m umfang mit Hilfevon Drittmitteln betrieben, teilweise in Zusammenarbeit mit anderen staatlichenoder nichtstaatlichen-Forschungsinstitutionen. 
Der Anteil des aus Drittmittelnfinanzieften wissenschaftrichenlersonals beträgt z,,r zeittknapp 40oÄ und istdamit, vergrichen mit ähnrichen Forschungsinstiruten, rerativ hoch. Gerade die indie Zukunft weisenden und vielversprechenden Forschungsprojekte des Institutssind überwiegend mit Drittmitteln finanziert worden.

um der Gefahr eines Rückgangs der personelren und fachrichen Mobilität zubegegnen, kommt einem ,r.irtalkt., Austausch zwisch.n dem Institut und an_deren Forschungseinrichtungen besondere Bedeutu ng za.Der Kontakt mit deruniverstät München in GesLlt von Arbeitrg.-.irräaften und Lehraufträgenvon Institutsangehörigen hat sich erst spät und nicht ohne schwierigkeiten herge_stellt' solche verbindungen solrten durch die schaffung von Mögrichkeiten füreinen befrisreten personaraustausch intensiviert *.rd.r] Die Bereitstellung vonForschungsstipendien könnte für die Beschäftigung des -ir..rrr.rrrnrichen Nach_wuchses Zwischenstationen eröffnen. Auf diese tü.ir. konnte zugreich ein stär_kerer institutionarisierter Kontakt mit Einrichtungen .rrirr.rr.r, die die spezifi_sche sachkompetenz des Instituts nutzen sowie neue wissenschaftliche Fragestel-lungen an das Institut heranüagen t a.r.rt.r.

Es wäre auch zu begrüßen, wenn das Institut größere Aktivitäten in der Durch_führung von und re,nahme an Forschungsko,oquien und Arb.it.trgrngen enr_wickelte' Bei der Diskussion moderner rorr.horgs 
^rrarr.irt a* Institut bisherwenig veftreten gewesen. Es sorte auf eine stärk-ere zusammenarbeit mit Juri_sten' Politik-' sozial- und §Tirtschaftswissenschaftlern hinwirken. Bei der Einstel_lung neuer Mitarbeiter sollte der Interdisziplinarität ,rnd Komparatistik stärkereBeachtung geschenkt und eine verstärkung der wirtschaftshistorischen Kom-petenz angestrebt werden.

II. 5. Zusammenfassende Beurteilung

Das Institu t füt zeitgeschichte ist eine unentbehrliche Einrichtung nicht nur fürdie deutsche Geschichrswissenschrfr, ,orrd.r, auch für die an Deutschland unddeutschen zeitgeschichtrichen probt.rrr.r, interessierte §Tissenschaft des Aus_lands' um seine position zu erharten,r.rj 
^,rrr.rbauen, solrte es sowohr in themati_scher wie in merhodischer Hinsicht sein,Forr.horrgrpr"gr"-. auf die empfoh_lenen schwerpunkte konzentrieren und ,.i.r. aÄäi, iarr... profilieren. Mit:.i:." Vorschlägen und Empfehlungen will der §Tissenschafin der sich das IÄtitut in einer phasJder Neubestimm"r* r.J::^;ffi1äi:l:punkte befindet, zur orientierung und Konzentrierung der Aufgaben und zurStärkung der Forschungsleistungi.itrrg.rr.
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Unter den genannten Vorbehalten erfüllt das Institut für Zeitgeschichte die Vor-
aussetzungen für die gemeinsame Bund-Länder-Förderung:

Ungeachtet eines relativ hohen Anteils an Serviceleistungen für die For-
schung ist es als eine selbständige Forschungseinrichtung anzusehen.

Der Zuwendungsbedarf überschreitet die Mindestförderungssumme.

Die überregionale Bedeutung des Instituts und das gesamtstaarliche wissen-
schaftspolitische Interesse an seiner Förderung sind zu bejahen.

Der §Tissenschaftstat empfiehlt daher die §Teiterführung der gemeinsamen
Bund-Länder-Förderung.

Anhang

Vr-lm Institut fiar Zeitgeschichte vorgelegte Unterlagen

,,Institut für Zeitgeschichte", 3. Aufl., München 1979

Stiftungsurkunde

Wirtschaftsplm 7979

J ahresberichte 797 5 -197 8

Gesamtverzeichnis der Veröffentlichungen 1979

Institutsbesuch

Der Untetausschuß hat am 10. Dezember 7979 das Institut für Zeitgeschichte in
München besucht und Gespräche mit Vertretern des Instituts, des Stiftungsrats
und des Beirats geführt.
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I. Ausgangslage

I. 1. Aufgaben und Organisation

Das §Tissenschaftszentrum Berlin (UIZB) wurde im Februar 1969 gegründet. Es

hat die Rechtsform einer gemeinnützigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung;
Gesellschafter sind seit Mai 1,976 die Bundesrepublik Deutschland mit 75olo und

das Land Berlin mit25Yo der Geschäftsanteile. Nach dem Gesellschaftsvertrag ist

dzs WZB ,,eine Trägerorganisation für international besetzte Institute anwen-

dungsbezogener Sozialforschung"; es hat zur Aufgabe ,,die Planung, die Grün-
dung und das Betreiben von wissenschaftlichen Einrichtungen (Instituten,
Projekten, u. a.) in Berlin". Es wird seit7977 nach der Ausführungsvereinbarung
Forschungseinrichtungen von Bund und Sitzland im Verhältnis von 75Yo nt25oÄ
frnanziert.

Das §7ZB hat sich zumZielgesetzt, die Forschungsarbeit der von ihm getragenen

Einrichtungen an solchen Problemen zu orientieren, an deren Lösung ein beson-

deres gesellschaftliches Interesse besteht. Es will sozialwissenschaftliches Grund-
lagenwissen entwickeln und bereitstellen, das von Entscheidungsträgern und

Betroffenen in der Praxis angewandt werden kann. Es strebt die Bearbeitung

komplexer, praxisbezogener Themen in interdisziplinärer und intetnational ver-

gleichender empirischer Forschung innerhalb größerer ForschergruPPen an und

sieht eine besondere Aufgabe in der Vermittlung der Forschungsergebnisse an

Wissenschaft und Praxis.

Organe des rü(/issenschaftszentrums Berlin sind die Gesellschafterversammlung,

das Kuratorium und det Geschäftsführer.

In der Gesellschafterversammlung sind die Stimmen zwischen Bund und Land im

Verhältnis der Geschäftsanteile verteilt. Den Vorsitz führt ein Vertreter des Bun-

des als Vorsitzender des Kuratoriums. Die Gesellschafterversammlung beschließt

über die grundsätzlichen Angelegenheiten der Gesellschaft, insbesondere über

die Errichtung wissenschafdicher Einrichtungen und die Bestellung des Ge-

schäftsführers.

Dem Kuratorium gehören vier Vertreter des Bundes, zwei Vertreter des Landes

Bedin, die Präsidenten der Freien Universität und der Technischen Universität
Berlin, zwei wissenschaftliche Mitarbeiter des §72B, zwei von der Gesellschafter-

versammlung gewählte Vertreter von Hochschulen oder außeruniversitären wis-

senschaftlichen Einrichtungen sowie sieben von den Fraktionen des Deutschen

Bundestages einvernehmlich entsandte Mitglieder an. Die Amtszeit der gewähl-

ten Mitglieder beträgt - bei zulässiger §Tiederwahl - drei Jahre. Vorsitzender ist
ein Vertreter des Bundes, sein Stellvertreter ein Vetreter des Landes Berlin.

Das Kuratorium wirkt bei der Bestimmung der Forschungsziele und in allen

forschungspolitischen und finanziellen Angelegenheiten des §üZB mit und be-

schließt die Grundsätzefi)r die Erfolgskontrolle der wissenschafdichen Arbeiten.
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Seine Zustimmung ist insbesondere erforderlich für die Errichtung wissenschaft-

licher Einrichtungen, für den Edaß von Instituts- und Proiektordnungen, für die

Grundsätze der Verwertung von Forschungs- und Entwicklungsergebnissen und

für wichtige Rechtsgeschäfte. Es beruft im Einvernehmen mit der Gesellschafter-

versammlung die Leiter der wissenschafdichen Einrichtungen des WZB und

überwacht die Geschäftsführung.

Der Geschäftsführer vertritt die Gesellschaft und hat der Gesellschafterversamm-

lung und dem Kuratorium sowie bei wichtigem Anlaß dem Kuratoriumsvorsit-
zenden und seinem Stellvertreter zu berichten. Er wird von der Gesellschafterver-

sammlung bestellt untef Zustimmung des Kuratoriums, die nur mit einer

Dreiviertelmehrheit versagt werden kann. Der Geschäftsführer führte bis vor
kurzem die Bezeichnung Generalsektetät; seine Amtszeit betrug fünf Jahre,
wiederholte Bestellung war möglich. Im Februat 1980 hat das Kutatodum be-

schlossen, daß der Geschäftsführer künftig erweiterte Kompetenzen haben und

die Bezeichnung Präsident führen solle. Mit §Tirkung vom 1. September 1980 ist

ein Präsident des WZB auf sieben Jahre bestellt worden.

Vom Wissenschaftszenrum Bedin werden gegenwärtig drei Einrichtungen ge-

tragen:

das Internationale Institut für Management und Verwaltung (IIMV),

das Internationale Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung (IIVG),

das Internationale Institut für Umwelt und Gesellschaft (IIUG).

Die Institute sind im Rahmen der konzeptionellen Vorgaben der Trägerorganisa-

rion wissenschaftlich selbständig; ihre Arbeitsweise ist nach dem Selbstverständ-

nis des WZB gekennzeichnet durch

internationale Besetzung,

interdisziplinäre Projektbearbeitung in Forschergruppen,

Anwendungsorientierung der Institutsprogramme.

Im Internationalen Institut für Umwelt und Gesellschaft ist eine, im Interna-

tionalen Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung und im Interna-

tionalen Institut für Management und Verwaltung sind je zwei Direktorenstellen

vorgesehen, die auf jeweils fünf Jahre besetzt werden; die §Tiederbetufung eines

Institutsdirektors ist möglich. Dazu wird vom Kuratorium jeweils ein Berufungs-

ausschuß eingesetzt, dem externe Sachverständige und ieweils ein Vertreter der

wissenschaftlichen Mitarbeiter der Direktoren und der Berliner Universitäten

angehören.

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter werden auf Vorschlag des ieweiligen Direk-
tors nach institutsinternen Beratungen eingestellt. Sie erhalten in der Regel eben-

falls befristete Verträge. Seit kurzem besteht auch die Möglichkeit, unbefristete

Anstellungsverträge abzuschließen.
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Innerhalb der Institute wirken ieweils die Mitarbeiterversammlung oder ein aus
sieben gewählten Mitgliedern zusammengesetzter Forschungsrat auf der Grund-
lage der Institutsotdnung bei der Erstellung von Forschungsprogrammen und
§Tirtschaftsplänen mit und beraten die Institutsleitung. Auf der zentralenEbene
besteht ein in der Satzung nicht verankerter ,,\ü7ZB-Rat.., der Grundsatz_ und
Strukturfragen berät und Empfehlungen ausspricht. Der VlZB-Rat besteht aus
dem Geschäftsführer, den Direktoren und einer gleichen Anzahl wissenschaftli-
cher Mitarbeiter aus den Instituten sowie einem Vertreter des Gesamtbetriebsrats
mit beratender Stimme. Etwa vieruehntäglich finden Direktoren-Besprechungen
zur Unterrichtung durch den Geschäftsführer und zur Konsensbildung in ad-
ministrativen, wissenschaftlichen und forschungspolitischen Fragen statt. Ge-
schäftsführer und Direktoren halten außerdem Herausgeberbesprechungen ab, in
denen über die Veröffentlichungen in den Buchreihen des §7ZB entschieden
witd.

§üissenschaftliche Beiräte sind sowohl für iedes Institut wie auch für das .y{-IZB ils
Ganzes eingesetzt worden. Sie setzen sich jeweils aus höchstens neun bzw. zwölf
externen rVissenschaftlern und Praktikern, darunrer einem Drittel Ausländer,
zusammen. Die Instituts-Beiräte haben u. a. die Aufgabe, bei der Entwicklung
der Forschungsprogramme, bei der Bewertung und wissenschaftlichen Kontrolle
der Projekte und bei der Gewinnung von wissenschaftlichem Personal mitzuwir-
ken. Der vlzB-Beirut berät die organe des wZB bei der Erarbeitung von allge-
meinen Forschungszielen und von Grundsätzen der Erfolgskonrroll., bei äer
Planung neuer Institute und bei der Berufung der Institutsleitung.

Der Haushalt des WZB hat nach dem §Tirtschaftsplan 1980 ein Gesamtvolumen
von22 272 400 DM. Davon sind 5 160 000 DM für Investitionen, 10 16g 000 DM
für Petsonalausgaben und 6 944 400 DM für sächliche Verwaltungsausgaben
veranschlagt. Darin eingeschlossen sind Mittel von Ministerien, Forschrngsfor-
derungsorganisationen und anderen proiektträgern in Höhe von2100 000 DM.
Der Anteil dieser Drittmittel am Gesamthaushalt beträgt somit knapp 10Yo (ohne
Berücksichtigung der Investitionsmittel: nbet l2oÄ). Nach Arrgrl.r, a.s wzn
betrugen die Ist-Ausgaben im Jahr 1980 insgesamt 1g olg740 DM, darunter
Investitionen in Höhe von 680 000 DM (statt über 5 Millionen DM) und Drittmit-
tel in Höhe von2968740 DM. Der Anteil det Drittmittel erhöhte sich damit auf
16,5vo (ohne Berücksichtigung der Investitionen auf über l7%). Der Haushalt
weist 143 Personalstellen aus, davon 86 für wissenschaftliche Mitarbeiter. Aus
Drittmitteln werden außerdem über 30 wissenschaftliche Mitarbeiter finanziert.

Nach Beschlüssen des Kuratoriums des §7ZB von lgTT,fortgeschrieben im pro-
grammbudget 1980, vrar von 1980 bis 1984 ein Ausbau av,f 200 Personalstellen
und eine Erhöhung der Gesamtaufirendungen (ohne Investitionen und Drittmit-
tel) von rund 15 Millionen DM auf 21,8 Millionen DM beabsichtigt. Nach den
revidierten Planungen der Zuwendungsgeber ist nunmehr eine steigerung auf
78,3 Millionen DM vorgesehen; dies entspricht einer durchschnittlichen
nominalen Steigerungsrate von knapp 5%.
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I. 2. Forschungsplanung und Forschungsschwerpunkte

Die Forschung in den Instituten des WZB vollzieht sich auf der Grundlage fünf-
jähriger Schwerpunktprogramme unter der Leitung jeuzeils eines der beiden In-
stitutsdirektoren. Die zentralen Gremien der Trägerorganisation formulieren die
Forschungsziele und legen die Arbeitsgebiete fest; sie berufen den Direktor,
entwickeln das Forschungsprogramm und entscheiden nach Ablauf von fünf
Jahren über dessen Beendigung oder Fortschreibung. Der Direktor ist für die
Forschungsplanungund die umsetzung des programms in konkrete Forschungs-
arbeit verantwortlich. Er wird dabei von den Mitarbeitern und vom Beirat des
Instituts beraten.

Das Internationale Institut für Management und verwaltung als zuerst gegrün_
dete Einrichtung hat seine erste Programmphase 1978 abgeschlossen; die beiden
anderen Institute befinden sich gegenwärtig in der zweiien Hälfte ihres ersten
Programmzeitraums.l) Jede der drei Einrichtungen unterliegt grundsätzlich
einet Bewertung und Erfolgskontrolle ihrer wissenschaftlichen Arbeit durch ex-
terne Sachvetständige; von den ieweiligen Beiräten sind 1978/1979 Evaluations-
berichte vorgelegt worden.

Das Programmbudget 1980 weist für die Institute des §7ZB die im folgenden
aufgeführten Forschungsgebiete aus.

a) Internationales Institut für Management und verwaltung (IIMV)

Das IIMV, dessen Forschung auf privatwirtschaftliches und politisch-
administratives Management ausgerichtet ist, untersucht vor allem die Interak-
tionen von Staat und §Tirtschaft in der Industriepolitik. Es strebt an, Grundlagen
für alternative politische Maßnahmen zu erarbeiten, indem es die internationalen
Problemverflechtungen berücksichtigt und die Erfahrungen anderer Staaten aus-
wertet. Nachdem das Forschungsprogramm der Jafue 1973 bis 197g die sechs
Schwerpunkte Arbeitsmarktpolitik, Regionalpolitik, Sektoralpolitik, Industrie-
struktur, organisation und Management sowie politik und verwaltung umfaßt
hatte, konzentriert sich das Institut ietzt auf die Schwerpunktprogramme Arbeits-
marktpolitik und §Tittschaftsstrukturpolitik, die jeweils von einem Instituts-
direktor geleitet werden. Im Übergang auf den neuen Programmzeitraum sollten
die bis dahin entwickelten Forschungslinien größtenteils nicht abgebrochen, son-
dern umgruppiert und mit der neuen Themenstellung fortgeserzt werden. Die
Ansätze zu einem Forschungsbereich ,,öffentliche Dienstleistungen.. sind aus
dem Institut ausgegliedert worden; die Arbeitsgruppe ist inzwischen aufgelöst
worden.

l) Mit der Errichtung des WZB und seiner Institute hat sich der Wissenschaftsrat bereits in früheren
Jahrenbefaßt:vgl.Empfehlungenundsteilungnahmenlg5&-1971,s. 111-117;1972,s.4247;1974,
S. 29-38; 197 5, S. 21-27.
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Als Forschungsgebiete werden im zweiten Progtammzeitraum seit 1979 bear-
beitet

im Schwerpunkt,,Arbeitsmarktpolitik..:

Funktionsweise von Arbeitsmärkten und industrielle Beziehungen

§Tirksamkeit arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen

Politisch-administrative Bedingungen der Arbeitsmarktpolitik

im Schwerpunkt,,rü/irtschaftsstrukturpolitik.. :

Marktstrukturpolitik

Sektoralpolitik

Regionalpolitik.

b) Internationales Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung (IIVG)

Das IIVG hat nach seinem Gründungsplan die Aufgabe, die Stabilitätsbedingun-
gen, §Tandlungspotentiale und Entwicklungsrichtungen gesellschaftlicher Sy-
steme zu erforschen. Es befaßt sich insbesondere mit den neuartigen Belastungen
für die Industrieländer, die sich sowohl in sektoralen Krisenerscheinunge n, r. B.
auf dem Arbeitsmarkt oder im Gesundheitswesen, als auch in internationalen
Problemverflechtungen, z.B. der Energie- und Rohstoffknappheit, zeigen.
Dieser Ftagestellung wird in zwei Schwerpunkten, die unter der Leitung Äes
ausländischen und eines deutschen Direktors stehen, nachgegangen. Untersucht
werden zum einen mittels Simulationsverfahren die weltweiten Entwicklungen,
zum anderen mittels politisch-ökonomischer Systemanalyse Art und Umfang der
Belastungen innerhalb hochindustrialisierter Geselschaften.

Als Fotschungsgebiete werden seit lgT6bearbeitet

- im Schwelpunkt,,Globale Entwicklungen..:

§Teltmodelle

Internationales Indikatorenhandbuch

fnnovationen und gesellschaftliche Transformationen

- im schwelpunkt ,,Physische, psychische und soziale Belastungen und gesell-
schaftspolitische Bewältigungsstrategien in hochindustrialisierten Gesell-
schaften":

Belastungs- und Beanspruchungsstrukturen in der Arbeitswelt

Arbeits- und Gesundheitsschutz und betriebsnahe Interventionssysteme

Sozialpolitik und Beschäftigungssysrem

Arbeitsbedingte Belastungen und Gewerkschaftspolitik.
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c) Internationales Institut für Umwelt und Gesellschaft (IIUG)

ziel der Forschungen des IIUG ist es, empirisch gesicherte Erkenntnisse im

Beziehungsfeld ,,soziales System und physische Umwelt" zt eratbeiten und damit

Entscheidungsgrundlagen für die umweltpolitik zu liefern' Die voraussetzun-

gen und gesamtgeseflsäaftlichen Auswirkungen umweltpolitischer Ziele sollen

im Kontext anderer gesellschaftlicher zielsetzungen untefsucht und dabei die

Erfahrungen 
"rrder".5 

t^Lteneinbezogen sowie die Mögtichkeiten internationaler

Zusammenarbeit gePrüft werden'

Als Forschungsgebiete werden in dem seitTg7T laufenden ersten Forschungspro-

gramm bearbeitet:

,,Adressaten der Umweltpolitik: Einstellungen, Verhaltensweisen' Reak.

tionen"

Umweltbewußtsein

Konsum und Umwelt

Umwelt und Unternehmen

,,Umweltpolitik: Ziele, Insttumente, rJ7irkungen"

Umweltqualität: Indikatoren und Normen

Instrumente der UmweltPolitik

Umweltpolitik und andere gesellschaftliche Ziele

,,Umweltpolitik: Technologische Aspekte und internationale Entwicklung..

Auswirkungen neuer Technologien auf die Umweltqualität

InternationaleVerflechtungenundlnteresseninderUmweltpolitik.

I. 3. Veröffentlichungen, Tagun gen, Ztszmmenarbeit

Die Forschungsergebnisse der §üZB-Institute schlagen sich in zahlreichenzeit-

schriften- und Buchveröffentlichungen sowie in eigenen deutsch- und englisch-

spmchigenPublikationsreihennieder.seitlgTTgibtdaswzts-zweiBuchteihen
hetaus. Die Reihe

,,Sozialwissenschaft und Praxis" (Athenäum-Verlag)

umfaßt Arbeiten, die für einen breiten Leserkreis in §Tissenschaft und Praxis von

Interesse sind, während in die Reihe

,,schriften des §Tissenschaftszentrums Betlin" (Verlag Anton Hain)

Fotschungsarbeiten über Spezialthemen aufgenommen werden'
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Im Eigenveilag des WZB werden Zwischenberichte und Ergebnisse der laufen-

den Forschungsarbeit der einzelnen Institute und der an ihnen tätigen rWissen-

schaftler sowie Nachdrucke anderweitig publizierter Zeitschriftenaufsätze veröf-
fentlicht:

IIM papers

IIVG preprints

IIVG reprints

IIUG reprints.

Die Gesamtzahl der Eigenpublikationen des WZB in diesen Reihen belief sich in
den letzten beiden Jahren auf jeweils über 200 Titel.

Laufende und geplante Forschungsvorhaben werden jährlich auf englisch und

deutsch in den Berichten

,,Forschung und Veröffentlichungen"

der einzelnen Institute beschrieben. Das

,,Mitteilungsblatt des Wissenschaftszentrum Berlin",

das von den Instituten gemeinsam mit dem Geschäftsführer herausgegeben wird,
bringt aktuelle Berichte. Es erscheint ebenso zweimonatlich wie die

,,Informationen für Padament und Verwaltung",

mit denen speziell Parlamentarier und Verwaltungsangehörige über die Arbeit
des WZB unterrichtet werden sollen. Die Reihe

,,Konferenzen des §Tissenschaftszentrums Berlin"

enthält vorbereitende Arbeiten sowie Referate und Diskussionsbeiträge von
Konferenzen, die der Geschäftsführer des WZB veranstaltet.

Tagungen, Seminare und Vorträge mit in- und ausländischen Iü(/issenschaftlern

werden zu umfassenden Themen und Einzelfta,gen durch den Geschäftsführer
oder die Institute veranstaltet. Der Begleitung und Ergänzung der Forschungsar-

beiten dienen insbesondere

Planungskonferenzen, die in der Vorbereitungsphase neuer Projekte stattfin-
den und der Problemanalyse dienen,

Orientierungskonferenzen, die nach Abschluß von Vorstudien oder in der

Projektmitte die Arbeit überprüfen und den Verlauf des Proiekts korrigieren
sollen, und

Umsetzungskonferenzen, die die Ergebnisse größeter Projekte zusammenfas-

sen und bekanntmachen sowie Anregungen und Kritik aus rWissenschaft und
Praxis für die \Weiterarbeit erbringen sollen.
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In den Jahren 1978 und 7979 fzndenjeweils zwischen 25 und 30 Konferenzen am
WZB statt.

In weiteren Formen der Zusammenarbeit ist das WZB sowohl um Informations-
austausch mit §Tissenschafdern und Forschungsinstituten als auch um Kontakte
zu möglichen Nutzern der Forschungsergebnisse in Politik, Verwaltung und
Wirtschaft bemüht. Mit einer großen Zahl von in- und ausländischen For-
schungseinrichtungen, öffentlichen Stellen, privaten Unternehmen und gesell-
schaftlichen Gruppen bestehen Kooperationsbeziehungen, die von infoÄelen
Gesprächen über laufende Kontakte im Sinne einer Politikberatung bis hin zu
einer festen formell geregelten Zusammenarbeit reichen.

Eine förmliche Regelung enthält der Kooperationsvertrag, der seit 1976 mit den
Berliner Universitäten besteht. Er regelt die Vertretung der Universitäten in den
Organen und Gremien des WZB und sieht die gegenseitige Information und
Zuszmmenarbeit bei Forschungsvorhaben sowie die gegenseitige Benutzung von
Bibliotheken und Rechenanlagen vor; der Vertrag eröffnet auch die MögliÄkeit
gemeinsamer Berufungen und einer Lehrtätigkeit von Mitarbeitern des WZB.

Durch die Betreuuflg von Dissertationen tragen Mitglieder des WZB zurHetan-
bildung des wissenschaftlichen Nachwuchses bei. Promotionen werden dadurch
gefördert, daß Doktoranden nach Beurteilung durch ihren wissenschaftlichen
Betreu€r und einen Gutachtet aus dem §7ZB eine Anstellung als wissenschaftliche
Hilfskräfte finden können, deten Dienstaufgaben sich im Rahmen eines For-
schungsschwerpunktes des Iü(/ZB weitgehend auf die Dissertationsthemen be-
schränken. In den Jahren 1978 und 1979 bestanden 13 bzw. l7 derartige Arbeits-
vertfäge.

U. Stellungnahme

II. 7. Zur wissenschaftlichen Bedeutung

a) Internationales Institut für Management und verwartung (IIMV)

Das Internationale Institut für Management und verwaltung wurde 1970 als
erstes Teilinstitut des §7ZB gegründet. Es hat sich mittlerweile zu einem aner-
kannten Forschungsinstitut entwickelt, dessen Arbeiten im In- und Ausland Be-
achtung gefunden haben.

Von den sechs Schwerpunkten des ersten Programmzeitraums gilt dies in beson-
derem Maße für die Forschung im schwerpunkt ,,Arbeitsmarktpolitik.,. Hier
sind in einem Proiekt die Steuetungssysteme des Arbeitsmarkrs in Frankteich,
Großbritannien, Schweden, der Sowietunion, der DDR und der Bundesrepublik
Deutsch-land vergleichend untersucht und damit nicht nur wissenschaftliche Lük-
ken geschlossen, sondern auch Materialien erarbeitet worden, welche die weitere
Forschung 

^rregen 
können. Projekte zu Entwicklungs- und Strukturfragen der
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Arbeitslosigkeit haben wichtige mikroökonomische Einsichten entwickelt und
mikropolitische Abwehrmaßnahmen nahegelegt.

Im Schwerpunkt ,,Regionalpolitik" sind die wirtschaftspolitisch aktuellen Pro-
blemstellungen der regionalen §Tirtschaftsstruktur und der regionalen §7irt-
schaftsförderung im nationalen und im europäischen Bereich behandelt und
damit die Fragen der Arbeitsmarktpolitik, die in zunehmendem Maße auch als
Probleme der Struktur- und Regionalpolitik gesehen werden, sinnvoll ergänzt
worden.

In diesen Zusammenhang haben sich die Arbeiten im Schwelpunkt ,,sektoral-
politik" eingefügt, die jedoch in sich nicht hinreichend konsistent und unter-
schiedlich weit entwickelt erscheinen. Vom Ansatz her konsequent ist jedoch die
Perspektive dieses Schwerpunkts gewesen, die von einer allgemeinen Vedang-
samung der §Tachstumstaten und branchenmäßigen Stagnationstendenzen aus-
gegangen ist' Von hier aus ist versucht worden, innovationspolitische Instrumen-
te zu erfassen und zu beurteilen, branchentypische Entwicklungstendenzen zu
zeigen, stagnationswehrende Methoden zu erarbeiten sowie schließlich die §rir-
kungsmöglichkeiten des Kapitalmarkts zu untersuchen.

Der Schwerpunkt ,,Industriestruktur" hat sich mit Industrie- und Branchenun-
tersuchungen, mit Problemen der sozialen Kosten und sozialen Nutzen, mit Kon-
zentrationsforschung sowie mit Fragen der organisatorischen Unternehmens-
effizienz befaßt. Hier sind, vor allem auf dem Gebiet der Konzentrationsfor-
schung, wissenschaftliche Ergebnisse za verzeichnen, die Beachtung gefunden
haben. Zu den drei industriepolitischen Schwelpunkten (Arbeitsmarktpolitik,
Regionalpolitik, Sektoralpolitik) haben sich vielfältige Verbindungen ergeben,
insbesondere auf dem Gebiet der industdellen Innovationsförderung.

Innerhalb des Schwerpunkts ,,organisation und Management.. haben sich die
Arbeiten über Art und Effizienz der Beteiligung von multinationalen Korpora-
tionen an industriepolitischen Maßnahmen der Gastländer am fruchtbarsten und
qualitativ bedeutsamsten entwickelt. Das Projekt über das Anpassungsverhalten
von Unternehmen und Individuen an unterschiedliche §Tachstumsbedingungen
hat in so engem Zusammenhang mit den industriepolitischen und industriestruk-
turellen Schwerpunkten gestanden, daß es kaum ein eigenständiges profil gewon-
nen hat. Den Arbeiten zur Partizipationsforschung andeterseits scheint es an
Kohätenz mit den anderen Schwerpunkten zu fehlen; sie haben auch über die
Fülle bereits vodiegender Erkenntnisse zu diesem Thema nicht so entscheidend
hinausgeführt, daß eine gesonderte Proiektforschung durch das IIMV gerechtfer-
tigt erschiene.

Der schwerpunkt ,,Politik und verwaltung" hat sich, methodisch vor allem
angelsächsischen Ansätzen der Verwaltungswissenschaft folgend, hauptsächlich
den Implementationsstrukturen und -problemen der Arbeitsmarkt- und Indu-
striepolitik sowie der öffentlichen Dienstleistungen gewidmet. Dabei wurden
wesentliche, weiterführende Forschungsergebnisse erarbeitet, deren Rang nicht
nur durch die generell zunehmende Bedeutung der Implementationsforschung,
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sondern in besonderem Maße auch durch die im Kontext der anderen Schwer-

punkte des IIMV umfassende und fruchtbare Perspektive zu erklären ist.

Das erste mittelfristige Forschungsprogramm des IIMV, das aus den genannten

sechs Schwerpunkten bestand, ist 1978 ausgelaufen. Einem von den Wissen-

schaftlern des Instituts nicht einhellig vertretenen Vorschlag folgend hat das

Kuratotium des WZB beschlossen, für den zweiten fünfjährigen Programmzeit-

raum die Arbeit des Instituts zu straffen und thematisch zu konzentrieren. Die
früheren Schwerpunkte sind entweder in die neuen Schwerpunkte ,,Arbeits-
marktpolitik" und,,§(irtschaftsstrukturpolitik" integriert oder fallengelassen

worden.

Es ist zu bedauern, daß somit verschiedene Neuland erschließende Forschungsan-

sätze, namentlich in den Bereichen ,,Organisation und Management" sowie

,,Politik und Verwaltung" nicht weiter als eigensrindige Projekte verfolgt wer-

den. Im Sinne einer insgesamt kohärenteren Forschungsplanung, einer stärkeren

Konzentration der Mittel und einer besseren Zusamrnenarbeit innerhalb des In-
stituts ist die neue Schwerpunktsetzung jedoch zu begrüßen. So ist geplant, in
beiden Schwerpunkten die politisch-administrativen Voraussetzungen der

Politikdurchführung zu behandeln; damit werden Arbeiten des früheren Schwer-

punkts ,,Politik und Verwaltung" fortgesetzt und verbindende Gesichtspunkte

zwischen den neuen Schwerpunkten betont.

Das Institut ist bisher den Zielsetzungen des §7ZB gerecht geworden. Angesichts

des überwiegend positiven Eindrucks, den die zurückliegende Forschungstätig-

keit vermittelt, können auch für die Zukunft vom IIMV Forschungsarbeiten von
Bedeutung für die wissenschaftliche Diskussion und die praktische Anwendung

erwartet werden.

b) Internatiooales Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung (IM)

Das Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung hat seine Arbeit 7976 auf-

genommen. Seine beiden Schwerpunktprogramme, die auf den Konzeptionen

der Institutsleiter - eines ausländischen und eines deutschen Direktors - beruhen,

wurden Ende 7977 vom Kuratorium gebilligt. Die Entscheidung, ausgewiesene

§Tissenschaftler mit ihren bereits seit längerer Zeit entwickelten Forschungs-

projekten an das WZB zu holen, hat einen schnellen Beginn der Forschungsarbeit

ermöglicht.

Der Schwerpunkt I hat Probleme globaler Entwicklungen zum Gegenstand. Er
befaßt sich nach der eigenen Programmerklärung mit gesellschaftlichen, na-

tionalen und internationalen §(andlungen und versucht, §Teltmodelle zu

analysieren und weiterzuentwickeln, politische und sozia,le Datenhandbücher

vorzubereiten sowie Innovations- und Ttansformationsstrategien zu untersu-

chen. In Forschungsarbeiten von hoher Komplexität werden hier vordringliche

globale Probleme, von denen die hochindustrialisierten Ländet besonders stark

beroffen sind und die nicht von einem Land autonom zu lösen sind, in Angriff
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genommen. Mit Hilfe von Simulationsmodellen wird der Versuch gemacht, Eng-
pässe vorauszusagen, die sich in den kommenden 30 Jahren mit §Tahrscheintich-
keit ergeben werden, und dafür alternative Lösungswe ge alfzuzeisen. Parallel
dazu sollen die sozialpolitischen und ökonomischen Grundvariablen näher be-
stimmt und für weitere Forschungen verfügbar gehalten werden.

Das Bearbeiten dieser umfassenden Thematik ist verdienstvoll, zumal sie auch in
der Bundesrepublik Deutschland sonst nicht aufgegriffen wird.l) Der hohe wis-
senschafdiche Rang der Arbeiten ist - auch international - unbestritten, wie sich
aus der weltweiten Rezeption und Anerkennung ergibt. Allerdings bleibt, so
wichtig eine zusammenfassende Gesamtschau auch ist, die Frage offen, ob ein so
umfassender Ansatz nicht auch Gefahr läuft, zu global zu sein; ein stärkeres
Bemühen um Anwendungsmöglichkeiten und um theoretisch integrative Ar-
beiten scheint daher wünschenswert zu sein.

In Schwerpunkt II werden die innerhalb hochindustrialisierter Gesellschaften
entstehenden Belastungen und die Möglichkeiten zu ihrer Bewältigung unter-
sucht. Diese Thematik bezieht sich somit a:uf zentralegesellschaftliche und gesell-
schaftspolitische Sachverhalte, die in ihren komplexen Bedingungszusammen-
hängen und sich beschleunigenden Auswirkungen auf die Lebensbedingungen
die Diskussion in Wissenschaft und öffentlichkeit zunehmend prägen. Die Ar-
beiten des Schwerpunktes II des IIVG haben sich jedoch dabei auf engere Berei-
che konzentriert, wie die gesundheitlichen Belastungen am Arbeitsplatz und
daratf bezosene Problemlösungsverfahren im Beschäftigungssystem. Dabei wird
von der theoretischen Grundaonahme ausgegangen, daß der Gesundheitszustand
von der sozioökonomischen Gesamtlage des Betreffenden abhängt.

Dieser vom Schwerpunkt II verfolgte Ansatz verdient Anerkennung und För-
derung, besonders da in der deutschen Arbeitsmedizin und der Prävention der
Aspekt der sozialen Einbettung und Mitverursachung vernachlässigt wurde. Die
Ergebnisse der bisherigen empirischen Ärbeiten gehen jedoch noch nicht sehr
weit über den bisher üblichen Ansatz der medizinischen Risikotheorie hinaus, so
daß Schlüsse auf die Leistungsfähigkeit des Neuansatzes kaum gezogen werden
können. Hier wird eine nicht leicht zu überbrückende Kluft zwischen den
theoretischen Grundannahmen über soziale Wirkungsfaktoren und globale
Zusammenhänge einerseits und dem empirisch Faßbaren andererseits erkennbat.
Mit der Anwendungsorientierung der Forschungsarbeiten hat sich auch eine
Tendenz entwickelt, naheliegende Deutungen und Anwendungsmöglichkeiten
nicht weiter zu hinterfngen. Es scheint edordedich zu sein, die zukünftigen
Arbeiten in zwei unterschiedliche Richtungen zu erweitem: Einmal die empiri-
schen Arbeiten mehr auf die Prüfung der Annahmen über einbettende soziale
Bedingungen und deren §Tirkungsweise auszudehnen, zum anderen auch
theoretische Arbeiten zu intensivieren, um den zunächst globalen theoretischen
Erklätungsans tz zu differenzieren und zu präzisieren und dann konkretere
Hypothesen zu erarbeiten, die empirischer Prüfung zugänglich sind.

1) Abgesehen von den Arbeiten - vor allem von E. Pestel - für den Club of Rome.
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Korrekturen am theoretischen Ansatz könnten sich auch aus dem internationalen

vergleich ergeben, der entgegen dem eigenen Anspruch des §7ZB hier sehr zu

kurz kommt. Det Vergteich begnügt sich oft mit der Feststellung des Not-

mativen, indem z. B. die Arbeitsschutzbestimmungen, nicht aber ihre Auswir-

kungen oder die tatsächlichen Arbeitsschutzbedingungen in verschiedenen Län-

dern verglichen werden. Der internationale Vergleich ist eine besonders wichtige

Aufgabe]ftir deren Wahrnehmung andere Forschungseinrichtungen in der Bun-

desrlpublik Deutschland nicht annähernd so günstige Bedingungen vorfinden

wie das IIVG.

Offen bleibt schließlich auch, wie in Zukunft die beiden Schwerpunkte des IIVG

nt einerengeren Kooperation kommen können. Die Direktoren haben die Ab-

sicht bekundet, die Arb.it.r, stärker aufeinander zu beziehen und zwischen den

Schwerpunkten enger z:usummer,zuarbeiten'

Für die weitere Entwicklung kommt auch dem Beirat eine wichtige Aufgabe zu'

Der bisherige Beirat des IIVG, aus ,,§(/issenschaftlern" und ,,Praktikern" zusam-

mengesetzt, hat sich für die Begutachtung in zwei Gruppen aufgeteilt, von denen

sich fe eine auf einen Schwerpunkt konzentriert hat. Dabei hat sich die Mehrheit

der Praktiker dem schwerpunkt II zugewandt. Füt die Erschließung praktischer

untersuchungsfelder, die Berücksichtigung der in der Praxis bestehenden In-

reressen von in der Industrie Beschäftigten und die Diskussion der Möglichkeit'

Forschungsergebnisse anzuwenden, ist dies sicher sinnvoll. Allerdings ist das

nicht die iinzig.Funktion eines Beirates. Es etscheint daher wünschenswett, die

andere bisher vernachlässigte Funktion zu stärken, die eines §Tiderparts, der

skeptische Fragen stellt und Anregungen gibt. Insofern ist es notwendig, daß der

Beirat eine Verstärkung durch ausgewiesene lwissenschafder erPihrt, die auch

unterschiedliche wissenschaftliche Positionen repräsentieren sollten; der Beirat

sollte auch die Möglichkeit wahrnehmen, kritische Anregungen zu geben, untef

anderem auch zur engelen Kooperation der beiden Schwerpunkte'

Das IIVG ist in kurzer zeit zu einet in der internationalen und der deutschen

Forschung anerkannten und beachteten Einrichtung geworden' Die Anlaufohase

des IIVG mit ihret zunächst breiteren Aufgabenstellung kann ietzt als abgeschlos-

sen betrachtet werden. Die schwerpunkte sollten sich nunmehr im oben ange-

deuteten sinne weiter konsolidieren und stärket aufeinander beziehen' Es läßt

sich feststellen, daß die Forschungen des IIVG vielversprechend begonnen haben

und weitere Unterstützung verdienen'

c)InternationaleslnstitutfürUmweltundGesellschaft(IIUG)

Das Internationale Institut für Umwelt und Gesellschaft betreibt gesellschaftswis-

senschaftliche Umweltforschung. Es beschäftigt sich in seinem seit 7977 laufen-

den ersten Fünfjahresprogr"-Ä (1) mit Einstellungen, Verhaltensweisen und

Reaktionen von Adress"t"r, d., u-weltpolitik, (2) mit umweltpolitischen zielen,

Instrumenren und wirkungen, sowie (3) mit technologischen Aspekten der um-

weltpolitik in der internationalen Entwicklung'
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Mit den Arbeiten auf diesen drei Gebieten, die gemeinsam von einem Direktor
geleitet wutden, hat das IIUG ein breites Spektrum von Forschungsvorhaben in
Angriff genommen. Es hat sich dabei zunächst auf das erste Gebiet konzentriert
und sich im dritten Gebiet damit begnügt, eingehendere Forschungsarbeiten
durch begrenzte Teilprojekte vorzubereiten. Die bisher vorgelegten Arbeiten
sind - entsprechend dem unterschiedlichen §Tissensstand in dem jeweiligen Pro-
blembereich und dem teilweise noch unbefriedigenden Entwicklungsstand der
methodischen Instrumente - von recht verschiedenartigü Qualität. Es können
beispielsweise Arbeiten genannt werden, die sich mit

konzeptioneller Grundlagenforschung (2. B. det theoretischen Fundierung
von Systemen sozialer Indikatoren),

Informations- und Dokumentationsproblemen der umweltforschung,

den makroökonomischen Aspekten der Umweltpolitik (der Problematik der
Einkommensverteilung oder den sektoralen und regionalen §Tirkungen der
Umweltpolitik, z. B. des Benzinbleigesetzes oder der Umweltschutzindu-
strie),

den Konsequenzen des Umweltschutzes im Untemehmensbereich (insbeson-
dere der Erstellung von Sozialbiltnzen und den Auswirkungen der Normen
auf dem Gebiet der Luft- und lWasserreinhaltung auf die interne Organisation
der Unternehmen),

den Strukturen umwelpolitischer Entscheidungsprozesse einschließlich der
Pattizipttionsmöglichkeiten der Betroffenen (2. B. der Umweltverträglich-
keitsprüfung),

den Reaktionen interessierter Gruppen und der Öffentlichkeit auf Umwelt-
frzgen (insbesondere den veränderungen des umweltbewußtseins, den
Zusammenhängen zwischen Umweltbewußtsein und §Tahlverhalten, den
Strategien zur Hebung des Umweltbewußtseins, der Akzeptanzkrise der For-
schungs- und Technologiepolitik),

den Umweltproblemen in der Landwirtschaft (vor allem im Zusammenhang
mit der agrartechnologischen Entwicklung),

den sozialen und psychischen Fqlgen defizienter umweltbedingungen, d. h.
der Belastbarkeit und Kompensationsfihigkeit des Menschen,

den umweltproblemen in Entwicklungsländern (Auswirkungen der soge-
nannten Grünen Revolution),

dem spannungsverhältnis zwischen umweltpolitik und rourismus und

mit der internationzlen Zustmmenarbeit in der Umweltpolitik

befassen.

Entsprechend der international-vergleichenden Arbeitsweise des §Tissenschafts-
zentrums sind dabei vielfach auch Anregungen aus der ausländischen §Tissen-
schaft - vor allem aus den usA - aufgegriffen und weitergeführt worden.
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Schon die Übersicht über die bisher verfolgten Themen läßt etkennen, daß das

Forschungsprogramm des Instituts außetordentlich weitgespannt ist. Innerhalb

seiner zielsetzungen konnte eine vielfalt von Problemfeldern mit gznz untef-

schiedlichen methodischen Ansätzen bearbeitet werden' Dabei stehen die Bei-

träge der verschiedenen im Institut veftfetenen Fachdisziplinen teilweise unver-

bunden nebeneinander. Für die zukünftige Arbeit des Instituts verspricht eine

stärkere Konzentration auf bestimmte Forschungsschwerpunkte innethalb eines

klarer definierten theoretischen Bezugsrahmens einen besseren Ertrag' Sie würde

eine intensivere wissenschaftliche Bearbeitung konsistenter Fragestellungen

durch stärker aufeinander bezogereBeiträge aus verschiedenen Fachrichtungen

ermöglichen. Zugleich dürfte dadurch eine allzu aktuellen Problemen verhaftete

Forschung vetmieden werden.

Das Institut hat eine norwendige erste Exploration seines Aufgabengebiets durch

breitgestreute Einzeluntersuchungen geleistet. Nunmehr sollte diese Experimen-

tierpf,ase beendet und der Schritt zu anspruchsvollerer Forschung auf ausgewähl-

ten Gebieten getan werden. Die Auswahl der dafür geeigneten Forschungs-

schwerpunkte muß dem §üissenschaftlerstab des Instituts selbst übedassen

bleiben. Die bisher vorgelegten Forschungsergebnisse bieten iedoch eine wert-

volle Orientierungshilfe. So erscheint vor allem der Bereich der Umweltpsy-

chologie und der Implementationsforschung auch für die weitere Arbeit erfolg-

,.rspi=..h. nd. Zuderrk.n wäre ferner an eine Konzentration auf bestimmte Um-

weltbelastungen.

Der allgemeinen Zielsetzung des §Tissenschaftszentrums ist das Institut bereits in

d.n ersi.n Jahren seiner Forschungsarbeit in beachtlichem Maße gerecht gewor-

den. Die Publikationen sind in etwa gleichstarkem umfang sowohl theoretisch an

der wissenschaftlichen Diskussion orientiert als auch praktisch auf die Anwen-

dung in der Politik und die öffentliche Meinungsbildung bezogen. Das Institut

"rb.it.t 
mit zahlreichen Forschungseinrichtungen und staatlichen Institutionen

im In- und Ausland zusammen. Die Reaktionen politischet Entscheidungsträger

auf die Forschungen zum umrweltbewußtsein haben dem Institut Anregungen

gegeben. Dem Institut ist ferner vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-

Irg.. ,r"fr.gelegt worden, sich stärker mit Fragen der Technologiebewertung zu

befassen.

Insgesamt hat das Institut seine Forschungsarbeit noch nicht so weit entwickelt

unJgefestigt, daß eine eingehende Beurteilung möglich wäre. Voraussetzung für

die Entwicklung zu einer horschoogseinrichtung von hoher Qualität wird sein,

daß die mit der Ernennung des bisherigen Direktors zum Präsidenten des lü(/issen-

schaftszentrums verbundln. Verringerung der Forschungs kapazität des IIUG

baldmöglichst wettgemacht und ein neuer Direktor an das Institut berufen wird'

Von der fachlichen-Qualität und Kompetenz dieses lüTissenschaftlers wird es vor

allem abhängen, ob das Institut die bei seiner Gründung gehegten Erwartungen

auch längerfristig erfüllen kann'
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II. 2. ZtKonzeption und Organisation

Die von den Instituten des W'issenschaftszentrums Berlin bislang dutchgeführten

Arbeiten halten sich zum weitaus überwiegenden Teil innerhalb des von der

KonzeptiondesWZBvorgegebenenRahmens.DasProgramm,inaktuellen
Schwerponktbereichen "r,*.rdrrrgsorientierte, 

interdisziplinäre' international

vergleichende empirische Forschung zu betreiben, ist weitgehend ausgefüllt wor-

den.

Die Forschungsgfuppen des WzBhaben sich mit Erfolg darum bemüht, durch

ihre konkrete Forschungsarbeit die einzelnen Komponenten dieser Konzeption

in ihren Möglichkeit.r, orrd schwietigkeiten näher zu bestimmen und ihnen ge-

rechr zu werden. sie haben sich dabei von externen Sachverständigen betaten

lassen und sich einem Verfahren zur Bewertung der Forschungsarbeit gestellt'

Nach Auffassung des §Tissenschaftsrates entspricht die Aufgabenstellung des

'§(issenschaftszentrums Berlin einem wissenschaftlichen Interesse und einer

zunehmenden Nachfrage nach sozialwissenschaftlicher Beratung, überwiegend

aus dem nationalen o.rJ in,.rrrrtionalen staatlichen Bereich. Für ihre Verwirkli-

chung erscheint die institutionelle Form einer aus öffentlichen Mitteln frnanziet-

ten außeruniversitären wissenschaftlichen Einrichtung als eine gegenwärtig ange-

messene Lösung. Institutionen wie das vlzB,die im spannungsfeld von wissen-

schaftlichen Erkenntnis- und praktischen Anwendungsinteressen stehen und sich

der anwendungsorientierten Grundlagenforschung widmen, haben für das ver-

hältnis von rüTissenschaft und Praxis eine vermittelnde Funktion' Der §Tissen-

schaftsrat hält es für nützlich und legitim, daß solche Institutionen im

außeruniversitären Bereich und mit ihnen eine dezidiert anwendungsorientierte

Art der Forschung gefördert werden, sofern sie hierzu genügend qualifiziert sind

und dies nicht zu Lasten der universitätsforschung geht. In diesem Zusammen-

hang muß der rüTissenschaftsrat efoeut - wie bereits in seiner stellungnahme zuf

Er.lhtorrg des §7ZB von 1970 - feststellen, daß immer noch an den Hochschulen

nur selten die voraussezungen daffu gegeben sind, umfassende, fächerüber-

greifende Forschung in den §ozialwissenschaften in Zusammenarbeit von rJüis-

senschaft und PraxiI so zu gestalten, daß sie zur wechselseitigen Anregung und

Ergänzurgzwischen ForsÄrrrg und praxis führen kzr,. zwar werden in der

Hochschulforschung immer *[d.t einzelne Vorhaben dieser Art mit Erfolg

durchgeführt; offen[ar ist es dort derzeitiedoch schwierig, Forschungsaufgaben

in der empirischen Sozialforschung in einer den Progfammen des §7ZB vetgleich-

baren Breite und Dichte zu bearbeiten'

Auf der anderen seite können die Aufgaben des wzB auch nicht von privatwirt-

schaftlich organisierten Instituten wahrgenorunen werden, da die Abhängigkeit

vom konkreten Anwendungsbedarf und ieweiligen Auftragsstand der Entfaltung

systematischer Grundlagenforschung abträglich wäre. So sinnvoll demnach die

institutionelle Form einer außeruniversitären Forschungseinrichtung ohne Er-

werbscharakter gegenwärtig erscheinen mag, so dürfen gleichwohl die wün-

schenswerten Verblndurrg.n mit den Hochschulen nicht aus dem Auge verloren
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werden. Es sollten gezielteAnstrengungen unternommen werden' um das WZB

stärker mit Forschung und Lehre insbesondere an den Bediner universitäten zu

verzahnen.

Die Grundkonzeption des §7ZB wird von seinen zenualen organen - Gesell-

schafterversammlung, Kuratorium, Geschäftsführer - getragen, die sich bisher

vor allem mit dem Äfb"u der Institute, der Festlegung der Forschungsschwer-

punkte und der Entwicklung des Forschungsbewertungsverfahrens befaßt

haben. Mit diesen Aufgaben, di..ro, allem dann wirksam werden, wenn über die

Einrichtung n.t..r od.i die Fortschreibung bestehender Forschungsschwerpunk-

te zu entscheiden ist, werden nach dem selbstverständnis des wzB die Funk-

tionen einer Trägerorganisation wahrgenommen' Das WZB ist die einzige nach

der ,,Ausfüh*.rgs.r.ränbarung Fotschungseinrichtungen" geförderte ,,Träger-

organisation"; von der sache lrer ist es iedoch als eine selbständige Forschungs-

einrichtung mit verschiedenen Teilinstituten anzusehen. zwzt sind beim wzB

die zertalfunktionen in Konzeption und Forschungsplanung besonders stark

ausgeprägt; aber auch darin unterscheidet es sich nicht prinzipiell von andeten

Forr.t ottgseinrichtungen der,,Blauen Liste"'

Als die eigentlichen Forschungseinheiten im vtzB sind die schwerpunktpro-

gramme u;ter Leitung ie eines-Direktors anzusehen. sie umfassen zw,t in der

ä.g.t ein Halbinstitui und haben bisher auch in enger verbindung mit dem

i.ä1, anderen Teil des Instituts gearbeitet; insofern ist die Zuordnung zu einem

der Institute auch nicht nur nominell zu verstehen. Aber die Besonderheit der

inneren struktur des §üZB drückt sich weniger im verhältnis der zentnle zu den

drei Instituten als vor allem in der Einflußnahm e der Zentrzle bei der Festlegung

der(gegenwärtigfünf)befristetenSchwerpunktproglammeaus.Sofernhierbei
die zentralen organe in der Bestimmung der wissenschaftlichen Arbeit Zurück-

haltung üben, erscheint diese Grundbedingung der Forschungsarbeit amvlzB

sinrrrrJl; sie gewährleistet ein hohes Maß an Flexibilität, um neue Forschungs-

rhemen ,.ufzigreifen und auf der Basis einer regelmäßigen Bewertung die wissen-

schaftliche Arbeit neu zu orientieren'

Demgegenüber erscheint es von untefgeordneter Bedeutung, ob die zugrunde-

U.g.ia. Organisationsstruktur in det förmlichen Gliederung in drei Institute

,rr!",,,....r, z,.m Aosdruck kommt oder ob das WZB nicht besser als ein For-

,.f,ong.irrrtitut aufzufassen ist, das sich in fünf Arbeitsschwerpunkte gliedert'

Nach der Einrichtung eines schwerpunktes in Abstimmung mit dem neube-

rufenen Leiter führt di-eser während der Laufzeit die Projekte eigenverantwortlich

durch. Der Erfolg dieser Arbeit wird von dem betreffenden Institutsbeirat geför-

dert und kontrolliert. Eine wichtige Funktion des Beirats liegt darin, dem Institut

den zrlg,rng zu eröffnen und pie verbindungen zu stärken zu den relevanten

praxisfeldern und Anwendungigebieten; darüber dzrf abernicht die andere' min-

destens ebenso wichtige F,rrit Iorr, die der wissenschaftlichen Begleitung der

Forschungsarbeit, vernachlässigt werden'
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Die Beiratsmitglieder wirken häufig auch beratend an einzelnen Vorhaben mit.

Die daraus erwachsende Vertrautheit mit der Projektarbeit ermöglicht eine ge-

nauere Einschätzung und schnelle Korrektur der eingeschlagenen Arbeitswege

und ist geradein der Aufbauphase der Institute als hilfreich empfunden worden.

Diese Form der begleitenden Bewertung ersetzt aber nicht eine unabhängige

Begutachtung. Eine Beurteilung der wissenschafdichen Arbeit einer Einrichtung

außerhalb der Hochschulen durch unabhängige kompetente lü(/issenschaftler ist

vor allem deshalb notwendig, um der Gefaht zu begegnen, daß der Anschluß an

die wissenschaftliche Entwicklung vedorengeht. Aus diesem Grunde empfiehlt

der Wissenschaftsrat, die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Einrichtung

unabhängiger wissenschaftlicher B eiräte zn schaffen. Dabei witd darutf nt achten

sein, daß die Zahl der Gremien insgesamt nicht noch mehr zunimmt'

In der institutsinternen Forschungsarbeit von Direktoren und wissenschaftlichen

Mitarbeitern wie auch in der Beteiligung der §üissenschafder an institutsüber-

greifenden Angelegenheiten haben sich in den vergangenen Jahren Formen der

Mitwirkung und Konsensfindung herausgebildet, die die formelle Struktur klarer

Kompetenzen und Verantwortlichkeiten im Sinne einer Meinungs- und §Tillens-

bildung ,,von unren her" ergänzen. Ob sich die verschiedenen, zum Teil informel-

len Gremien, die in ihrer Gesamtheit auf den ersten Blick sehr aufwendig er-

scheinen, bewährt haben, hat der §Tissenschaftsrat nicht feststellen können. Die

befragten Ditektoren und Mitarbeiter betonten allerdings einmütig die positiven

Auswirkungen, die die innere Struktur des WZB auf die Forschungsarbeit hat, die

im Rahmen der vorgegebenen Ziele weitgehend dezentrzl erfolgt und

Einzelinitiativen einen großen Spielraum läßt. Es ist jedoch unerläßlich, daß die

Verantwortlichkeit des zuständigen Institutsleiters für die wissenschaftliche Ar-

beit nicht eingeschränkt wird.

Die zentralen Organe sollten auch in Zukunft auf die Inhalte der wissenschaftli-

chen Arbeit in den Instituten nut dann Einfluß nehmen, wenn über die Fort-

schreibung der Schwerpunktprogramme, die Berufung ihrer Leiter und die

Koordinierung der Forschungsvorhaben zu befinden ist. Die Institutsditektoren

sollten an diesen zenralen Aufgaben entscheidend mitwirken. Nur so kann die

enge Verbindung der Forschungsarbeit in den einzelnen Schwerpunkten mit der

Gesamtkonzeption des §7ZB und seiner §üirkung auf rü(/issenschaft und Praxis

gewahrt bleiben. Für eine derartige laufende Abstimmung und Kooperation

haben sich die Direktorenbesprechungen als zweckmäßig erwiesen. Im Kol-

legium der Direktoren sollten auch, ausgehend von ihren Forschungserfahrun-

gen, grundlegende forschungspolitische Angelegenheiten erörtert werden,

soweit Beiträge zur allgemeinen Diskussion angebracht erscheinen.

Der Wissenschaftsrat hat den Eindruck, daß sich trotz zller Koordinationsmän-

gel, die in der Anfangsphase aufgetreten sein mögen, mitderweile eine Organisa-

tionsstruktur herausgebildet hat, die für Forschungsarbeiten nach der Konzep-

tion des WZB günstige Votaussetzungen bietet. Der \üTissenschaftsrat hält die

Mitwirkung der Direktoren bei den zentralen Angelegenheiten, wie sie in der
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letztenZeit gewachsen ist, und die im Jahr 1979180 geübte Praxis, daß einer der

Direktoren neben seinen wissenschaftlichen Aufgaben die Geschäfte des WZB

führt, grundsätzlich für sinnvoll. Es erscheint einer Forschungseinrichtung von

der Größe und Struktur des \YzBangemessen, daß - wie es ähnlich auch bei den

Instituten der Max-Planck-Gesellschaft der Fall ist - jeweils einer der Direktoren

im Turnus die Geschäftsführung übernimmt. §7ährend bei einer solchen Lösung

Fragen det Konzeption und Koordination im wesentlichen im Kollegium der

Direktoren zu entscheiden wären, könnte der Geschäftsführende Direktot in der

Abwicklung gemeinsamer Verwaltungsaufgaben bei Haushaltsaufstellung,

Haushaltsvollzug und Personalwirtschaft durch einen Verwaltungsleiter unter-

stützt und entlastet werden. Innerhalb seines Teilinstituts wäre er von Verwal-

tungsarbeiten weitgehend freizustellen, indem diese Aufgaben verstärkt von dem

anderen Direktor und erfahrenen Mitatbeitem übernommen würden.

Diese Lösung, nämlich eine unter den Direktoren längerfristig wechselnde Ge-

schäftsführung, hat sich in der Praxis anderet wissenschaftlicher Einrichtungen

vergleichbater Größe und Organisation vielfach bewährt. Sie entspricht auch den

Voistellungen des Wissenschaftsrates. Die Gesellschaftetversammlung und das

Kuratorium 4"r §77-B haben sich iedoch vor kurzem für eine andere Lösung

entschieden. Mit Wirkung vom 1. September 1980 ist der Institutsdirektor, der

bereits ein Jahr lang die kommissarische Geschäftsführung als Genetalsektetär

innegehabt hatte, auf sieben Jahre zum Präsidenten des WZB bestellt worden.

Wie die Gesellschafter verlautbart haben, nimmt der Präsident die Funktionen des

bisherigen Geschäftsführers wahr, der künftig erweiterte Kompetenzen haben

soll. Die Funktionen des Präsidenten - neben den traditionellen Aufgaben der

Geschäftsführung - werden wie folgt beschrieben:

Bereitstellu ng zenfi2;ler wissenschaft lichet Dienstleistungen,

Koordinierung der laufenden Planung neuer wissenschaftlicher Vorhaben

und Programme,

Vertretung des §üZB nach außen als kompetenter Ansprechpartnet für §7is-

senschaft und Praxis,

Bearbeitung wissenschaftlicher Grundsatzfragen und forschungspolitischer

Stellungnahmen für das §7ZB insgesamt.

Die Aufgaben des Präsidenten sind im Zusammenhang zu sehen mit der in letzter

Zeit gehtßerten Absicht des WZB, sich verstärkt in allgemeinen forschungs-

politischen Ftagen zu engtgjeren und die Organisation als g^fize sowohl in der

Forschungspolitik als auch in der lü(/issenschaftlergemeinschaft deutlicher a) re-

präsentieren. Der rü(/issenschaftsrat warnt davor, solche Außenfunktionen beson-

ders zu betonen. Auch die Bearbeitung wissenschaftlicher Grundsatzfragen und

die Koordinierung von Forschungsvorhaben sollten zurückhaltend und ieden-

falls in weitestgehender Übereinstimmung mit den Direktoren erfolgen' Deren

wissenschaftliche Verantwortung für ihre ieweiligen ForschungsPrografirme darf

dadurch keinesfalls geschmälert werden.
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Dem präsidenten steht für seine Leitungsfunktionen ein bereits statk entwickelter

Apparat zur Verfügung. Schon das bisherige ,,Generalsekretariat" war bestrebt,

nicht nur die Verwaltung und die zentralen Dienste für die Forschung zu be-

treiben, sondern auch Funktionen in der Forschungsplanung und -koordination

wahrzunehmen und die Einhaltung der forschungspolitischen Rahmenbedingun-

gen z! kontrollieren. Die bislang dafür eingesetzten Personal- und Sachmittel

sollten für die Erfüllung der Leitungsaufgaben des Präsidenten ausreichen.

Der Leiter einer solchen international orientierten wissenschaftlichen Eintich-

tung, deren Ansehen in seiner Person tepräsentiert ist, muß eine enge Verbindung

,orlo.schung aufrechterhalten. Er sollte seinen wissenschaftlichen Interessen

mit eigenen Forschungskapazitäten im Rahmen eines der Institute nachgehen

können. Die Beziehung zu organisation und ForschungsProgrammen der In-

sdtute sollte einvernehmlich mit den Direktoren geregelt werden' Dabei müßte

auch gewährleistet sein, daß die Forschungsarbeiten des Präsidenten den gleichen

B.rrt.il.rrrgskriterien und -verfahren untediegen, die für die anderen wissen-

schaftlichen Arbeiten im Vl ZB gelten.

Il. 3. Ztmwissenschaftlichen Personal

Die Begrenzung der Anstellungsverträge des wissenschaftlichen Personals auf

fünf Jahre - entsprechend der Laafzeitder Schwerpunktprogramme - ist grund-

sätzlich zu begrüßen als ein geeignetes Mittel, um die Forschung lebendig und

flexibel zu haken. Damit die Vorzüge dieser Regelung bestehen bleiben, bedürfen

jedoch die mit ihr verbundenen Schwierigkeiten der Aufmerksamkeit und

Abhilfe.

Die Institutsdirektoren sind in aller Regel in der Lage,ihre Verbindungen mit den

Hochschulen so aufrechtzuerhalten, daß die Rückkehr auf die frühere oder der

übergang auf eine andere Position ohne weiteres möglich ist. Die anderen §7is-

senschaftler sehen iedoch häufig durch die TätigkeitzmvlzB ihre Berufsaussich-

ten an den Hochschulen in der gegenwärtig generell ungünstigen Situation

zusätzlich dadurch verschlechtert, daß die besondeten Merkmale der Forschungs-

arbeit amVlZB- Interdisziplinarität und Anwendungsbezug - den traditionellen
\üüegen der akademischen Qualifizierung in der Regel zuwidetlaufen'

Aus dieser Lage ergibt sich ein besonderes Rekrutierungsproblem, dem das WZB

durch einen gut ausgestatteten Stellenplan Rechnungnrtr gen versucht' So sind

knapp 40Yo der im süirtschaftsplan 1980 ausgewiesenen §üissenschaftlerstellen

für außertarifliche Angestellte und Angestellte der VergütungsgfupPe I BAT

vorgesehen (33 von 86 Stellen). Auch wenn man die Anzahl dieser stellen auf die

Gesamtzahl der am UlzBtätigen §üissenschaftler (einschließlich des aus Drittmit-

teln finanzierten Personals sowie der Gastwissenschaftler und Doktoranden) be-

zieht, erscheint der genannte Anteil mit rund 23o/o (33 vonTM rJrissenschaftlern)

hoch.
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Die durchschnittliche Verweildauer der wissenschaftlichen Mitarbeiter betrug

bisher weniger als drei Jthre, wobei allerdings der hohe Anteil ausländischer

§üissenscha ftler zuberücksichtigen ist, die häufig nur für kürzere zeit answzB

kommen. Bei den länger beschäfiigten Mitarbeitern sollte stärker als bisher darauf

geachtet werden, daß-sie bei der Anstellung beteits promoviert odet entsprechend

luafifiziert sind. Angesichts der guten Stellenausstattung dürfte dies ohne

Schwierigkeiten möglich sein.

Besonders schwer fällt es den Instituten, den Typ des ,,Senior Researcher" zu

gewinnen und zu halten. um dieser schwierigkeit abzuhelfen,hat das Kuratorium

io, korr.m die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfall auch unbefristete Anstellungs-

veraägeabzuschließen. Damit kann das utzBeine längerfristige Perspektive und

Aufstilgschance für besonders qualifizierte wissenschaftliche Mitarbeiter bieten'

di. n"ciiotetner übereinkunft bis zur VergütungsgruPPe I BAT reichen soll'

Der lüTissenschaftsrat, der stets die Notwendigkeit größerer Mobilität des wissen-

schaftlichen personals betont und eine weitgehende zeitliche Begrenzung von

Anstellungsverträgen gefordert hat, begrüßt diese Regelung. Er erkennt an, daß

.irr. g.rrÄüe Beiristung, wie sie vom WZB von vornherein geübt wurde'

Schwierigkeiten nach siÄ zieht. Im Falle des WZB erscheint es sinnvoll, Zwi-

schenpositioflen zu schaffen für erfahtene rü(/issenschaftler, die an der Entwick-

lorrg ä., Forschungskoozeption sowie an der Leitung und Koordination der

proiekte ..r"rrr,,*oÄich miiarbeiten. Die Direktoren, die durch diese Aufgaben

gegenwartig stark beansprucht sind, können so innerhalb der Institute auch von

iä"t,rrrrgraufgaben entlastet werden und stärker an den zentralen Ent-

scheidungen aes wzg mitwirken. Allerdings besteht die Gefahr, daß mit dieser

Lösung äie Freiheit und Anpassungsfähigkeit bei der Bestimmung und Neu-

orierrti..ong von Forschungsschwerpunkten eingeschränkt werden' Die unbefri-

steten stellen sollten daher in der zahlengbegrenztgehdten und in einem geson-

derten Berufungsverfahren unter Beteiligung extefner Gutachter besetzt wetden'

In diesem Zusammenhang ist auch daran zu denken, wissenschaftliches Personal

der Hochschulen für längere zek ?|rrs wzB zu berufen, während sie an ihrer

Hochschule eine Leerstelle behalten'

II. 4. Zur Zusammenarbeit mit §Tissenschaft und Praxis

Die Institute des §üZB pflegen vielfältige Formen der Zusammenarbeit mit wis-

senschaft und praxis im In- und Ausland. Die Koopemtionsbeziehungen sind

allerdings in hohem Maße abhängig von den Kontakten, die die ans §7ZB be-

rufenen §Tissenschaftler bereits mitbringen. so sind in der internationalen

Zusammenarbeit ungleichgewichte daraus entstanden, daß ein unverhältnis-

mäßig hoher Teil derlusundischen Mitatbeiter aus angelsächsischen und skan-

dinavischen Ländern kommt. Die Gründe dafür liegen nicht zuletzt darin, daß

sich in diesen Ländern für den Forschungs^nsartz des §üZB eher Anknüpfungs-
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punkre und Gemeinsamkeiten finden lassen. Dennoch sollte sich das §7ZB stärker

um Beziehungen zu anderen Ländern, insbesondere zu Frankreich, bemühen' Es

empfehlen sich auch besondere Änstrengungen, um Kontakte zu Einrichtungen

und §Tissenschaftlern in den sozialistischen Staaten zu entwickeln.

Von den bereits bestehenden Kooperationsbeziehungen scheint ein gtoßer Teil
eher zuFilliger und unverbindlicher Natur zu sein. Äuch von solchen Kontakten

mögen hilfreiche und anregende §Titkungen ausgehen; im E;inzelfall können sie

jedoch auch die Gefahr der Abhängigkeit mit sich bringen. Dem §7ZB ist zu

ratefl,sich stärker auf die gezielte Zusammenarbeit und den laufenden Austausch

mit Forschefgruppen zu konzentfieren, zu deren Themenstellung und For-

schungsans^tz errge Verbindungen bestehen. Hier erscheinen gemeinsame

§Torkshops und Tagungen, wie sie in der Vergangenheit mit Erfolg vetanstaltet

worden sind, besonders sinnvoll.

Eine stärkere Straffung und Konzentration ist dem WZB auch in seiner Publika-

tionstätigkeit nahezulegen. Unter der Fülle der in den verschiedenen Instituts-

reihen veröffentlichten ,,Papers", ,,Preprints" und ,,Reprints" finden sich viele

Diskussionspapiere oder Zwischenberichte, die als Arbeitsunterlagen innerhalb

der Institute des §7ZB und für die Zusammenarbeit zwischen den Schwerpunkten

nüzliche Funktionen erfüllen können; sie sollten aber der internen Verwendung

vorbehalten bleiben und deutlich von ausgereiften Arbeiten unterschieden wer-

den, mit denen das WZB an die Öffentlichkeit treten und in det Wissenschaftler-

gemeinschaft Geltung beanspruchen kann.

Das §7ZB mißt der Vermittlung seiner Forschungsergebnisse an Potentielle Nut-
zer besondere Bedeutung bei und bemüht sich um entsprechende Kontakte zu

Politik, Verwaltung und §7irtschaft. Für diesen Zweckwird die Öffentlichkeits-

arbeit durch den Geschäftsführer als eine zenttele Aufgabe betrachtet. Um dem

Anwendungsbezug der Forschung gerecht zu werden, versprechen iedoch geziel-

te Aktivitäten der einzelnen FotschungsgruPPen aus dem Zusammenhang eines

Ptojekts heraus größeren Ertrag. Solche Verbindungen können unmittelbare

Rückwirkungen und Anregungen für die Forschungsarbeit mit sich bringen; sie

können allerdings auch zu einer unerwünschten Verkürzung der Perspektive, zu

einer Verengung der Forschungsthematik und zu einer Einschränkung der Ver-

öffentlichung von Ergebnissen führen. Diese §Tirkungen sowie die mögliche und

tatsächliche Einflußnahme der Zusrendungsgeber auf die Forschungsprojekte

sollten laufend durch die vorgeschlagenen unabhängigen wissenschaftlichen

Beiräte aufmerksam beobachtet und überprüft werden.

Um die Verfügung über die Ergebnisse zu behalten, legt das \XIZB §üert darauf,

daß die ihm zur Verfügung gestellten Drittmittel in der Regel nicht für ieweils
sepafate Auftragsprojekte verwendet, sondern iir die mit dem eigenen Etat ge-

planten Vorhaben einbezogen werden. Das §7ZB zeigt damit, daß es auf die

Unabhängigkeit seiner wissenschaftlichen Arbeit bedacht ist. Die für anwen-

dungsbezogene Forschung naheliegende Gefahr einer Vorwegberücksichtigung

der mutmaßlichen Meinung von Zuwendungsgebern und Potentiellen Benutzern
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besteht jedoch nicht nur bei Drittmittelprojekten und kann schon deshalb durch

die genannte Regelung nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Dieser Gefahr

sollten Kuratorium und Beiräte mit anhaltender Aufmerksamkeit und verstärkter

Kontrolle begegnen. Bestehen einerseits eine besondere Verpflichtung und eine

besondere Chance des WZB darin, seine Gtundlagenforschung anwendungs-

orientiert zu gestalten, so ist andererseits darauf zu achten, daß die Projektarbeit

des §7ZB sich nicht in eng verstandener praktischer §[irkung erschöpft und daß

sie von unmittelbarem Praxisdruck unabhängig bleibt.

Es sollten besondere Anstrengungen unternomrnen werden, um die Zusammen-

arbeit des §7ZB mit Universitätsinstituten zu verbessern und die Forschung in
einen engeren Zusammenhang mit der Lehre an den Hochschulen zu bringen.

Dafür sind heute günstigere Voraussetzungen gegeben als zlurZeit det Gründung
des §728. Die am WZB tätigen WissenschaftIer sollten hier ihre Chancen intensiv

nutzen und sich in der Lehre engagieren.

Bisher nehmen etwt2Do/o von ihnen an den Bediner und an anderen Hochschulen

Lehraufträge wahr. Im übrigen bestehen Beziehungen des rü7ZB zu den Hoch-

schulen auch darin, daß gemeinsame Seminare und Forschungskolloquien ver-

anstaltet werden. Zur engeren Verbindung mit den Hochschulen trägt auch bei,

daß am §7ZB Doktoranden gefördert und von einzelnen rWissenschaftlern Disser-

tationen betreut werden. Intensive personelle Verbindungen zwischen dem WZB
und den Berliner Universitäten könnten die Bereitschaft dafür verstärken, daß die

Möglichkeit gemeinsamer Berufungen, wie sie im Kooperationsvertrzg vorge-
sehen ist, tatsächlich genuzt werden wird. Eine solche Lösung erscheint empfeh-

lenswert; es müssen dazu allerdings Wege gefunden werden, um eine befristete

Berufung an das WZB mit einer Berufung an eine Universität verbinden zu

können.

I1. 5. Zw weiteren Ausbau

Das §Tissenschaftszentrum Berlin hat nach raschem \üTachstum in seiner Entwick-
lung eine Größenordnung erreicht, die auch in seinen füngeren Instituten eine

sinnvolle wissenschaftliche Arbeit edaubt; es sollte ieatin eine Phase der Kon-
solidierung eintreten. Der §üissenschaftsrat unterstützt die Weiterförderung des

WZB als sozialwissenschafdiche Einrichtung füt anwendungsorientierte Grund-
lagenforschung, hält aber einen weiteren Ausbau im Sinne der utsprünglichen

Planungen für bedenklich.

Die ursprünglich für den Zeitraum 1981-19W vorgesehene Steigerung der Ge-

samtaufwendungen und der Personalstellen um etwa 45 bzw. 40Yo erscheint aus

heutiger Sicht als unvertretbar. Zum einen bestünde die Gefahr, daß das Tempo

des Ausbaus Probleme der Integration immer neuen Personals mit sich brächte.

Zum andern könnte das §7ZB bei intensivem weiteren Ausbau des Forschungs-

potentials in eine Position hineinwachsen, in der es auf seinen Arbeitsfeldern
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einem wirksamen lüTettbewerb von Ftagestellungen, Forschungsansätzen und
Lagebeurteilungen nicht mehr ausgesetzt wäre.

§7'enn bei den Zuwendungsgebern die grundsätzlich begrüßenswerte Absicht
besteht, anwendungsorientierte sozialwissenschafdiche Grundlagenforschung
durch Einsatz zusätzlicher Mittel zu fördern, dann erscheint die Konzentration
dieser Mittel auf eine einzige Einrichtung, die schon jetzt über überdurchschnitt-
liche Ressourcen verfügt, als nicht ratsam.

Il. 6. Zusammenfassende Beurteilung

Das \üissenschaftszenrum Berlin hat sich zu einer bedeutenden Einrichtung für
anwendungsbezogene Sozialforschung entwickelt. Von seinen Teilinstituten hat
sich das Intetnationale Institut füt Management und Verwaltung als weithin
anerkanntes Forschungsinstitut etabliert, aber auch die beiden jüngeren Teilin-
stitute für Vergleichende Gesellschaftsforschung und für Umwelt und Gesell-
schaft haben sich in vielversprechenden Forschungsansätzenwichtigen Fragestel-
lungen zugewandt und dabei bereits gute Ergebnisse erzielt.

Kennzeichnend für die Konzeption des UlZB ist weniger die Gliederung in drei
Institute, sondern vielmehr di e zentrale, die Teilinstitute leitend e Zielsetzung und
Forschungsplanung, mit der die wissenschaftliche Arbeit auf gegenwärtig insge-
samt fünf zeidich befristete Schwelpunkprogramme konzentriert wird. §7äh-
rend es anderen Forschungseinrichtungen in vieler Hinsicht vergleichbar ist,
unterscheidet sich das §7ZB zwar durch die besondere Ausprägung seiner
Leitungs- und Koordinierungsfunktionen; ob es damit aber bereits als eine

,,T rägerot ganisation" zt chzrzkterisieren ist, bleibt der begrifflichen Definition
übedassen.

Unter den dargelegten Vorbehalten erfüllt das §Tissenschaftszentrum Berlin die
Voraussetzungen füt die gemeinsame Bund-Länder-Förderung:

Der Zuwendungsbedarf überschreitet die Mindestförderungssumme.

Die überregionale Bedeutung der Einrichtung und das gesamtstaatliche wis-
senschaftspolitische Interesse an ihrer Förderung sind zu beiahen.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher die §Teiterführung der gemeinsamen Bund-
Länder-Förderung.

Anhang

Vom §Tissenschaftszentrum Bedin vorgelegte Unterlagen

Gesellschaftsvertrag

§Tirtschafts plan 1980, 197 9
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Geschäftsverteilung (197 9)

Programmbudget 1980, 1979, 1978, 1977

Geschäftsbericht 7977, 197 6, 197 5

Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Forschungsbewertung des In-
ternationalen Instituts für Management und Verwaltung (1978)

Evaluationsbericht des Beiratsvorsitzenden des Internationalen Instituts für
Umwelt und Gesellschaft (1979)

Evaluationsbericht des Beirats des Internationalen Instituts für Vergleichende

Gesellschaftsforschung (197 9)

Informationsbroschüre des §7ZB und der einzelnen Institute

Internationales Institut für Management und Verwaltung: Forschung und
Veröffentlichungen Mtuz 197 8

Listen der Veröffentlichungen des IIMV (1977-1980)

IlMV-Forschungseinheit Arbeitsmarktpolitik: Forschung und Vetöffentli-
chungen Herbst 1979

Internatiofiales Institut für Vergleichende Gesellschaftsforschung: For-
schung und Veröffentlichungen Dezember 7978

Listen der Veröffentlichungen des IIVG (1977 -1980)

Internationales Institut für Umwelt und Gesellschaft: Forschungsprojekte
und Konferenzen 7978

Listen der Veröffentlichungen des IIUG (1976-1980)

WZB Mitteilungen Nr. 7-13 (1979-1980)

Institutsbesuch

Der Unterausschuß hat am 8. Februar 1980 das §Tissenschaftszentrum Bedin
besucht und Gespräche mit dem Geschäftsführer, den Institutsdirektoren und
wissenschaftlichen Mitarbeitern geführt.
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I. Ausgangslage

L 1. Aufgaben

Das Deutsche Übersee-Institut in Hamburg wurde im Jahre 1964 in Form einer

rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts gegründet. Seit 7977 whdes nach

der Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen als selbständige For-

schungseinrichtung durch Bund und Sitzland ie zur Hälfte ftnanzie«'

Eine Zusttzvereinbuung zwischen dem Bund und der Freien und Hansestadt

Hamburg über die Förderung des Deutschen Übersee-Instituts regelt die Ver-

tretung von Bond und Land im Kuratorium der Stiftung Deutsches Übersee-

Institui, die Erstellung der §Tirtschaftspläne der einzelnen Institute, die Auf-

teilung der Gesamthaushaltsmittel auf die einzelnen Institute des Stiftungsver-

bunds und seine bestehende rechtliche und organisatorische Struktur'

Nach § 2 der Satzttng hat das Deutsche Übersee-Institut den Zweck, die sozialen,

ökonomischen und politischen Verhältnisse und Entwicklungen in den übersee-

ischen Ländern zu beobachten und zu untersuchen. Dabei kann es mit anderen

Eindchtungen innethalb und außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zusam-

menarbeiten; es fördert mit seiner Arbeit die Beziehungen der Bundesrepublik

Deutschland zu den überseeischen Ländern'

Im Verbund der Stiftung Deutsches Übersee-Institut sind das ihr eigene

Institut für Allgemeine Überseeforschung

und die rechtlich selbständigen Regionalinstitute

Stiftung,,Institut für Asienkunde",

Deutsches Orient-Institut im Rahmen der,,Deutschen Orient-Stiftung",

Stiftung ,,Institut für Iberoamerika-Kunde" und die

Stiftung,,Institut für Afrika-Kunde"

zusammengefaßt. Die Gründung des Instituts für Asienkunde im Jahre 1956 geht

auf eine Initiative des Deutschen Bundestages und des Auswärtigen Amtes

zurück; die übrigen Institute wurden bis zum Jzhte 7963 aufgrund von Anregun-

gen der bestehenden Ländervereine ins Leben gerufen'

Laut Satzung befaßt sich das Institut für Allgemeine _Überseeforschung 
mit über-

regionalen, äie Regionalinstitute mit auf bestimmte Überseeregionen begrenzten

FJrschungsaufgaben. Das Institut für Allgemeine Überseeforschung koordiniert

g.-.i.s"-e oder gleichlaufende Arbeiten der Institute. Es unterhält und betreibt

die erforderlichen zentralen Einrichtunge§i zu seinen Tätigkeiten gehören auch

Verwaltungsaufgaben. Die Institute sehen die Adressaten ihrer Arbeit in Institu-

tionen der §üissenschaft, aber auch in Ministerien, §Tirtschaftsorganisationen,

Unternehmen und politischen Institutionen'
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l. 2. Organisation

Organe der Stiftung Deutsches Übersee-Institut sind der Vorstand und das

Kuratorium.

Der Vorstand besteht aus dem Direktor des Instituts für Allgemeine Überseefor-

schung als Vorsitzendem und den vier Direktoren der Regionalinstitute. Der

Vorsitzende des Vorstands ist Vorstand der Stiftung im Sinne des BGB.

Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Mehrheit gefaßt. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Hält der Vorsitzende

einen Vorstandsbeschluß für unvereinbar mit der Satzung, mit Richtlinien des

Kuratoriums oder mit det ordnungsgemäßen Erfüllung des Stiftungszwecks, so

kann er diesen Beschluß bis zu einer von ihm zu erwirkenden Entscheidung des

Kuratoriums aussetzen. Die Beschlüsse des Vorstands bedürfen der Zustimmung

des Kuratoriums, soweit es die Satzung bestimmt oder durch Beschluß des

Kuratoriums festgelegt ist. Der Vorstand bestimmt die Richdinien für die Ver-

wirklichung des Stiftungszwecks unter Berücksichtigung der Beschlüsse des

Kuratoriums. Er hat daratf zu achten, daß alle Möglichkeiten der Zusammenar-

beit der Institute untereinander, mit anderen einschlägigen Stellen sowie insbe-

sondere mit dem Hamburgischen Welt-§Tirtschafts-Archiv genutzt werden.

§fleiterhin hat der Vorstand die Aufgabe,

den Arbeitsplan und

den Haushaltsplan aufzustellen,

über Einstellungen und Entlassungen des wissenschaftlichen Personals zu

entscheiden,

in einem gemeinsam mit dem Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archiv zu

bildenden Koordinierungsausschuß mitzuwirken,

dem Kuratorium einen Tätigkeitsbericht und den Rechnungsabschluß vor-

zulegen.

Dem Kuratorium des Deutschen Übersee-Instituts gehören derzeit 18 Mitglieder

an; von ihnen scheiden alle drei Jahre fünf Mitglieder aus, die am längsten im Amt

sind. Neue Mitglieder werden im Einvernehmen mit dem Bund auf Vorschlag des

Kuratoriums vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg berufen; eine

§Tiederberufung ist zulässig. Dem Kuratorium gehören u. a. Veftreter des Bun-

des, ein Vertreter der Stifter und Vertreter der Organisationen an, die an det

Arbeit der Stiftung besonderes Interesse haben. Das Kuratorium wählt aus seiner

Mitte den Vorsizenden und seinen Stellvertreter. Es beschließt mit einfacher

Mehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Das

Kuratorium hat einen Personal- und Finanzausschuß mit neun Mitgliedern gebil-

det.

Das Kuratorium berät den Vorstand bei der Bestimmung von Richdinien für die

Erfüllung des Stiftungszwecks, bei Maßnahmen zur Verbesserung der Zusam-

j
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menarbeit innerhalb der Stiftung sowie bei wichtigen Personalangelegenheiten,

wie der Bestellung und Abberufung des vorsitzenden des vorstands' Dabei ist im

Kuratorium Einvernehmen zwischen den vertretern des senats der Freien und

rr^rr"rrra, Hamburg und dem vertreter des Bundes erforderlich' Gegen deren

;;;"" können kÄe Beschlüsse über die Genehmigung des Haushaltsplans

oe-fzßtwerden. Än den sitzungen des Kuratoriums können die Mitglieder des

irärrrr"ur -it beratendet Stimme teilnehmen. Das Kuratorium betuft weiterhin

,Jvorr.hlag des Vorstands einzelne Personen und Organisationen, die an den

äarnund dJr Arbeit der Stiftung.besonderen Anteil nehmen, in den ,,Ring der

UOrU.r., der Stiftung,Deutsches Übersee-Institut' "; seine Mitglieder untefstüt-

zen die Stiftung ,rrrä *.rb.n für sie. AIs organ ist der ,,Ring der Förderet"

plr**t nichtln Erscheinung getreten. Vertreter der sogenannten Länderver-

eine, die die lnteressen der deutschen §Tirtschaft in der ieweiligen Region wahr-

nehmen, sind auch Mitglieder des Kuratoriums der stiftung Deutsches Übersee-

Institut.

Außer dem Institut für Allgemeine Überseeforschung verfügen als Stiftungen

OJ.*"rrt.n.n Rechts alle Reglonalinstitute ieweils über ein Kuratorium und einen

Vor"r,^rra, beim Institut für iberoamerika-Kunde besteht darüber hinaus noch ein

Beirzt.

Das Deutsche Übersee-Institut verfügt 1980 über ins8esamt 88 Planstellen; davon

entfallen allf die Regionalinstitute 56,5 Stellen und auf die Übersee-

Dokumentation 31,5 Stellen'

von den insgesamt 40 stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter entfallen auf

die Institute

Institut für Allgemeine Überseeforschung

Institut für Asienkunde

Deußches Orient-Institut

Institut füt Iberoamerika-Kunde

Institut fiir Afrika-Kunde

die Übersee-Dokumentation

Koordinator
Dokumentations-Leitstelle Asien

Dokumentations-Leitstelle Moderner Orient

Dokumentations-Leitstelle Lateinamerika

Dokumentations-Leitstelle Afrika

6

71

4

3

428

I
3

3

3

2 1,2

40

Der Haushaltsplan für das Jahr 1979 enthält Einnahmen in Höhe von 6 840 000
^-p*,prrro., 

entfallen ,rf ii. institutionelle Fördetung 5 940 000 DM; über die

rrarr. a", durch Forschungs auftrdge eingeworbenen Mittel Dritter liegen keine

vollständigen Ängaben vor'
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I. 3. ForschungsschwerPunkte

Die Vorstände der Regionalinstitute stellen ihre ForschungsProgramme auf;

daransind die wissenschaftlichen Mitarbeiter beteiligt. Soweit die Forschung aus

Haushaltsmitteln finan ziert wird, beschließt der Vorstand des Deutschen Über-

see-Instituts förmlich über das Sesamte ForschungsProgramm' Thematische An-

regungen von an der Arbeit der Institute interessierten öffentlichen und Pfivaten

Stellen können berücksichtigt werden, sofefn eine Übereinstimmung mit der

sarzungsmäßigen Aufgabe des Deutschen Übersee-Instituts besteht.

Die Regionalinstitute sind ihrem Selbstverständnis nach multidisziplinäre For-

,.h.rrrg.irr.titute, die sich mit der gegenwartsbezogenen wissenschaftlichen Er-

forschung und Beobachtung der staatlichen, wirtschaftlichen und sozialen Ent-

wicklung ihrer Region beschäftigen. Der Schwerpunkt der Arbeit zielt auf die

Entwicklungsländer.

Die Institute haben sich vorgenommen, als Forschungsschwerpunkte neben

regional- und länderspezifischen Projekten auch übergreifende und vergleichen-

d. urrt..sochungen zu bearbeiten, die insbesondere den umfassenden §rand-

lungsprozeß in den internationalen Beziehungen analysieren. Det Verbund strebt

innerhalb seiner Einrichtungen eine interdisziplinäre ztszmmenarbeit mit

Schwerpunkten in den Sozialwissenschaften und dem Recht an' Entsprechend det

g.m.irrsa- en Zielsetzung sind die gegenwartsbezogene Erforschung der wirt-

schaftlichen, politischen und sozialen Verhältnisse und Entwicklungen in den

überseeischen Ländern Grundlage der Forschungsarbeit aller Institute. Sie nen-

nen vier Arten von Forschungsproiekten, die von ihnen bearbeitet werden:

Untersuchungen über Struktur und Entwicklungsprobleme einzelner Ländet

und Regionen

Vergleichende Regionalfotschung und Analyse vofl Entwicklungsstrategien

Untersuchungen über die Beziehungen der überseeischen Regionen und Län-

der untereinander (Süd-Süd-Beziehungen)

Untersuchungen über die Beziehungen zwischen den Industrieländetn und

den Ländern der dritten §7elt (Nord-Süd-Beziehungen)'

Ällen Untersuchungen liegt die Absicht zugrunde, die Länder nicht einer

eurozentrischen Betrachtungsweise zu unterwerfen'

Forschungsreisen in die einzelnen Länder sind wesentlicher Bestandteil der Ar-

beit. Sie werden zu einem großen Teil aus Mitteln Dritter frnanziett. Bei diesen

Reisen kann daneben auch für die Arbeit des Deu.tschen Übersee-Instituts und

ihrer Dokumentations-Leitstellen wichtige Literatur aus den ieweiligen Ländern,

unter anderem ein nicht unetheblicher Anteil an Literatur, die nicht über den

Buchhandel vertrieben wird (,,Graue Literatur"), beschafft werden.

Aus der gegenwärtigen Arbeit können beispielsweise folgende Proiekte genannt

werden:
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- Die industrielle ztsammenarbeit zwischen der EG und den AKP-Staaten im

Rahmen des Abkommens von Lom6

- Japans Einfluß in Indonesien

Rolle des Finanzsystems im ztlge der chinesischen §Tirtschaftsmoder-

nisierung

ErziehungssystemderVRChinaundseinemöglicheBedeutungfürEntwick-
lungsländer

Die europäisch-arabischen §Tirtschaftsbeziehungen - bisherige Entwicklung'

Interdependenz, neue Ansatzpunkte und Perspektiven

Spannungsfaktoren im politischen und gesellschaftlichen system in syrien'

Ba'th-Ideologie und Islam

Zum Rechtswesen in saudi-Arabien: Zwischen islamischer Tradition und

Modernisierung \

KonfliktzonenundKooperationsbereichezwischenStaatundmultina-
tionalen Unternehmen in Lateinamerika

§Tirtschaftliche Entwicklung Perus seit 1975 und Perspektiven wichtiger

Reformkonzepte (Mitbestimmung, Arbeiterselbstverwaltung) der Velasco-

Regierung

Neue Ans ätze rcgiolraler IntegrationsgruPPierungen und Stellung sub-

regionaler Führunlsmächte im östlichen und südlichen Afrika

Die Belastung der afrikanischen Staaten durch zunehmende Militärausgaben'

DiemittelfristigeForschungsplanung(1980-1982)derRegionalinstitutenennt
folgende Forschungsschwerpunkte:

§Tandel in den internationalen Beziehungen. Im Vordergrund steht das ver-

hältnis der Entwicklungsländer untereinander (süd-süd-Beziehungen); be-

sondere Aufmerksamkeit wird Fragen der wirtschaftlichen oder politischen

Zusammenschlüssegewidmet.Zudiesemschwerpunktgehörtauchdie
Analyse der Beziehlrrg", zwischen Entwicklungsländern und Industrie-

staaten, insbesondere der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen

Gemeinschaft (Nord-Süd-Beziehungen)'

AnalysenregionalerKonflikte.DieUntersuchungenderlnstitutesolleninein
Proiekt des Deutschen Übersee-Instituts über vergleichende Konfliktfor-

schung eingebracht werdeo'

Rohstoff-,Energie-undVerkehrsproblemeausderSichtderüberseeischen
Länder. EntwiJklungsplanung und Industrieförderung. Exportförderung

und Außenhandelseniwicklung. Internationale Wirtschaftsbeziehungen und

nadonale Enrwicklung. Analysen des landwirtschaftlichen sektors sowie

multinationaler Proiekle im Infrastruktur- und Grundstoffbereich bestimmen
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als zusätzliche Schwerpunktthemen mit unterschiedlichem Länderbezug das

ForschungsProgramm.

Bildungs-undAusbildungsaspektesowieArbeitsmarktprobleme.Dieset
schwerpunkt untersucht dil stellung des Bildungs- und Ausbildungssystems

im Rahmen der nationalen wirtschaftlichen Entwicklung und im Hinblick auf

die nationalen und regionalen Arbeitsmärkte; dabei wird auch auf die Konse-

quenzen von Entwi;f,lorrg.r, im Bildungs- und Ausbildungsbereich füt den

Äofbru eines qualifi zietten Arbeitskraftpotentials eingegangen'

Länderspezifische Einzelanalysen und vergleichende Regionenforschung'

Dieser schwerpunkt soll auch weiterhin untersuchungen zu Politik, Gesell-

schaft,Industrie,BildungundBeschäftigungsowiezuReformkonzeptenund
Enrwicklungsstrategienäm Beispiel ausgewählter Länder umfassen' Darüber

hinaus sollen Fragen'aufgegriffen werden, die in der entwicklungspolitischen

Diskussion an Aktualitäigewonnen haben, wie z. B. Fragen der sogenannten

Grundbedürfnisse und dei wirtschaftlichen und sozialen umwelt.

Neuere Entwicklungen im Rechtswesen ausgewählter Länder' Im Mittel-

punkt dieser Fo.schägen wird die Spannung zwischen traditionellen Rechts-

,yra.-"r, und Anfordäorrg", einerleschleunigten §Tirtschaftsentwicklung

stehen.

I. 4. Dokumentations-Leitstellen

Die übersee-Dokumentation, deten Aufgabe in einem gesonderten Verwaltungs-

abkommen zwischen Bund und Land festgelegt ist, efizßtund erschließt in ihren

regionalen Dokumentations-Leitstellen für Afrika, Asien, Lateinamerika und den

vorderen orient gegenwartsbezogene länderkundliche Literztvr zrt diesen

Regionen; in der u"ritr^.rr. *erd.n veröffentlichungen berücksichtigt, die sich

mit entwicklungs-, i.,,,",,- und außenpolitischen, mit wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Themen befassen'

Die in den Jahren 1966 bis 1968 bei den Regionalinstituten aufgebauten

Dokumentations-Leitstellen für Asien, den Modernen orient, Lateinamerika und

Afrika wurden 7977 ru einer ,,Arbeitsgruppe Dokumentation.. zusammenge-

schlossen. Rechtlich sind sie in die Stiftung des zugehörigen Regionalinstituts

eingegliedert. Die Arbeit der Dokumentations-Leitstellen soll durch den Koor-

dinator der Übersee-Dokumentation in technischer und methodischer Hinsicht

vereinheitlicht werden. Die Dokumentations-Leitstellen haben die Aufgabe' in

Auswahl das für ihre Regionen televante Segenwartsbezogene und allgemein

sozialwissenschaftlicheschrifttumzllerfassen.DurchdieTätigkeitder
Dokumentations-Leitstellen wird die Materialbasis der Institute entscheidend

verbreitert.

Das Schwergewicht der Arbeit der Dokumentations-Leitstellen liegt in der Aus-

u/eftung deieinschlägigen Literatut, hier besonders von ZeitschriftenaufsäEen,
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so§/ie dem Nachweis von Standorten in der Bundesrepublik Deutschland. Die

Leitstellen selbst vetfügen über keine Literaturbestände. Sie sammeln lediglich

Bibliographien und Informationen zu Publikationen über die verschiedenen Län-

der. Das Schrifttum wird mit Hilfe von Schlagwörtern und Inhaltsangaben er-

schlossen und für Einzelanfragen und für die Verqrendung in gedruckten Biblio-

graphien bereitgehalten.

DieDokumentations-Leitstellen geben inzwei Reihen Spezialbibliographien und

Verzeichnisse von Institutionen und Zeitschiftenbeständen heraus. Sie veröf-

fentlichen ferner alle zwei §Tochen ,,Aktuelle Informationsdienste" über die

jeweilige Region, die auf der Basis von Pressemeldungen und -kommentaren der

überseeisch enZeitangen eine Übersicht der politischen und sozialen Entwicklun-

gen enthalten. §Teiterhin stelle! die Dokumentations-Leitstellen systematisch

gegliederte und länderweise aufgeteilte Literaturnachweise (,,Ausgewählte neue-

re Literatuf',,,Lätrderkurzbibliographien",,,Literaturhinweisdienst") beteit

und liefern Informationsmaterial sowohl für die Forschungstätigkeit der Institute

der Stiftung Deutsches Übersee-Institut als insbesondere auch für interessierte

Forschungseinrichtungen.

L 5. Archive und Bibliotheken

Alle vier Regionalinstitute des Deutschen Übersee-Instituts führen eigene Bi-

bliotheken mit insgesamt 80 000 Bänden. Das Institut für Allgemeine Überseefor-

schung verfügt lediglich über eine Handbibliothek. Es wetden etwa 1 300 Zeir-

schriften gehalten, die einen Überblick über Entwicklungen und den Forschungs-

stand der bearbeiteten Länder geben. Besonderes Gewicht wird auf die offizielle

und halboffizielle Literatur (,,Graue Literatur") gelegt, die zu einem erheblichen

Teil in der jeweiligen Landessprache abgefaßt ist. Die Bibliotheken stellen eine

systematische Sammlung von Quellen, großenteils in Originalsprachen, über

Gegenwartsfragen der entsprechenden Regionen dar.. Zu Ergänzung dieser

Sammlung sind in den Regionalinstituten Archive eingerichtet worden, die wich-

tige Ttgeszeitungen der jeweiligen Region sowie führende europäische Zeit:un-

gen auswerten. Zudem beziehen sie die wichtigsten Presse- und Informations-

dienste aus den entsprechenden Ländern. Diese Archive geben einen Teil der

Materialbasis für die Arbeit der Dokumentations-Leitstellen ab.

L 6. Veröffentlichungen, Tagun gen, Ztstmmenarbeit

Die Forschungsergebnisse der Institute werden als Monographien, Zeitschrif-

tenaufsätze, Dokumentationen und Materialsammlungen veröffendicht. Das In-

stitut füI Allgemeine Überseeforschung gibt die Reihen ,,Studien" und ,,Diskus-

sionsbeiträge" sowie die vierteliährlich erscheinenden,,DÜI-Mitteilungen" her-

aus. Das Institut für Asienkunde veröffentlicht die Zeitschriften ,,North Kotea

Quarte4y" und ,,China aktuell" sowie die Reihen ,,Schriften des Instituts für
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Asienkunde" und ,,Mitteilungen des Instituts für Asienkunde"' Zusammen mit

dem Institut für Afrika-Kunde ist es an der redaktionellen Gestaltung der zeit-

schrift ,,Verfassung und Recht in Übersee" beteiligt. Das Institut für Aftika-

Kunde gibt zusammen mir dem Institut für Allgemeine Überseeforschung die

Zeitschrift ,,Komment x Afrika" heraus, ferner die Zeitschrift ,,Afrika Spec-

tfum" und die Reihen ,,Arbeiten aus dem Institut für Afrika-Kunde" sowie

,,Hamburger Beiträge zur Afrika-Kunde". Das Deutsche orient-Institut ist Her-

".rsgeb.. 
äer Zeitschrift ,,Orient - Zeitschrift für Politik und §Tirtschaft des

orients.. sowie der Reihen ,,schriften des Deutschen orient-Instituts" und ,,Mit-

teilungen des Deutschen orient-Instituts". vom Institut für Iberoamerika-

Kunde werden die Reihen ,,Private Auslandsinvestitionen in Lateinamerika",

,,schriften des Instituts für Iberoamerika-Kunde" und ,,Arbeitsunterlagen und

Diskussionsbeiträge" veröffentlicht.

Einen nicht unerheblichen Teil ihrer Arbeit verwenden die Institute auf die Er-

teilung von Auskünften für verschiedene öffentliche Einrichtungen, wie das Aus-

wärtige Amt und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit.

Bei allen Forschungsvorhaben versuchen die Institute eng mit §Tissenschaftlern

und Forschungseinrichtungen der betreffenden Ländet im sinne einer

kooperativen Forschung zusammenzuarbeiten. Die Institute unterhalten verbin-

dr.rrge., zu Forschungsinstitutionen in Europa, in den usA und in der ieweiligen

R.giorr. In diese Kontakte ist die Arbeit der Dokumentations-Leitstellen einge-

bunden. Einzelne Institutsmitarbeiter sind khrbeauftragte an Universitäten, ins-

besondere an der Universität Hamburg'

Darüber hinaus nehmen die Mitarbeiter der Institute an Fachtagungen in Europa

und der ieweiligen Region teil; von Zeit ztt Zeit veranstalten die Institute selbst

Tagungen zo 
"ktoellen 

Themen. Einzelne Institute werden von einer nicht uner-

heblichen zahl ausl,indischer §flissenschaftler aufgesucht.

Die vier Regionalinstitute sind Mitglieder von Arbeitsgemeinschaften, in denen

Forschungseinrichtungen in loser Form zusammengefaßt sind, die über die

jeweilige Region atbeiten; zum Teil, wie z. B. beim Orient-Institut und beim

Institut für Asienkunde, geben sie den Arbeitsgemeinschaften wesentliche Im-

pulse.

II. Stellungnahme

11. 7. Zur wissenschaftlichen Bedeutung

Die Stiftung Deutsches Übersee-Institut gehört mit ihten Instituten zu den

wenigen Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland, die wirtschafts- und

sozialwissenschaftliche Forschung zu Fragen der überseeischen Länder interdis-

ziplinfu und gegenwartsbezogen betreiben. In den Hochschulen zeigen sich nut
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wenige Schwerpunkte einer umfassenden, gegenwartsbezogenen Überseefor-
schung; irn übrigen außeruniversitären Bereich sind viele wissenschaftliche Initia-
tiven thematisch und zeitlich begrenztl) .

Ursache für diese Situation ist, daß sich insbesondere universitäre Forschungsein-
richtungen überwiegend mit historischen, sprachwissenschaftlichen und allge-
mein kulturwissenschaftlichen Fragestellungen beschäftigen. Zu wenige §fissen-
schafder sehen die Beschäftigung mit gegenwartsbezogenen Fragen als wissen-
schaftliche Aufgabe an. Auch werden Angebot e, die z. B. die Beherrschung orien-
talischer Sprachen mit einem wirtschafts- oder sozialwissenschaftlichen Studium
verbinden, bisher kaum gemacht oder zu wenig wahrgenommen. Die wenigen
derart qualifizierten Wissenschaftler, die Originaldokumente auswerten können,
werden zudem von der §Tirtschaft bevorzugt aufgenommen.

Mit diesen Schwierigkeiten sehen sich auch die Institute des Deutschen übetsee-
Instituts konfrontiert; sie haben sie nicht immer gleichermaßen bewältigt. Am
besten ist es dem Institut für Asienkunde und dem Deutschen Orient-Institut
gelungen, Forschungsgebiete zum Gegenstand der Institutsarbeit zu machen, die
einen hohen Grad an Aktualität haben. Sie nehmen unter den vier Regionalin-
stituten aufgrund der wissenschaftlichen Qualität ihrer originären Publikationen,
besonders der Zeitschriften ,,China aktuell" und ,,orient" eine herausgehobene
Stellung ein. Sie beschäftigen Mitarbeiter, die Sprachkenntnisse und spezielles
Fachwissen verbinden; darunter auch solche aus der jeweiligen Region, auf die sie
wegen der Schwierigkeiten gerade dieser Sprachen besonders angewiesen sind.
Beide Institute sind mit ihrer Forschungsarbeit über eigentliche Serviceleistungen
hinausgewachsen; die Ergebnisse reichen an internationalen Standard heran.

Das Institut für Iberoamerika-Kunde vermochte - u. a. wegen der knappen per-
sonalausstattung - bisher nur in geringem Maße ein forschungsorientiertes wis-
senschaftliches Profil zu entwickeln. Eine Voraussetzung dafür sah das Institut in
der Bildung von schwerpunkten; dies hatte allerdings zur Folge, dztß z. B.
Brasilien in der Institutsarbeit unberücksichtigt bleiben mußte. Derzeit ist die
wissenschaftliche Bedeutung des Instituts vielmehr in seinen lange zurückrei-
chenden kulturellen und wissenschaftlichen Quellensamrnlungen und in seiner
festen Verankerung in vielfiltigen BeziehungenzuLzteintmetikzzusehen. In der
Arbeit dieses Instituts treten am deutlichsten die Beziehungen des Ländervereins
zttage, die ihm eine feste und ergiebige lBasis in seiner Region verschaffen.

Im Institut für Afrika-Kunde steht die Samrnlung von Rechtsdokumenten im
Vordergrund; sein forschungsodentiertes Profil ist am wenigsten ausgeprägt. Die
wissenschaftliche Bedeutung tritt gegenüber seinem Engagement in der
Dokumentation zurück.

1) vgl. Deutscher Bundestag. Drucksache 813219 vom 28. 9. 1979. Antwort der Bundesregierung:
,,Politische Bedeutung und gegenwärtiger Sand der deutschen Forschung gegenüber dem Nahen und
Mittleren Osten." Die dort angesprochenen Aspekte gelten z.T. auch für die anderen Institute der
Stiftung Deutsches übersee-Institut.
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Das Institut für Allgemeine Überseeforschung srar vor April 1980 mehr als ein

Jahr ohne wissenschaftliche Leitung; es hatte sich in letzter Zeit auf admini-

strative und koordinierende Aufgaben beschränkt. Es befindet sich nunmehr in
einem Übetgangsstadium. Aufgabe seines neuen Direktors wird es sein, die wis-

senschaftliche Arbeit des Instituts zu prägen und die Aufnahme der Impulse des

Instiruts für Allgemeine Überseeforschung in den Regionalinstituten zu be-

treiben. Eine der Konstruktion des Stiftungsvetbunds angemessene Aufgabe hat

das Institut für Allgemeine Überseeforschung efst dann, wenn es durch eigene

wissenschaftliche Arbeit erreicht, übergreifende Fragestellungen und Denkan-

stöße für die Regionalinstitute zu geben. Eine solche funktionale Koordinierung
kann zur wissenschafdichen Profilierung des Instituts beittagen und die Integra-

tion aller Institute in wünschensrrertem Maße verstärken. Zasätzlich sollte das

Institut für Allgemeine Überseeforschung sich det Aufgabe annehmen, neue Fot-

schungsproiekte der Regionalinstitute untereinander abzustimmen. Diese Art des

Zusammenwirkens des Instituts für Allgemeine Überseeforschung und der

Regionalinstitute sollte in drei bis fünf Jahren greifbxe Ergebnisse zeigen.

Bei der Bewertung der Arbeit der Institute ist zu berücksichtigen, daß Anliegen

der Adressaten, z. B. der §Tunsch nach Aktualität und Praxisbezug, die Zielset-

zung der Arbeiten und ihre wissenschaftliche Qudität wesendich beeinflussen.

Auch ist die geringe personelle Ausstattung der Institute nicht zu übersehen. Es

ist zweifelhaft, ob sie bei dieser Ausstattung besondere Forschungsleistungen

größeren Umfangs überhaupt erbringen können. Gleichwohl witd durch die

Tätigkeit der Institute in der Zusammenarbeit von Vertretern verschiedener wis-

senschaftlicher Disziplinen ein wichtiger Beitrag zur Erforschung der Entwick-
lungsländer und zur entwicklungspolitischen Forschung geleistet. Besonders her-

vorzuheben sind dabei die Behandlung aktueller Fragestellungen, die Iden-

tifizierung neuer, bislang nicht bearbeiteter Problemfeldet und die Vermittlung

von Anregungen für weitere Untersuchungen. Auf diesem Gebiet ist der Umfang

der Publikationstätigkeit beachtlich. Sie ist nicht nur für die wissenschaftliche

Fachwelt, sondern auch für öffentliche und private Institutionen von Belang.

Die Übersee-Dokumentation, die von ihrem Koordinator im Institut für Allge-
meine Überseeforschung koordiniert, im übrigen aber dezentral geführt wird, ist

eine wichtige Komponente des Verbunds. Die wahrgenommenen Aufgaben sind

in der Bundesrepublik Deutschland singulät und von besonderer Bedeutung.

Neben der \üflissenschaft nutzen auch Wirtschaft und Banken das wissenschaft-

liche Potential der Forschungsinstitute. Ihr besonderes Interesse gilt sozio-

ökonomischen Daten und Informationen über den Prozeß des sozialen Wandels,

über Anderungen in der politischen Infrastruktur und über für sie relevante

kultutgeschichtlich-reli giöse Entwicklungen.

Aufgrund der vielseitigen Interessenten ist es sinnvoll und nützlich, daß die Bun-

desrepublik Deutschland Institute für die wissenschaftliche Beschäftigung mit
den überseeischen Ländern unterhäIt. Derueitist an den Hochschulen eine solche

wünschenswerte wissenschaftliche Beschäftigung mit den überseeischen Ländern
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noch nicht hinreichend entwickelt. Die Ansiedlung außerhalb der Universität

schafft einen Spielraum, um die besondere Aufgabe einer gegenwartsbezogenen

Regionenforschung mit der nötigen interdisziplinären Orientierung einerseits

und die Kooperation mit staatlichen und privaten Stellen andeterseits zu be-

treiben.

lI. 2. Zt den Arbeitsschwerpunkten

a) Forschung

Die vetschiedenartigen Interessen der Adressaten der Institute bringen es mit

sich, daß die Gestaltung des Arbeitsprogramms ein multidisziplinäres Zuszm-

menwirken von Forschungsarbeit, Serviceleistungen, Proiektvielfalt und not-

wendiger Drittmitteleinwerbung erforderlich macht.

Das spiegelt auch die Forschungsplanung wider, die eine Yielzzhl von Proiekten

aus verschiedenen Fachgebieten enthält. Die für die interdisziplinäre Zusammen-

arbeit notwendige Koordination der Vorhaben und eine daraus abzuleitende

fach- und regionenübergreifende Zusammenarbeit sind aus dem mittelfristigen

Forschungsplan 1980 bis 1982 nicht zu ersehen. Auch in der Kooperation mit

Einrichtungen außerhalb des Verbunds ist dies nicht erkennbar. Ebenso läßt sich

bei den Instituten über die letzten Jahre hinweg auch kein der Forschungsplanung

zugrundeliegendes Konzept ausmachen.

Die notwendige Begrenzung der Forschungsgebiete wurde von den einzelnen

Instituten in verschiedene Richtungen vorgenommen. In Zukunft sollten solche

Schritte nach mittelfristig abgesprochenen Kriteriefl stattfinden. Eine umfassen-

de Bearbeitung einer negion ist nicht zu empfehlen. Selbst mit einer erweiterten

personellen Ausstattung wäre eine Bearbeitung aller Länder einer Region nicht

möglich, da die Länder erhebliche Unterschiede in §üirtschaft, Politik und Gesell-

schaft aufireisen. Die zum Teil weit geficherten Analysen der ieweiligen Region

könnten sich in Zukunft um thematische Forcchungsschwerpunkte gruppieren,

die sich auf einzelne Länder oder LändergruPPen beziehen'

Es empfiehlt sich dazu, als kitlinie für eine künftige Forschung des Verbunds

Forschungsschwerpunkte zu wählen, die einen Zusammenhang erkennen lassen;

dafür sollten Spezialthemen gewählt werden, die in allen oder mehreren Instituten

des Verbunds gemeinsam behandelt werden können. Auf diese §7eise können

wichtige Fragen im Hinblick auf regionale Besonderheiten analysiert werden. Die

Forschungsprojekte, die bisher zu einem großen Teil unverbunden nebeneinan-

der standen, sollten künftig möglichst im Zusammenhang eines gemeinsamen

Programms konzipiert werden, das die besonderen Vorteile des Stiftungsver-

bunds nutzt. Der Arbeit an diesem Forschungsprogramm sollte sich das Institut

für Allgemeine Überseeforschung besonders widmen. Bei der Beratung des For-

schungsprogfamms sollten auch Interessen der Zuwendungsgeber bedcksichtigt

werden.
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Einzelnelnstitute ftntnzieren- bedingt dutch die knappe Ausstattung mit Haus-

haltsmitteln - einen beachtlichen Änteil ihres Gesamthaushalts aus Drittmitteln.

Dies kann hingenommen werden, solange dadurch Initiativen gefördert werden,

die andernfalls nicht weirer verfolgt werden könnten; andererseits birgt es die

Gefahr der Verzettelung, wenn Ddttmittel einen allzu großen Anteil des Haus-

halts ausmachen. Es sollte angestrebt werden, längerfristig die Grundausstattung

der Institute für die Forschung soweit zu verbessern, daß der Anteil der Drittmit-

tel etwa 30oÄ der Mittel beträgt.

Bisher wurde ein Großteil der Drittmittel dazu verwandt, die geringen Reisemit-

tel zu ergänzen, die die institutionelle Förderung vorsieht. Denn die Qualität der

wissenschaftlichen Arbeit der Institute wird entscheidend dadurch bestimmt, daß

sie auf Materialien des jeweiligen Landes zurückgreifen und bei Reisen Untersu-

chungen vor Ort vornehmen können. Der Haushalt trägt diesen wichtigen

Grundlagen heute nicht Rechnung. Unter den gegebenen Voraussetzungen ist bei

der Einwerbung von Drittmitteln die Gefahr einer opportunistischen Proiektaus-

wahl und die Einschränkung von Eigeninitiativen bei der Themenstellung nicht

auszuschließen. Auch aus diesem Grund sollte eine prozentuale Reduzierung der

Drittmittel angestrebt werden.

b) Serviceleistungen

Jeder wissenschaftliche Mitarbeiter in den Instituten des Deutschen Übersee-

Instituts ist mit mehreren Proiekten zugleich befaßt. Dieser Umstand bringt es

mit sich, daß in manchen Fällen nur die Originaldokumente gesichtet, empirisch

ausgewertet und anschließend publiziert werden, ohne daß eine tiefergehende

wissenschaftliche Analyse erfolgt. Das ist im Sinne einer raschen Serviceleistung

zu begrüßen. Meistens beruhen die Arbeiten auf bislang nicht bekanntem Mate-

rial; die flewonnenen Erkenntnisse vermitteln daher wichtige Anhaltspunkte für

künftige Forschungsarbeiten.

Diese Arbeiten, die zu einem großen Teil von den Archiven der Institute und

ihren Dokumentations-Leitstellen vorbereitet werden, leisten einen Beitrag zvr

interdisziplinären Forschung, indem sie gerade auch die originalsprachige

Literatur der in Frage stehenden Fachbereiche aufnehmen und auswerten' Die

Dokumentations-Leitstellen stellen Material über Neuerscheinungen nach

regionalen und thematischen Schwerpunkten zusammen. Sie füllen mit ihrer

Literaturdokumentation und Länderinformation Lücken im Informationsange-

bot über überseeische Länder. Es werden so Erkenntnisse für die Forschung

vermittelt und neue Schwerpunkte sichtbar gemacht. Die Zeitschriften der In-

stitute haben für ihr jeweiliges Spezialgebiet die Funktion von zenualenPublika-

tionsorganen.

Die Serviceleistungen der Institute, die die Führung von Archiven und die Or-

ganisation von ständigen Arbeitsgemeinschaften umfassen, und die entsprechen-

äen Tätigkeiten der Dokumentations-Leitstellen gehören zlr ihren Hauptauf-

gaben und sind ebenso wichtig wie die Forschungsarbeiten. Umgekehrt ist das
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Niveau dieser Dienstleistungen stets abhängig davon, daß eigene Forschung be-
trieben wird.

11. 3. Zw Organisation

a) Rechtsform

Der §Tissenschaftsrat hält die bestehende Rechtsform einer Stiftung Deutsches
Übersee-Institut mit einem stiftungseigenen Institut für Allgemeine überseefor-
schung und vier weiteren, unter seinem Dach zusammengefaßten Regionalin-
stituten, die wiederum eigene Stiftungen sind, fiir schwerfällig.

Daher erscheint eine Neugliederung der Stiftung Deutsches übersee-Institut an-
gebracht, die allerdings auf die historisch gewachsenen Interessen und die
regionale Verwurzelung der einzelnen Institute Rücksicht nehmen sollte. So wäre
zu erwägen, die Vielzahl der Stiftungen und der damit verbundenen Organe in
einer Stiftung zusammenzufassen.

Es erscheint notwendig, daß die Koordinierungsaufgaben für die Forschungs-

Planung und für die Einwerbung von Drittmitteln vom Institut für Allgemeine
Überseeforschung besser als bisher wahrgenommen werden. Dieses zum Teil
auch von der Satzung vorgesehene Verfahren konnte sich in der Praxis noch nicht
bewähren. Es bleibt abzuwarten, ob dies in den kommenden drei bis fünf Jahren
gelingen wird. Die unter dem neuberufenen Leiter geschaffenen Ansätze sollten
dazu wirkungsvoll unterstützt werden. Falls sich ein Fortschritt nicht abzeichnet,
sollte erwogen werden, die Koordinierungsaufgaben einem Gremium der am-
tierenden Institutsdirektoren zu übertragen und den Vorsitz in diesem Direk-
torium turnusmäßig wechseln zu lassen. Diese Lösung hätte den Vorteil, daß für
diese Aufgabe nicht ein eigenes Institut eingerichtet werden müßte, sondern ein
kleiner wissenschaftlicher Sab ausreichend wäre.

Vorläufig sollten die durch die Satzung der Stiftung Deutsches übersee-Institut
bewahrte Selbständigkeit der Regionalinstitute und ihr nur loser Zusammen-
schluß im Stiftungsverbund durch eine verstärkte Kooperation ergänzt werden,
damit die Einheit der Institute nicht nur nach außen demonstriert, sondern auch
nach innen wirksamer wird.

b) Gremien

Der rJ7issenschaftsrat schlägt vor, im Zuge derüberprüfung der organisation die
Za'hl der Gremien in geeigneter §feise zn rcdtzieren. Zwat ist es richtig, daß die
Vielzahl der Gremien keine Kostenbelastung für den Haushalt der Stiftung mit
sich bringt, und es ist auch nicht zu übersehen, daß sie den Regionalinstituten
einen erwünschten Rückhalt in den interessierten Kreisen gewährleisten. Gleich-
wohl ist eine Relation von 40 wissenschaftlichen Mitarbeitern der Institute zu fünf
Kutatorien mit 80 Mitgliedern und fünf Vorständen mit 36 Mitgliedern (insge-
samt etwa 120 beratende oder beschließende Organmitglieder) nicht einsichtig.
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Im übrigen kann die Vielzahl der vorhandenen Gremien eine Bewertung der
wissenschaftlichen Arbeit der Institute durch einen wissenschaftlichen Beirat
nicht ersetzen.

Daher sollte vor allen Dingen ein unabhängige4 mit extemen lü(/issenschaftlern

besetzter Beirat eingerichtet werden, der den Erfolg der Arbeit aller Institute in
Abständen von drei bis fünf Jahren bewertet. Dies sollte auf der Grundlage des
neuen Forschungskonzepts geschehen. Der Beirat sollte vom zuständigen
Senator der Freien und Hansestadt Hamburg berufen werden. Ihm sollten höch-
stens zwei bis drei Mitglieder als Sachversändige für die Regionen des jeweiligen
Instituts angehören; darunter sollten auch Wissenschaftler aus dem Ausland sein.
Das Gremium sollte über seine Beurteilung der Qudität der wissenschaftlichen
Ärbeit der Institute dem Kuratorium der Stiftung Deutsches übersee-Institut
berichten.

c) Dokumentations-Leitstellen

Die Dokumentations-Leitstellen leisten nützliche Arbeit. Sie könnte durch eine
Stärkung der Aufgaben und Kompetenzen des vorhandenen Koordinators erheb-
lich verbessert werden. Dzzu gehören die Berücksichtigung von methodischen
und technologischen Enrwicklungen der Dokumenation, z. B. die Umstellung
auf Datenverarbeitung, ferner eine mittelfristige Arbeits- und Finanzierungs-
planung sowie die marktgetechte Gestaltung aller Dokumenrationsleistungen.
Die wissenschaftliche Dokumentationstätigkeit sollte weiterhin regional-
spezifisch gegliedert bei den einzelnen Dokumentations-Leitstellen verbleiben.
Ihre Verbindung zum ieweiligen Regionalinstitut hat sich in mehrfacher §7eise
bewährt. Zum einen wird dadurch ein reger und notwendiger Austausch zwi-
schen Forschung und Dokumentation gefördert. Zum tndern wird dreBffaienz
der Leitstellen dadurch gesteigert, daß sprachkundige §Tissenschaftler des
jeweiligen Instituts am Ort verfügbar sind. §7enn es gelänge, die Institute or-
ganisatorisch und räumlich unter einem Dach zu vereinen, käme dies der Arbeit
der Dokumentations-Leitstellen zugute.

d) Räumliche Zusammenlegung

Die gegenwärtige Unterbringung der Einzelinstitute an verschiedenen Stellen der
Hamburger Innenstadt erschwert ein Zusammenwachsen im Verbund. Eine
Zusammenführung unter einem Dach könnte - neben den wünschenswerten
Vorteilen einer Effizienzsteigerung bei den Verwalrungs- und Setviceeinrichtun-
gen - positive Auswirkungen auf Forschungskoordinierung und Zusammenar-
beit haben.

II. 4. Zur Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen

Die meisten Regionalinstitute haben es im Laufe der Jahre verstanden, Kontakte
zu wissenschaftlichen Einrichtungen ihrer Region herzustellen. Bei dem Institut

83



für Asienkunde, dem Institut für Iberoamerika-Kunde und beim Deutschen

Orient-Institut sind die internationalen Verbindungen wohl am besten gefestigt;

neben einem kontinuierlichen Meinungs- und Erfahrungsaustausch mit diesen

Einrichtungen und einzelnen Wissenschaftlern sowie mit den für die außenpoliti-

sche und wirtschaftliche Praxis verantwortlichen Stellen werden Gemeinschafts-

projekte mit wissenschaftlichen Institutionen der Regionen bearbeitet. Eine

Orientierung an aktuellen Fragestellungen der Region wird so erleichtert. Im
Hinblick auf die Verbindungen zvr §Tirtschaft und zu den Regionen sollte die

Zusammenarbeit mit den Ländervereinen gepflegt werden. Ebenso sollten die

Kontakte zu Einrichtungen, die in der Entwicklungspolitik arbeiten, erhalten

bleiben.

Die Institute sollten weiterhin bemüht sein, neue Kontakte zu den Hochschulen

in der Bundesrepublik Deutschland zu schaffen und bereits bestehende Verbin-
dungen zu intensivieren. Dazu gehört die §Tahrnehmung von Lehraufttägen

durch die Institutsdirektoren und ihre §üissenschaftler.

II. 5. Zusammenfassende Beurteilung

Die Stiftung Deutsches Übersee.Institut mit ihren Instituten ist eine nützliche

Einrichtung mit wichtigen Aufgaben für die deutsche Überseeforschung. Ange-

sichts der wachsenden weltpolitischen Bedeutung der einzelnen Regionen und da

kaum nennenswerte Initiativen auf diesem Gebiet erkennbar sind, verdient die

Stiftung Deutsches Übersee-Institut langfristig Förderung.

Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, muß das Institut von einet möglichst
einheitlichen wissenschafdichen Konzeption ausgehen. Eine Absprache gemein-

samer Forschungsschwelpunkte ist auch im Interesse der Konzentration der Ar-
beit dringend erfordedich. Um dieses Ziel zu erreichen, sind ferner verstärkte

Anstrengungen des Deutschen Übersee-Instituts notwendig, um eine Verbes-

serung der Qualität der Forschungsergebnisse zu erreichen; ebenso ist es notwen-

dig, daß auch die Zuwendungsgeber diese Bemühungen durch eine Verbesserung

der Grundausstattung für die Forschung unterstützen. Aufgabe der neuen In-
stitutsleitung muß in den nächsten Jahren sein, insgesamt der Arbeit des Ver-
bunds stärkeres Profil zu geben. Dieses Profil kann nur daraus erwachsen, daß die

Institute aufgrund ihrer Forschungsthemen und Forschungsmethoden eine füh-
rende Stellung in der Überseeforschung erlangen. Die Tatsache, daß es außer dem

Deutschen Übersee-Institut keine vergleichbare Einrichtung gibt, begründet eine

führende Stellung noch nicht. Das Institut für Asienkunde und das Deutsche

Orient-Institut haben gute Arbeitsergebnisse vorgelegt. Beim Institut für Ibero-
amerika-Kunde und beim Institut für Äfrika-Kunde scheinen die Serviceleistun-

gen für die Forschung noch im Vordergrund zu stehen.

Nach angemessener Zeit sollte von den Zuwendungsgebern überprüft wetden,

ob diese Ziele von der Stiftung Deutsches Übersee-Institut erreicht worden

sind.
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Unter diesen Vorbehalten erfüllt die Stiftung Deutsches Übersee-Institut die Vor-

aussetzungen für die gemeinsame Bund-Länder-Förderung:

sie ist eine selbständige Forschungseinrichtung, die auch Servicefunktionen

für die Forschung wahmimmt'

Der Zuwendungsbedarf überschreitet die Mindestförderungssumme'

DieüberregionaleBedeutungderEinrichtungunddasgesamtstaatliche
wissenschafispolitische Interesse an ihrer Förderung sind zu beiahen'

Der §üissenschaftsrat empfiehlt daher die §üeiterführung der gemeinsamen Bund-

Länder-Förderung.

Anhang

Von der Stiftung Deutsches Übersee-Institut vorgelegte Unterlagen

Satzung

ziele undAufgaben des Deutschen Übersee-Instituts 1979

Mittelfristige Modetlplanung des Stiftungsverbunds 1974

ForschungsPläne 1977 bis 1980

Mittelfristige Forschungspläne für die Jahre7978 bis 1980, 1979 bis 1981 und

1981 bis 1983

Forschungsbericht der Institute der Stiftung Deutsches Übersee-Institut 1976

mit den Fortschreibungen 1977 und 1978

HaushaltsPlan 7979

Tätigkeitsberichte der Stiftung Deutsches Übersee-Institut 1976 bis 1979

Tätigkeitsberichte des Instituts für Allgemeine Überseefotschung 1976 bis

1979

TätigkeitsberichtedeslnstitutsfürAsienkundel976bis7979

TätigkeitsberichtedesDeutschenorient-Instituts1976bis1979

Tätigkeitsberichtedeslnstitutsfürlberoamerika-Kulde1976bis1979

TätigkeitsberichtedeslnstitutsfürAfrika-Kunde7976bis7979

Publikationstätigkeit der regionalen Dokumentations-Leitstellen im ver-

bund der Stiftung Deutsches Übersee-Institut 1979 und 1980
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Institutsbesuche

Am3.oktoberlgTgwurdedasDeutscheÜbersee-InstitutinHamburgvom
Vorsitzenden des U"tt"t"tthusses und am 37'Mfuzl7' April 1980 vom Un-

terausschuß besucht; in beiden Fällen wutden Gespräche mit Vertretern des

Instituts geführt.
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I. Ausgangslage

L 1. Aufgaben und Organisation

Der Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat in Marburg wurde im Jahre 1950

gegründet. Er hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins. Seit 1977 wird er
nach der Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen durch Bund und
Sitzland je zw Hälfte frnanziert.

Der Herder-Forschungsrat versteht sich als eine akademieähnliche Vereinigung
von rüTissenschaftlern verschiedener geisteswissenschaftlicher Fachrichtungen.
Er hat nach seiner Satzung die Aufgabe, ,,die Erforschung des östlichen Mit-
teleuropa in europäischen Bezügen zu fördern. Dies geschieht durch Unterhal-
tung eines wissenschaftlichen Instituts (Johann-Gottfried-Herder-Institut) und
durch Förderung von wissenschaftlichen Vorhaben. Für einzelne Forschungsbe-
reiche oder spezielle Forschungsaufgaben kann er Fachkommissionen bilden. Zu
seinen Aufgaben gehört es auch, die Arbeit der mit ihm verbundenen Histor!
schen Kommissionen zu fördern". Mithin nimmt der Herder-Forschungsrat sat-
zungsgemäß Aufgaben wahr, die mit denen einer Forschungs-Förderungs-
organisation und einer Einrichtung mit Servicefunktion für die Forschung ver-
gleichbar sind. Zugleich hat er auch eigene Forschung betrieben.

Der Herder-Forschungsrat und das Herder-Institut haben sich seit ihrer Grün-
dung darauf konzentriert, Länder und Völker im östlichen Mitteleurop zzu erfor-
schen. Auf der Grundlage der Landeskunde steht die Beschäftigung mit den
nationalen Kulturen und ethnischen Gruppen in ihren wechselnden staatlichen,
politischen, geistigen, kulturellen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ord-
nungen im Mittelpunkt der betriebenen oder geförderten Forschung. Der
historisch-geographische Begriff ,,östliches Mitteleuropa" umschließt die
früheren deutschen Ostgebiete und deren östliche Nachbarräume, nämlich Polen,
die Tschechoslowakei sowie die baltischen Republiken der UdSSR. Historische
DDR-Forschung gehört nicht zu den Aufgaben des Herder-Forschungsrates.

Organe des Herder-Forschungsrates sind das Kuratorium, die Mitgliederver-
sammlung und der Vorstand.

Das Kuratorium besteht aus acht Personen. Es setzt sich zu gleichen Teilen aus

Mitgliedern des Herder-Forschungsrates und aus Regierungsvertretern zusam-
men. Den Vorsitz führt der Vertreter des Hessischen Kultusministeriums. Der
Zustimmung des Kuratoriums bedürfen alle Angelegenheiten von grundsätzli-
cher Bedeutung oder von finanzieller Tragweite. Hierzu gehören insbesondere
der Entwurf des §Tirtschaftsplans, Anderungen der Satzung sowie §7ahl, Anstel-
lung und Abberufung des Institutsditektors.

Dem Herder-Forschungsrat gehören derzeit 73 ordentliche Mitglieder, ein Eh-
renmitglied und 31^korrespondierende Mitglieder an. Sie werden nach landschaft-
Iichen und fachlichen Gesichtspunkten ausgesucht und von der Mitgliederver-
sammlung auf Vorschlag des Vorstands gewfült. Die Mitgliedschaft ist zeitlich
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nicht begrenzt- Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im Jahr

zusammen. Sie berät und beschließt unter anderem über die Festsetzung der

allgemeinen Aufgaben des Forschungsfates, die Bildung und Auflösung von

Fachkommissionen, die Zuweisung von Forschungsmitteln insbesondere für die

Fachkommissionen und die Historischen Kommissionen, die grundsätzliche

Planung von Veröffentlichungen, die §Uahl sowie Anstellung und Abberufung

des Vorstands des Forschungsrates und des Direktors des Instituts.

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Er sezt sich zusam-

men aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten, dem Direktor des Herder-

Instituts, der gleichzeitig geschäftsführendes Vorstandsmitglied ist und bis zu

vier weiteren Mitgliedern. Der Präsident und das geschäftsführende Vorstands-

mitglied bilden den Vorstand im Sinne des BGB. Die Amtsdauer der gewählten

Vorstandsmitglieder beträgt drei Jahre; die Amtsdauer des geschäftsführenden

Vorstandsmitglieds richtet sich nach seinem Anstellungsvertrag als Instituts-

direktot.

Innerhalb des Herder-Forschungsrates bestehen Fachgruppen flir folgende For-

schungsbereiche:

Vor- und Frühgeschichte

Kunstgeschichte

Musikgeschichte

Volkskunde

§Tirtschafts- und Sozialwissenschaften.

Im Jahre 1978 wurden zwei weitere Fachgruppen gegründet, ie eine fm Zeitge-

schichte und für Geisteswissenschaften, die im Aufbau sind, teilweise auch schon

mit ihrer Arbeit begonnen haben.

An der Spitze jeder Fachgruppe steht ein Mitglied des Herder-Forschungsrates;

ihre Arbeit wird aus dem Haushalt des Herder-Forschungsrates finanziert.

Die ostdeutschen Historischen Kommissionen bringen das geographische Prin-

zip innerhalb des Herder-Forschungsrates zur Geltung. Ihre rechtliche und or-

ganisatorische Zuordnung zum Herder-Forschungsrat ist unbestimmt. Sie haben

äen Charakter eigenständiger wissenschaftlicher Gremien . ZwTeil gehen sie auf

Historische Kommissionen in den früheten deutschen Ostgebieten zurück. Auf

Grund rhematischer und personeller Verflechtung arbeiten sie eng mit dem Her-

der-Forschungsrat zusammen. Et ftnznziert sie zweckgebunden, indem ef zum

Beispiel Mittel für die Bearbeitung eines wissenschaftlichen Vorhabens zur Ver-

fügung stellt.

Aufs Ganze gesehen nimmt der Herder-Forschungsrat gegenüber den ostdeut-

schen Historischen Kommissionen Aufgaben und Funktionen wahr, wie sie bei

Historischen Kommissionen, die fürl-änder oder Landesteile det Bundesrepublik
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Deutschland zuständig sind, von den Länderregierungen erfüllt werden. Diese
Feststellung gilt für die folgenden Kommissionen:

Baltische Historische Kommission

Historische Kommission für ost- und westpreußische Landesforschung

Historische Kommission für pommern

Historisch-Landeskundliche Kommission für Posen und das Deutschtum in
Polen

Historische Kommission für Schlesien

Historische Kommission der Sudetenländer

Südostdeutsche Historische Kommission.

Für den Gesamtverbund des Herder-Forschungsrates mit seinen sieben Fach-
gruPPen und den sieben Historischen Kommissionen ist das Herder-Institut in
Marburg die zentnle wissenschaftliche Einrichtung. Das Institut umfaßt gegen-
wärtig sieben Abteilungen: Bibriothek, pressearchiv, Bildarchiv, ranenab_
teilung, Archivalien und Nachlässe, Veröffentlichungs- und Verlagsabteilung
sowie Verwaltung und technische Einrichtungen. Im Jahr 1979 wurden 51 Mitar-
beiter, darunter 12 wissenschaftliche Mitarbeiter beschäftigt. Darüber hinaus be-
schäftigte der Herder-Forschungsrat zwei wissenschaftliche Assistenten, die im
wesentlichen die Arbeit einiger Historischer Kommissionen betreuten.

Das Gesamtvolumen des Haushalts betrug 1979 33lg700 DM; darin sind
30 000 DM der Deutschen Forschungsgemeinschaft enthalten, die zweckgebun-
den für die Bibliothek verwendet werden müssen. Ferner erhielt der Herder-
Forschungsrat Mittel vom Bundesminister des Innern, die für die Fortführung
der Reihe ,,Bau- und Kunstdenkmäler des deutschen ostens.. vorgesehen sindl
§Teitere Drittmittel weist der §Tirtschaftsplan nicht aus.

I. 2. Forschungsschwerpunkte

Der ,,Arbeitsplan" des Herder-Forschungsrates für die Jahre lg1g tf.nennt zwei
Forschungsschwerpunkte: die Erarbeitung von Forschungsgrundlagen zur Ge-
schichte ostmitteleuropas und die Beschäftigung -it C.t.rrwartsproblemen
OstmitteleuroPas. Zur Erarbei.tung von Forschungsgrundlalen zur öeschichte
Ostmitteleuropas gehören die Bearbeitung und Herausgab. .,ro,

Urkunden und sonstigen euellen,

historischen Atlanten und thematischen Einzelkarten,

- Lexika und Handbüchern,

- kunstgeschichtlichen Inventarwerken.
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monograPhischen Darstellungen und Einzeluntersuchungen,

Bibliographien,

Bibliothekskatalogen und

Neuerwetbun gs verzeichnissen.

Die Beschäftigung mit Gegenwartsproblemen als zweitem Schwerpunkt konzen-

triert sich um die periodisch erscheinende ,,Dokumentation Ostmitteleuropa". In
dieser Reihe des Herder-Instituts werden aktuelle Fragen in Form von Einzelhef-

ten behandelt, die wichtige Dokumenten- und Quellentexte votnehmlich aus der

ostmitteleuropäischen Presse in Übersetzung darbieten und sie kommentieren

oder analysieren.

Die Forschungen der Fachgruppen sowie der Historischen Kommissionen orien-

tieren sich an dem mit ihrer Bezeichnung vorgegebenen thematischen oder geo-

graphischen Bezugsrahmen. In der Fachgruppe für Geisteswissenschaften sind

bisher drei Arbeitsschwerpunkte gebildet worden; es bestehen Arbeitskreise, die

sich mit Namenkunde, der Erforschung der Anfänge des Humanismus in Böh-

men und der Edition des gesamten Briefirechsels Johann Gottfried Herdets be-

schäftigen.

über die wissenschaftliche Tätigkeit des Hetder-Forschungstates orientieren die

Jahresberichte und die Meldungen an das ,,Jahrbuch der historischen Forschung

in der Bundesrepublik Deutschland" $fu 1979114 Titelmeldungen).

Als neues, großes Forschungsprojekt des Forschungsrates ist eine 12 Bände um-

fassende,,Kulturgeschichte Ostdeutschlands und Ostmitteleufopas" vorge-

sehen; dieses Projekt befindet sich noch im Planungsstadium. Im Zusammenhang

mit det Kulturgeschichte beabsichtigt das Herder-Institut, eine neue Zeitschrift

herauszugeben.

I. 3. Bibliothek und Archive

Die Bibliothek des Herder-Instituts ist eine wissenschaftliche Spezialbibliothek

für Geschichte und Landeskunde Ostmitteleuropas. Sie dient vor allem der Arbeit

des Instituts, ist aber durch den Anschluß an den öffentlichen Leihverkehr allge-

mein zugängtich. Sie umfaßt derzeitetwa 185 OCI Bände. Ihre Bestände werden

durch einen alphabetischen Katalog und einen Sachkatalog erschlossen; der

alphabetische Katalog liegt gedruckt vor, so daß er zugleich anderen Bibliotheken

als bibliographisches Hilfsmittel dient.

Die Bibliothek führt seit 1950 den ,,Gesamtkatalog Ostmitteleuropa"' Durch

diesen zentralen Fachkatalog werden die entsprechenden deutschen und fremd-

sprachigen Buch- und Zeitschriftenbestände östlicher und westlicher Provenienz

aus tund 30 Bibliotheken in der Bundesrepublik Deutschland und in Österreich

nachgewiesen. Der 'Wissenschaftsrat hat 1964 festgestellt, daß dieser Gesamt-
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katalog für wissenschaftliches Schrifttum über Ostmitteleuropa weit über das

Institut hinaus der gesamten historischen Forschung gute Dienste leistet.l) Das

7952 eingeichtete Pressearchiv ist vornehmlich ein Archiv zur Zeitgeschichte. Es

werden rund 180 Zeitungen und Informationsdienste vorwiegend aus Polen, der

Tschechoslowakei und den baltischen Republiken der UdSSR ausge\Irertet. Die
Ausschnitte und Fotokopien sind in rund 11 000 Aktenordnern nach Sachge-

bieten abgeheftet und wetden durch einen im Aufbau befindlichen systematischen 
'

und einen Schlagwortkatalog erschlossen. Zusätzlich werden in einem Per-

sonenarchiv Pressenachrichten über führende Persönlichkeiten in Wissenschaft,

Kultur, §Tirtschaft und Politik gesammelt. Aus dem Material des Pressearchivs

wird unter anderem die ,,Dokumentation Ostmitteleutop{' (früher ,,Wissen-
schaftlicher Dienst fü r Ostrnitteleuropa") erarbeitet.

Das Bildarchiv sammelt Fotografren, Zeicltnungen von Bau- und Kunstdenk-
mälern, von Personen und Gegenständen, die von volkskundlichem Intercsse

sind. Es enthält etwa220 000 Fotos, Postkarten, Druckgraphiken und Architek-
turzeichnungen sowie Negative, Diapositive, Bildbände und Klischees. Das

Material ist durch eine Orts-, Stichwort- und Personenkatei erschlossen. Das

Bildarchiv betreut ferner den Katalog,,Ostdeutsches Kulturgut in westdeutschen

Museen" mit einem Gesamtbestand von etwa29 000 Obiekten.

Die Kartensammlung umfaßt rund 22 000 Karten und annähernd 300 Atlanten
deutscher und ausländischer Herkunft. Die amtlichen toPogfaPhischen und geo-

graphischen Kartenwerke der ostmitteleuropäischen Länder sind weitgehend

vorhanden. Ein Drittel des Kartenbestands machen thematische Einzelkarten

aus; Schwemunkte sind Karten über Sprache, Volkstum und Siedlung. Ein
Schlagwortkatalog erschließt den Bestand.

Als Grundlage und Hilfsmittel der Forschung wetden die Bibliothek sowie die

Archive und Sammlungen des Herder-Instituts weit über den Herder-

Forschungsrat hinaus genutzt.

I. 4. Veröffentlichungen, Tagungen und wissenschaftliche Kontakte

Das Herder-Institut zählt zu seinen wissenschaftlichen Aufgaben wesentlich die

Herat'sgabe und Betreuung von Publikationsreihen. Es unterhält einen eigenen

Verlag. Er veröffendicht einen großen Teil der von den Mitarbeitern des Instituts
und den Mitgliedern des Forschungsrates verfaßten Arbeiten. Vom Herder-

Forschungsrat und vom Herder-Institut werden die Zeitschriften

Zeitschrift für Ostforschung (4 Hefte im Jahr) und

Dokumentation Ostmitteleuropa (6 Hefte im Jahr)

l) Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen, Teil II:
§flissenschaftliche Bibliothekeq 1964, S. 224.
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und die Reihen

Ostmitteleuropa in Vergangenheit und Gegenwart,

Marburger Ostforschungen,

§üissenschaftliche Beiträge nx Geschichte und Landeskunde Ostmit-

teleutopas,

Bau- und Kunstdenkmäler des deutschen Ostens,

Musik des Ostens,

Tagungsbedchte des Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrates

herausgegeben.

Außerdem werden Sammelwerke und Einzelschriften publiziert, ferner Ausstel-

lungskataloge und Informationshefte sowie die von der Bibliothek des Herder-

Instituts betreuten und vierteliähdich erscheinenden ,,Neuerwerbungen Ostmit-

teleuropa (Auswahl)".

Unter den Publikationen des Instituts sind die laufend vorgelegten Bibliogra-

phien besonders zu erwähnen, die deutsch- und fremdsprachige Veröffentlichun-

gen für die einzelnen ostdeutschen Landschaften odet ostmitteleuropäischen Län-

der verzeichnen. Sie erscheinen als selbständige Publikationen in der Reihe ,,lü(/is-

senschaftliche Beiträge zur Geschichte und Landeskunde Ostmitteleuropas" und

in Auswahl in der ,,Zeitschtift für Ostforschung".

Die Historischen Kommissionen veröffentlichen Einzelarbeiten, geben zum Teil

aber auch eigene Reihen und Zeitschriften heraus.

Das Herder-Institut versteht sich als Forum für §Tissenschaft und Forschung. Die

Mitarbeiter des Instituts und die Mitglieder des Forschungsrates pflegen Kontak-

te zu §Tissenschaftlern ihrer Fachrichtungen, insbesondere zu denen in Ostmit-

teleuropa. Diese Verbindungen sind in der letzten Zeit verstärkt worden; die

persönlichen Begegnungen und dieZahlder Besucher im Herder-Institut haben

seither zugenommen.

In loser Folge werden,,Wissenschaftliche Gespräche" veranstaltet, in deren Rah-

men auch ausländische Gäste Vorträge über ihre speziellen Arbeiten oder über

aktuelle Fragen aus dem Arbeitsbereich des Herder-Forschungsrates halten.

Außerdem werden Arbeitstagungen der Fachgruppen veranstaltet. Sie finden im

Rahmen der Mitgliederversammlung oder in Zusammenarbeit mit den Histoti-

schen Kommissionen statt und sollen die wissenschaftlichen Kontakte der be-

teiligten Iü(/issenschaftler vertiefen.

Das Herder-Institut gehört dem Koordinationsausschuß deutscher Osteuropa-

Institute an; es arbeitet in diesem Rahmen mit anderen Einrichtungen der

Osteuropaforschung zusammen. Es ist Mitglied der Arbeitsgemeinschaft

außeruniversitärer historischer Forschungseinrichtungen in der Bundesrepublik

Deutschland, der Arbeitsgemeinschaft Historischer Kommissionen und Landes-

kundlicher Institute, der Arbeitsgemeinschaft der Ost- und Südosteuropa- und
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DDR-Bibliotheken und -Sammlungen der Bundesrepublik Deutschland sowie

des Deutschen Bibliotheksverbands, Sektion Spezialbibliotheken.

Die Arbeit des Herder-Forschungsrates vollzieht sich zu einem großen Teil auf

einem Gebiet, in dem vielFdltige und auch konkurrierende Interessen wirksam

sind. Einblick in die Aufgaben des Herder-Forschungsrates aus politischer Sicht

gibt der ,,Bericht der Bundesregierung über die Maßnahmen zur Förderung der

ostdeutschen Kulturarbeit gemäß § 96 BFVG in den Jahren 7976, 1977 und

7978"1).

il. Stellungnahme

Il. 1. Zar bisherigen wissenschaftlichen Bedeutung

Der Herder-Forschungsrat hat durch die im Herder-Institut konzentrierte Sam-

meltätigkeit eine Forschungs- und Dokumentationsstelle für die Geschichte des

östlichen Mitteleuropa geschaffen, deren wissenschaftliche Bedeutung sehr hoch

zu veranschlagen ist. Seine Publikationstätigkeit hat wesentlich dazu beige-

tragen, daß Arbeiten zur ostdeutschen und ostmitteleuropäischen Geschichte in

großer Za"hl veröffentlicht werden konnten.

Das Schwergewicht der vom Herder-Forschungsrat betriebenen, angeregten

und geförderten wissenschaftlichen Tätigkeit lag bisher bei historischen und

kulturellen Themen aus der ostdeutschen Geschichte, ferner bbi der Geschichte

des deutschen Einflusses im Raum der slawischen und baltischen Völker. Mit
dieser Ausrichtung hängt die besondere Bedeutung zusammen, die den ostdeut-

schen Historischen Kommissionen bis heute für den Herder-Forschungsrat

zukommt. Dieser Ausrichtung entspricht auch dii Zusammensetzung der Mit-
gliedschaft des Forschungsfates, in der Historiker die Mehrheit bilden. Dem

Herder-Forschungsrat ist es votzugsweise zu danken, wenn die Erforschung der

Geschichte der früheren deutschen Ostgebiete in der Bundesrepublik Deutsch-

land fortgeführt werden konnte.

Die wissenschaftliche Arbeit des Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrates
vollzieht sich in den Fachgruppen und in den Historischen Kommissionen. Seine

Tätigkeit ist durch eine enge Verbindung von Forschung, Forschungsförderung

und Serviceaufgaben geprägt. Die Setviceleistungen des Herder-Instituts, die

forschungsfördernden Tätigkeiten des Herder-Forschungsrates sbwie die For-

schungsarbeiten seiner Mitglieder in den Historischen Kommissionen und in

den Fachgruppen sind eng miteinander verschränkt. Zwat werden die von Bund

und Sitzland zur Verfügung gestellten Mittel überwiegend für Serviceleistungen

benötigt, die vom Herder-Institut mit seiner Bibliothek und von seinen Mitar-

beitern für den Herder-Forschungsrat, die Historischen Kommissionen und die

Fachgruppen erbracht werden. Andererseits fördert aber der Herder-

1) Deutscher Bundestag. Drucksache 8/3563 vom 17. 1. 1980.
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Forschungsrat die Forschungstätigkeit seiner Mitglieder, der Historischen Kom-
missionen und der Fachgruppen. Über die Histotischen Kommissionen hat er

insbesondere die Forschung zur Geschichte der früheren deutschen Ostgebiete

gefördert. Er hat in der Vergangenheit die Voraussetzungen für viele größere und

kleinere Forschungsvorhaben geschaffen. Soweit sie nicht mit bescheidenen Mit-
teln zu finanzieren waren, mußten sie von einem bestimmten Zeitpunkt an Dritt-
mittel in Anspruch nehmen. Sie untetlagen damit zugleich einer gutachterlichen

Außenkontrolle.

Diese Art der Verzahnung von Forschungstätigkeit mit forschungsfördernden

Maßnahmen und Serviceleistungen im Bereich der Materialsammlung und

-erschließung ist hier nach wie vor wichtig. Denn andernfalls würden Forschun-

gen zvr Geschichte der früheren deutschen Ostgebiete fast völlig fehlen. Der
Herder-Forschungsrat hat insoweit Aufgaben wahrgenommen, die in der

Bundesrepublik Deutschland in die Zuständigkeit der von den einzelnen Ländern

finanzierten Historischen Kommissionen fallen.

In dieser Hinsicht hat der Herder-Forschungsrat erfolgreiche Arbeit geleistet.

Der größeren Äufgabe, die er sich in der Satzung gegeben hat und die er in
Zukunft verstärkt wahrnehmen will - Erforschung des östlichen Mitteleuropa in

seiner Gesamtheit -, ist er bisher nur in geringerem Umfang nachgekommen.

Seine in der Vergangenheit erkennbar gewordenen Bemühungen um eine wissen-
'schaftliche §Teiterentwicklung und Neuorientierung der Arbeit bleiben allet-

dings nach Auffassung des rWissenschaftsrates hinter den Erwartungen zurück,

die an eine Einrichtung zur Erforschung des gesamten Ostmitteleuropa gestellt

werden müssen. Die Möglichkeiten des internationalen Vergleichs und der inter-

disziplinären Kooperation werden eingeengt, wenn auf eine vergleichende be-

ziehungsgeschichtliche Betrachtungsweise verzichtet wird. Unter heutigen wis-

senschaftlichen Gesichtspunkten kommt es darauf an, die Erforschung des östli-

chen Mitteleuropa als qualifizierte Forschung mit beziehungsgeschichtlichen

Themen und kooperativ angelegten Fragestellungen zu betreiben. Erst auf diese

§7eise kann auch das deutsche Element in der Geschichte Osteuropas seine ange-

messene §7ürdigung erfahren und kann zugleich die Chance für eine fruchtbare

wissenschaftliche Kooperation mit entsprechenden Instituten in Osteuropaetöff-
net werden.

Der \Wissenschaftsrat ist nicht überzeugt, daß die derzeitige Organisation die

besten Voraussetzungen für die Wahrnehmung dieser größeren Aufgaben bietet.

Er unterstützt den Herder-Forschungsrat in der Absicht, diese Aufgaben in

Zukunft verstärkt wahrzunehmen. Denn die Erforschung von Ostmitteleuropa

ist für die Bundesrepublik Deutschland von besonderer Wichtigkeit. rJTenn sie

aber institutionell gefördert werden soll, bedarf es einer gründlichen Reorganisa-

tion, die es ermöglicht, die Arbeit zu konzentrieren und die bisherigen For-

schungsaufgaben des Herder-Fotschungsrates umzustellen und zu erweitern.

Darübet hinaus isr es notwendig, einfache und klxeZuständigkeiten zu schaffen.
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11. 2. Zur Organisation

Die wissenschaftliche Arbeit über Probleme Ostmitteleuropas muß nach Auffas-

sung des §Tissenschaftsrates in Zukunft ihren schwerpunkt in einem Institut

haben. Es bietet sich an, das Herder-Institut mit dieser Aufgabe zu betrauen'

Diese vom Herder-Forschungsrat geschzffene Institution ist am besten geeignet,

von jetzt an als organisatorischer Mittelpunkt der wissenschaftlichen Arbeit und

zugleich auch als Serviceeinrichtung für die gesamte Forschung zu ostmit-

teleuropäischen Problemen zu dienen. In Zukunft könnte dann die Forschung des

Herder-Instituts in ähnlicher §7eise betrieben werden wie in anderen Instituten

von vergleichbarer Größe, zum Beispiel im Institutfür Zeitgeschichte München.

Es empfiehlt sich daher, künftig das Herder-Institut zum Empfinger der Zuwen-

dungen zu machen.

Das Herder-Institut als Forschungs- und Serviceeinrichtung kann sich auf eine

international renommierte Bibliothek und eine Vielzahl für seine Fachgebiete

einschlägiger Sammlungen stützen. Es stellt heute unbestritten die wichtigste

Serviceeinrichtung für die Erforschung des östlichen MitteleuroPas in der Bun-

desrepublik Deutschland dar. Diese Position muß erhalten bleiben und sollte

ausgebaut werden. Von besonderer Bedeutung ist schon ietzt das Pressearchiv'

Der Herder-Forschungsrat sollte nach der Neuorganisation die Aufgaben und

Funktionen eines wissenschaftlichen Beirats für das Herder-Institut übernehmen.

Er sollte das Institut in der Planung seiner Forschungsarbeit unterstützen und

dem Kuratorium über die wissenschaftlichen Ärbeiten des Instituts berichten.

Stimmberechtigt sollten im Beirat nur diejenigen Mitglieder sein, die noch nicht

emeritiert oder im Ruhestand sind. Eine zeitliche Befristung der Mitgliedschaft

im Herder-Forschungsrat scheint nicht angebracht, da der Kreis der kompetenten

Forscher klein ist und auf die Mitwirkung dieser wenigen Sachkenner nicht ver-

zichtet werden kann.

Die auch in Zukunft wichtige Arbeit der Historischen Kommissionen und der

Fachgruppen des jetzigen Herder-Forschungsrates darf dutch die Reorganisation

nicht behindert werden. Der §Tissenschaftsrat hält es für erforderlich, daß die

Zuwendungsgeber durch Zuweisung zweckgebundener Mittel eine Finarrzietung

wie bisher auch für die Zukunft sicherstellen. Die Historischen Kommissionen

und die Fachgruppen, da sie keiner wissenschaftlichen Aufsicht durch das Institut

unterliegen, sollten weiterhin, wie schon bisher, für alle größeren Proiekte auf die

Einwerbung von Drittmitteln verwiesen bleiben.

Das Institut wird in die neuen, größeren Aufgaben der Ostmitteleuropaforschung

nur hineinwachsen, wenn insbesondere der Institutsdirektor für eine Straffung

der Institutsarbeit sorgr. Er muß ieder Tenderrz zu verzettelung der wissen-

schaftlichen Kapazitätentgegenwirken. Den Historischen Kommissionen darf in

Zukunft kein Vorrecht gegenüber anderen Interessenten für Serviceleistungen

des Instituts eingeräumt werden. Die Konzentration del Institutsarbeit auf eigene

wissenschaftliche Aufgaben muß mit det Beschränkung der im Augenblick sehr
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zeitaufwendigen redaktionellen Arbeiten für den Verlag des Herder-Instituts
beginnen. Die Herrichtung der Manuskripte für den Druck sollte hier wie anders-
wo Sache der Autoren selbst sein. Solche nicht primär auf Forschung gerichtete
Serviceleistungen können nicht Aufgabe eines staatlich subventionierten For-
schungsinstituts sein. Gegebenenfalls ist daher die Frage zu prüfen, ob nicht die
eigene Verlagstätigkeit des Instituts eingeschränkt werden muß.

Die neue Organisationsform muß sich im übrigen auch auf die Publikationstätig-
keit auswirken. Als unbefriedigend hat es sich in der Vergangenheit ausgewirkt,
daß der Forschungsrat weitgehend von zuQillig angebotenen Manuskripten ab-
hängig war. Sie wurden in die verschiedenen Reihen aufgenommen, ohne daß ein
durchgehendes wissenschaftliches Konzept für die Auswahl erkennbar gewesefl
wäre. In diesem Zusammenhang sollte auch die Möglichkeit einer Straffung der
Publikationsorgane geprüft werden.

Der §Tissenschaftsrat hält es für erforderlich, daß ein geregeltes Verfahren für die
Entscheidung über die Annahme sämtlicher im Geschäftsbereich des Herder-
Instituts zu publizierender Manuskripte eingeführt wird. Die Verantwortung für
die Annahme von Manuskripten sollte der Leitung des Instituts übertragen wer-
den.

7I. 3. Zur künftigen Forschungstätigkeit

Die vom Herder-Forschungsrat in seiner bishedgen Funktion betreuten wissen-
schaftlichen Arbeiten lassen eine sehr breite Streuung der Themen erkennen.
Darin spiegelt sich die Vielzahl der von den Mitgliedern repräsentierten wissen-
schaftlichen Interessen. Das Herder-Institut sollte bei der Neubestimmung seiner
Aufgaben und bei der Festlegung eines künftigen Forschungsprogramms die
bisherige Vielfalt und Breite der Themen nicht übernehmen. Unerläßlich bleibt,
die verfügbaren Kräfte auf einige thematische Schwelpunkte zu konzentrieren. In
einer Übergangszeit wird es genügen, einen Schwerpunkt zu bilden, der mit den
verfügbaren personellen und finanziellen Hilfsmitteln erfolgreich und interna-
tionalen Maßstäben entsprechend bearbeitet werden kann.

Bei der Festlegung dieses ersten wie auch der folgenden Schwerpunkte sollte
einerseits auf die notwendige Konzentration der wissenschaftlichen Arbeit und
andererseits auf eine stärkere Öffnung für osteuropäische Fragen über nationale
Fragestellungen hinaus hingewirkt werden.

Mit der Konzentration der wissenschaftlichen Arbeit, wie sie hier vorgeschlagen
wird, wäre auch eine klare Abgrenzung gegenüber anderen Forschungseinrich-
tungen gewährleistet, die im Augenblick nicht immer gegeben ist. Über-
schneidungen mit den Arbeitsbereichen z. B. des Collegium Carolinum, die sich
für die bohemistischen Forschungen und die Tätigkeit einiger Historischer Kom-
missionen ergeben, sprechen zasätzlichfür eine deutlichere Aufgabenbegrenzung
und Aufgabenabgrenzung. Damit ist selbstverständlich nichts gegen die Zusam-
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menarbeit mit anderen Institutionen gesagt. Denn auch aus der Sicht des §üissen-

schaftsrates ist es zu begrüßen, wenn verschiedene wissenschaftliche Einrichtun-

gen auf dem Gebiet OstmitteleuroPa zusammenatbeiten, da diese Forschungs-

richtung unterentrü/ickelt ist und ein spürbaret Nachholbedarf besteht.

Die Festlegung des wissenschaftlichen Programms sollte Sache des künftigen

Beirats sein. Von ihm ist zu erwarten, daß er heutigen wissenschaftlichen Ge-

sichtspunkten Rechnung trägt. Er müßte bei der Auswahl der Themen und

Schrverpunkte auf die Abgrenzuflg zur Arbeit verwandter Institute achten.

Schon während der Übergangszeit sollte Fotschung in dem Maße am Herder-

Institut etabliert werden, wie es mit den derzeitverfügbaren Kräften und Mitteln

möglich ist. Das wird wesentlich dazu beitragen, die für eigene Forschung des

Herder-Instituts nötige wissenschaftliche Innovationskraft und Mobilität zu stär-

ken.

Die personellen Ressourcen des Instituts, die für die Forschung z:ut Verfügung

stehen, werden während der Phase der Umorganisation sehr begrenzt sein. Daher

sollten, um neue Impulse für die Forschung zu geben, zunächst Drittmittel für

kleinere Proiekte von begrenzterLrufzeit bei der Deutschen Forschungsgemein-

schaft oder vergleichbaren Einrichtungen eingeworben werden. Der Vorteil be-

steht in diesem Fall darin, daß solche Proiekte einer regelrnäßigen wissenschaftli-

chen Bewertung durch die geldgebende Institution unterliegen. Das ist vor allem

während der übergangszeit, wenn sich die neue Organisationsform einspielt, von

wesefltlicher Bedeutung.

Il. 4. Zw wissenschaftlichen Personal

Für die eigene Forschung des Herder-Instituts, die nach Auffassung des §Tissen-

schaftsrates in Zukunft schwelpunktmäßig institutionell gefördert werden soll,

müssen bestimmte Voraussetzungen im personellen Bereich geschaffen werden,

damit das Aufgabenspektrum und die Personalkapazität in einem für die Sache

günstigen Verhältnis zueinander stehen.

Von den derzeit am Institut tätigen rü(/issenschaftletn sind Beiffäge zu der For-

schung, der sich der Herder-Forschungsrat verstätkt zuwenden will und die nach

Auffassung des §Tissenschaftsrates die eigentlich zukünftige Aufgabe des In-

stituts sein soll, nur begrenzt z\ er\$Lrten. Denn von Ausnahmen abgesehen,

haben sie bei ihrer jetzigen zeitlichen Beanspruchung für Serviceleistungen kaum

Gelegenheit zu eigener Forschung. Ihren wissenschaftlichen Interessen nach sind

sie auf die künftigen Aufgaben auch nicht genügend vorbereitet.

Das Herder-Institut sollte bei der Straffung der Institutsarbeit so schnell wie

möglich einige von den Personalstellen, die zur Zeitim Servicebereich angesiedelt

sind oder auch vom Herder-Forschungsrat vergeben werden, für Zwecke der neu

zu konzipierenden Ostmitteleuropa-Forschung verfügbar machen. Freiwerdende

100



Stellen müssen in Zukunft zur Gewinnung jüngerer, für die Forschungstätigkeit

des Instituts besonders qualifi zierter rü(/issenschaftlet genutzt werden.

Vom Institut zu verantwortende Forschung darf im Herder-Institut nur dann

betrieben werden, wenn für die ieweiligen Schwerpunkte hauptamtliche Leiter

mit Hochschullehrerqualifikation zur verfügung stehen. Beim Anlaufen des

neuen Programms sollte nur ein Schwerpunkt vorgesehen und für den Leiter des

Schweqpunkts eine C 3-Stelle als Leerstelle an der Universität Marburg eingerich-

tet urerden. Der Leiter des Schweqpunkts muß bei der Festlegung des For-

schungsprogramms frei sein, er hat dieses Programm aber gegenüber dem Direk-

tor des Instituts und dem wissenschaftlichen Beirat zu verantworten'

Unter der Verantwortung eines wissenschaftlichen Leiters sollten nach Auffas-

sung des sflissenschaftsrates etwa fünf bis sieben §flissenschaftler tätig sein. Da zu

erwarren ist, daß zwei bis drei Stellen vom Institut für Forschungszwecke freige-

macht werden können, setzt die Verwirklichung dieses Vorschlags außer der

Einrichtung der schon erwähnten Leerstelle nach C 3 in absehbarcrZeit die Neu-

schaffung von etwa drei Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter voraus'

Zusammenfassend ist zu sagen: Institutionell geförderte Forschung darf am Her-

der-Institut erst betrieben werden, wenn ein Schwerpunkt festgelegt ist und außer

einem voll qualifizieften wissenschaftlichen Leiter auch wissenschaftliches Per-

sonal in genügenderZalizur Verfügung steht. Außerdem muß die wissenschaft-

liche Kontrolle durch einen Beirat sichergestellt sein. Nur dann kann ein größeres

projekt im Bereich eines Schwerpunktes erfolgversprechend bearbeitet werden'

über die Einrichtung eines oder mehrerer weiteret Schwelpunkte sollte erst

entschieden werden, wenn genügend Erfahrungen mit dem ietzt empfohlenen

Schwerpunkt gesammelt sind. Das dürfte nach Ablauf der Übergangsphase in

etwa fünf bis sieben Jahren der Fall sein.

Für das vom Herder-Forschungsrat geplante große Forschungsvorhaben,,Kul-

turgeschichte Ostdeutschlands und Ostmitteleuropas" sind die hier genannten

Vo.",rss.tzungen im Herder-Institut nicht gegeben. Der rJ7issenschaftsrat rät

darum nachdrücklich davon z;b, zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein Proiekt von

diesem Umfang und dieser Bedeutung in Gang at setzen. Es kann nur entsPre-

chend der künftigen Aufgabenstellung des Herder-Instituts bearbeiter werden,

wenn zuvor die hier empfohlenen organisatorischen Anderungen vofgenommen

worden sind.

Bei einer zukünftigen Neubesetzung der Stelle des Institutsdirektors sollte dafür

gesorgt werden, daß eine Leerstelle an der Universität Marburg bereitgehalten

wird, die es ermöglicht, daß der Institutsdirektor zugleich mit vollen kor-

porativen Rechten und Pflichten an der Universität tätig sein kann. Es sollte sich

um eine C 4-Stelle handeln und sie sollte in einem gemeinschaftlichen Berufungs-

verfahren vom Herder-Institut und von der entsprechenden Fakultät der Univer-

sität Marburg besetzt werden.
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II. 5. Zw wissenschaftlichen Zusammenarbeit

Langfristig ist anzustreben, daß das Institut über seinen Beirat in eine lebendige
Wechselbeziehung nicht nur mit anderen deutschen, sondern auch mit u/est- und
osteuropäischen Forschungseinrichtungen eintritt. Je klarer das neue wissen-
schaftliche Profil des Instituts wird, desto eher wird es möglich sein, daß es sich
zur Begegnungsstätte und zum Umschlagplttz für deutsche und internationale
Forschung über das östliche Mitteleuropa entwickelt. rü7enn das Herder-Institut
künftig stärker als bisher seine Arbeit auch unter dem Gesichtspunkt des Aus-
tauschs von 1ü(/issenschafdern und Forschungsergebnissen sehen und neue For-
men des Austauschs z. B. durch die Planung neuer Projekte in Zusammenarbeit
mit §Tissenschaftlern der jeweiligen Region anstreben will, könnte es auf diese

§üeise eine vermittelnde Funktion zur polnischen, tschechoslowakischen und
sowjetischen Wissenschaft gewinnen. Hierzu sollte auch die Ausrichtung von
Veranstaltungen gehören, die die Basis für die Beschäffur*ngimit osteuropäischer
Geschichte und Kultur in der Bundesrepublik Deutschland erweitern helfen.

11. 6. Ztsammenfassende Beuteilung

Der Herder-Forschungsrat hat im Rahmen seiner Möglichkeiten Erhebliches für
die Erforschung der Geschichte der früheren deutschen Ostgebiete geleistet. Bei

seiner Tätigkeit sind Serviceleistungen, Maßnahmen der Forschungsförderung
und Forschungstätigkeit seiner Mitglieder unauflöslich miteinander verschränkt
gewesen. Diese Art der §Tahrnehmung wissenschaftlicher Aufgaben von über-
regionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem wissenschaftspolitischem Interesse

hat sich bewährt und sollte auch, solange die vom lü(/issenschaftsrat für nötig
erachtete rWeiterentwicklung nicht möglich ist, zunächst fortgesetzt werden. Auf
die dem Wissenschaftsrat zweckmäßig erscheinenden und im einzelnen dargeleg-
ten Maßnahmen zur Straffung der wissenschaftlichen Arbeiten darf dabei gleich-
wohl nicht verzichtet werden.

Unter diesem Vorbehalt erfüllt der Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat die
Voraussetzungen für die gemeinsame Bund-Länder-Förderung:

Es handelt sich um eine wissenschaftliche Einrichtung mit Forschungs- und

Forschungsförderungsaufgaben sowie mit Servicefunktion für die Forschung.

Der Zuwendungsbedarf überschreitet die Mindestförderungssumme.

Die überregionale Bedeutung der Einrichtung und das gesamtstaatliche

wissenschaftspolitische Interesse an ihrer Förderung sind zu beiahen.

Der \Wissenschaftsrat empfiehlt daher die §Teiterführung det gemeinsamen Bund-

Länder-Förderung.

Im Interesse der Sache hält er allerdings eine stärkere inhaltliche rWeiterentwick-

lung und damit verbunden eine Neuorganisation der wissenschaftlichen Arbeit
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zur Erforschung des östlichen Mitteleuropa für dringlich' Nach seiner Auffas-

sung wird es besser gelingen, diese Arbeii i- sprrrrrungsverhältnis von Politik

und §[issenschaft'or.ir.rro..rtwickeln, wenn in der wissenschaftlichen Arbeit die

Erforschung des östlichen MitteleuroPa in europäischen Bezügen stärkef als bis-

her Berücksichtigung findet. Eine ttrematische Konzentration des Forschungs-

programms in di.seräichtung dürfte durch die hiet vorgeschlagene Verselbstän-

äigi.rg des Herder-Instituts als Hauptträger der wissenschaftlichen Arbeit

wesentlich gefördert werden. Die verwirklichung dieses vorschlags würde das

wissenschaftliche Profil des Herder-Instituts in einer Richtung weiterentwickeln'

die bessere Chancen für die inrensive Kooperation mit der an der Erforschung des

östlichen Mitteleuropa interessierten \üflissenschaft des östlichen und westlichefl

Auslands eröffnet. ör-it würde zugleich eine stärkere Nutzung des Herder-

Instituts als Serviceeinrichtung verbunden sein'

Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen zur Reorganisation lassen sich nicht kurz-

fristig verwirklich.i. Ui. einer Übergangsphase von fünf bis sieben Jahren ist zu

rechnen. Am Schluß dieser Üu.rg"rrgrphase ist zu prüfen, ob die Maßnahmen den

gewünschten Erfolg gehabt haben'

Anhang

VomJohann-Gottfried-Herder-ForschungsratvorgelegteUnterlagen

Satzung

\üTirtschaftsplar;. 1979

Haushaltsvoranschlag für das Rechnungsiahr 1980

Arbeitsberichte für die Jahre 1975 bis 1978

JahresberichtederHistorischenKommissionen,derFachkommissionenund
äer FachgruPPen für die Jahte7975 bis 1978

FotschungsPlan 7977

ArbeitsPlan 1978 ff'

RahmenplanfürdasVorhaben,,Kulturgeschichteostdeutschlandsundost-
mitteleuroPas" 1980

FinanzierungsplanfürdasVorhaben,,Kulturgeschichteostdeutschlandsund
Ostmitteleu toPas" 7979

§Tissenschaftliche Mitarbeiter des Herder-Instituts 1980

Mitgliedetverzeichnis des Herder-Forschungsrates 1978

VeröffentlichungendesHerder-ForschungsratesunddesHerder-Instituts
1974bis 1979
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Veröffentlichungen des Herder-Forschungsrates und des Hetder-Instituts

von Januar bis September 1980

Herder-Forschungsrat und Herder-Institut, Veröffentlichungen über Ostmit-

teleuropa 1979

Titelmeldung des Herder-Forschungsrates und des Herder-Instituts für das

Jahrbuch der historischen Forschung in der Bundesrepublik Deutschland

7979

Aufgaben :und Ziele des Herder-Forschungsrates 1 979

Herder-Forschungsrat und Herder-Institut, Aufgaben, Einrichtungen, Ar-
beiten 1979

Probleme der Ostmitteleuropa-Forschung. Rückblicke und Ausblicke auf die

Arbeit von Herder-Forschungsrat und Herder-Institut 1978

Im Dienste der Ostmitteleuropa-Forschung. 15 Antworten auf Fragen zur

Arbeit des Herder-Instituts 1978

Institutsbesuch

Der Unterausschuß hat am 30. November 1979 das Herder-Institut in Marburgi

Lahn besucht und Gespräche mit Vertretern des Herder-Forschungsrates und des

Herder-Instituts geführt.
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Stellungnahme zr:;m Forschungsinstitut
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I. Ausgangslage

I. 1. Aufgaben und Organisation

Das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung an der Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer wurde als Nachfolger des seit 1962 bestehenden
Forschungsinstituts der Hochschule durch Anordnung des Ministeqptäsidenten
des Landes Rheinland-Pfalzvon 1976 (GVBI. S. 184) mit §flirkung vom 1. Januar
1976 ercichtet; es ist durch § 60 des Landesgesetzes über die Hochschule für
Verwaltungswissenschaften Speyer von 1978 (GVBI. S. 568) auf eine gesetzliche
Grundlage gestellt worden. Als nichtrechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts
untersteht das Institut der Aufsicht der Staatskanzlei. Die Einnahmen und Aus-
gaben im Umfang von zur Zeit rund 2,25 Millionen DM fährlich sind in einem
selbständigen Kapitel des Haushaltsplans des Landes Rheinland-Pfilz - pjnzel-
plan Ministerpräsident und Staatskainzlei- veranschlagt. Am 27. September 7977
hat sich das Forschungsinstitut eine Institutsotdnung als Verfahrensordnung
gegeben (Staatsanz. Rh.-Pf., Nr. 50 vom 27. 12. 1977, S.9ZZ).

Die ursache für die Neugründung des Forschungsinstituts lag darin, daß die
Finanzierung des ursprünglich innerhalb der Hochschule angesiedelten Instituts
auf festen, von den übrigen Ländern zu erbringenden Beträgen und einem vzria-
blen Zuschuß des Landes Rheinland-Pfalz beruhte, der im Ztge steigenden
Zuwendungsbedarfs stetig angehoben werden mußte. Mit der formellen Heraus-
lösung des Instituts aus der Hochschule wurde die Voraussetzung für eine Be-
teiligung des Bundes an der Förderung geschaffen. Seit 7977 wird das Institut
gemeinsam von Bund und Sitzland als selbständige Forschungseinrichtung nach
der Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen finanziert.

Gemäß § 60 Abs. 2 des Gesetzes über die Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer obliegt dem Institut die Forschung im Bereich der Verwaltungs-
wissenschaften unter besonderer Berücksichtigung der praktischen Aufgaben
und Bedürfnisse der öffentlichen Verwaltung einschließlich der Bedürfnisse für
die Aus- und Fortbildung. Das Institut hält enge Verbindung mit der Hochschule
für verwaltungswissenschaften und der dort betriebenen Forschung.

Mitglieder des Instituts sind die Professoren der Hochschule, die dem Institut
durch schriftliche Erklärung gegenüber der Staatskanzlei beitreten, sowie die
wissenschaftlichen Referenten und die sonstig€n mit der Durchführung von For-
schungsaufgaben im Rahmen des Instituts betrauren Personen (§ 60 Abs. 3
VHochSchG).

Alle Professoren der Hochschule - Ende 1979 waren 14 von 16 Lehrstühlen
besetzt - haben von der Möglichkeit des Beitritts Gebrauch gemacht; sie erhalten
aus dem Haushalt des Instituts keine zusätzliche Vergütung. Für wissenschaftli-
che Referenten stehen dem Institut aus eigenen Haushaltsmitteln insgesamt 14
Stellen zur Verfügung; aus dem Titel für beamtete Hilfskräfte wird ein abgeord-
neter Beamter bezahlt. Dazu kommen bis zu elf Mitarbeiter, die aus Drittmitteln
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frnanziertwerden. Insgesamt waren Ende 1979 23 wissenschaftliche Mitatbeiter

am Institut tätig.

Organe des Instituts sind der Institutsvorstand, der Geschäftsführende Direktor

und der Institutsverwaltungsrat (§ 60 Abs. 4 VHochschG). Fünf Professoren und

zwei wissenschaftliche Referenten bilden den Institutsvorstand, aus dessen Mitte

der Geschäftsführende Direktor gewählt wird. Der Institutsvetwaltungsrat be-

steht aus ie drei Vertretern des Landes Rheinland-Pfalz und des Bundes sowie ie

einem Vertreter der restlichen Bundesländer'

Die §rahl des Geschäftsführenden Direktors bedarf der Bestätigung durch den

Institutsverwaltungsrat und die Staatskanzlei von Rheinland-Pfilz.

I. 2. Forschungsplanung und Forschungsschwerpunkte

In einem mittelfristigen ForschungsProgramm und einem fährlichen Arbeitsplan

legt das Institut s.irr. For..hungsschwerpunkte und -prioritäten fest' Das 1979/80

gti,ltige ForschungsProgramm nennt die sechs Schwerpunkte

Öffentliche Aufgaben,

Verwaltungsorganisation,

VerwaltungsPersonal,

Öffentliche Planung,

Öffentliche Finanzen,

Rechtsgrundlagen der verwaltung einschließlich Gesetzgebungslehre/

Rechtspolitik

sowie als schwerpunktübergreifende Fotschungsbereiche

Fortbildung,

Informations- und Dokumentationssystem,,staat und verwaltung"'

Den einzelnen Schv,rerpunkten und Forschungsbereichen werden ieweils die For-

schungsprojekte des Iistituts zugeordnet, die von den Mitgliedern des Instituts

und des Institutsverwaltungsrats beantragt sowie auch von Dritten in Auftrag

geflommen werden. Über die Annahme und Durchführung der Forschungsvof-

ilrb.., die unter der Leitung der Professoren von den wissenschaftlichen Referen-

ten betreut werden, entscheidet der Vorstand; er bestimmt den vetantwortlichen

LeiterunddieweiterenMitarbeitermitderenEinverständnis.

In den vergangenen Jahren ist die zzhl der Forschungsproiekte stetig angewach-

sen. Der Arbeitsplai 1979 sah 35 Proiekte vor. Davon waren Ende des Jahres

7 Projekte abgeschlossen und 23 inBearbeitung'
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Über die laufenden Forschungsvorhaben Frndet im Rahmen eines l4-täglichen
Forschungskolloquiums ein regelmäßiger Erfahrungs- und Meinungsaustausch
statt.

I. 3. Veröffentlichungen und Tagungen

Die meisten der von den Mitgliedern des Instituts veröffentlichten Monogra-
phien und fünf Sammelbände sind in der,,Schriftenreihe der Hochschule Speyer"
(Bedin: Duncker und Humblot) erschienen. rWeitere Beiträge finden sich in den

,,Speyerer Arbeitsheften"; kleinere Arbeiten als Vorstudien oder Teilergebnisse
laufender Projekte werden in der institutseigenen Reihe ,,Speyerer Fotschungsbe-
richte" publiziert.

In iedem Jahr führt das Institut mehrere verwaltungswissenschaftliche Arbeits-
tagungen, zum Teil unter internationaler Beteiligung, durch.

II. .Stellungnahme

IL 7. Zu wissenschaftlichen Bedeutung

Die Verwaltungswissenschaft ist eine in Deutschland noch junge Disziplin. Das
Gebiet ist an den Universitäten nicht stark vertreten; an den Hochschulen werden
verwaltungswissenschaftliche Arbeiten nur in geringem Umfang durchgeführt.
In dem noch im Aufbau befindlichen Fach &ommt einet Eindchtung wie dem
Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung besondere Bedeutu flg zlu.

Das Institut ist bisher der einzige Ort in der Bundesrepublik Deutschland ge-
wesen, an dem in größerem Umfang verwaltungswissenschaftliche Forschung
betrieben wotden ist.l) Es hat sich auf eine Reihe der zentralen Forschungsgegen-
stände auf dem Gebiet der öffendichen Verwaltung konzentriert und sowohl in
der Fachwelt wie in der Verwaltungspraxis große Anerkennung erworben. Dabei
sind den Arbeiten des Instituts ein breiter interdisziplinärer Forschungsansatz
sowie die bewußt gepflegte Verbindung mit der Verwaltungspraxis zugute ge-
kommen. Die vom Institut veranstalteten Tagungen tragen zur Anregung der
Forschung und zum Erfahrungsaustausch auch im internationalen Rahmen bei.
Für Kontakte und Anfragen aus dem Ausland hat das Institut zentrale Bedeutung
gewonnen.

1) Im Jahre 1979 h* das Lorenz-von-Stein-Institut für Verwaltungswissenschaften an der Universität
Kiel seine Arbeit aufgenommen.
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lI. 2. Zur Organisation und zur verbindung mit der Hochschule

Die Organisationsform des Instituts ergibt sich nicht zwingend aus der Art der

bearbeiteten wissenschaftlichen Vorhaben; sie hat haushaltsrechtliche und finanz-

technische Gründe. In vieler Hinsicht trägt die am Institut betriebene Forschung

den Charakter von Hochschulforschung. Das Schwergewicht der Forschungsar-

beit der Hochschule konzentriert sich im Forschungsinstitut, dem alle Profes-

soren als Mitglieder angehören. Die meisten von ihnen üben den weitaus über-

wiegenden Teil ihrer Forschungstätigkeit im Rahmen des Instituts aus. Daneben

findet an den Lehrstühlen der Hochschule, die mit ieweils einer Assistentenstelle

ausgestattet sind, Fotschung statt, die über die in den Arbeitsprogrammen des

Forschungsinstituts aufgeführten Ptoiekte hinausgeht.

Das Institut ist besser als eine reine Hochschuleinrichtung in der Lage, als An-

sprechpartner und als Adtessat für Forschungsaufträge aus der Verwaltungs-

ptaxis zu dienen. Indes läßt sich die §7ahl dieser Organisationsform kaum durch

das Argument rechtfertigen, daß in ihr ein koordiniertes ForschungsProgramm

entwickelt werde, in das sich - richtungsmäßig festgelegt - die einzelnen For-

schungsaktivitäten einpassen ließen. Zwar beschließt der Vorstand des Instituts

über den Ärbeitsplan und über die Durchführung einzelner Forschungsvor-

haben; iedoch herrscht der Eindruck vor, daß sich die Proiekte weitgehend aus

den vorgängigen Forschungsinteressen der Professoren sowie einzelnen An-

fragen aus der Verwaltungspraxis ergeben und der Vorstand des Instituts haupt-

sächlich die Personal- und Sachmittel zuordnet.

Auf diese Weise entstehen Schwerpunkte; die stark personenbezogen bleiben.

Eine umfassende Planung der Forschung besteht nicht und wäre angesichts eines

so weiten Feldes, wie es die Verwaltungswissenschaft darstellt, auch nicht wün-

schenswert. In der gegenwärti genLage des Fachs erscheint deshalb der von dem

Institut gewählte §7eg einer Koordinierung der Forschungsaktivitäten grund-

säzlich angemessen. Allerdings sollte sich das mittelfristige ForschungsPro-

gramm nicht in einer Auflistung bestehender Wissenschaftlerinteressen erschöp-

fen. So darf nicht ausgeschlossen bleiben, daß die Forschungen schwerpunkt-

mäßig auf aktuelle Probleme des Verwaltungshandelns konzentriert oder daß

interdisziplinäre Forschungsproiekte von Proiektleitern unterschiedlicher Fach-

disziplinen gemeinsam betreut werden. §7ährend sich insoweit die Proiektarbeit

des Instituts von der an Lehrstühlen betriebenen Einzelforschung nicht grund-

sätzlich unterscheidet, muß doch auf bedeutsame Unterschiede hingewiesen wer-

den, die den besonderen Charakter des Instituts ausmachen. Zw einen stehen

den Professoren zur Mitarbeit an ihren Forschungsvorhaben wissenschaftliche

Referenten zur Verfügung, die ieweils füt ein Proiekt auf einer der im Haushalt

des Instituts ausgewiesenen Stellen beschäftigt und dem Proiektleiter zugeotdnet

werden. Zum andern lassen sich zwischen den Forschetn am Institut sehr viel

intensivere Kontakte und FormenderZuszmmenarbeit entwickeln, als dies in der

Regel zwischen einzelnen Lehrstühlen der Fall ist. Aus dem Erfahrungs- und

Meinungsaustausch in den regelmäßig stattfindenden Forschungskolloquien er-
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geben sich Anregungen für die Arbeit an den Einzelprojekten; hier kann sich auch
die unterschiedliche fachliche Herkunft der Mitglieder, unter denen das öffentli-
che Recht, die §Tirtschafts- und Sozialwissenschaften, die allgemeine Rechtslehre,
die Politikwissenschaft, die politische Philosophie und die Geschichte vertreten
sind, als fruchtbare interdisziplinäre orientierung auswirken.

Vor dem Hintergrund solcher für die Einwerbung von Forschungsmitteln gün-
stigen Bedingungen erscheint der Anteil der Drittmittelforschung (in den ,..g^rr-
genen zwei Jahren mit jeweils 200 000 DM veranschlagt) noch vergleichsweise
gering. Der Grund dafür mag darin liegen, daß eine relativ hohe Zahl von For-
scherstellen bereits im regulären Haushalt des Instituts bereitgestellt ist, auf die
sich die Projektarbeit unmittelbar stützen kann. Auch für den Fall, daß der bei der
DFG anstehende Antrag zur Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs ,,Ver-
waltungswissenschaften" führen sollte, erscheinen weitere Initiativen zur Aus-
weitung der Drittmittelforschung wünschenswert.

Die flexiblen Möglichkeiten der projektbearbeitung, die der Entwicklung der
Verwaltungswissenschaften in ihrem Aufbaustadium besonders zugute kommen,
dürfen nicht dadurch beschnitten werden, daß vom Institut wissenschaftliche
Serviceleistungen auf Dauer übernommen werden. Die Arbeiten am Aufbau eines
Informationssystems ,,Staat und verwaltung" sollten daher keine Daueraufgabe
sein; gegen eine Ausweitung dieser Arbeiten und die damit verbundene Fest-
legung eines größeren Teils der Arbeitskraft des Instituts bestehen sowohl in
quantitativer wie in zeitlicher Hinsicht Bedenken.

Es erübrigt sich, nach der §Tahrnehmung von Ausbildungsaufgaben durch das
Institut zn fragen, da die Forschung mit der Lehre an der Hochschule durch die
Personalunion der Professoren auf das engste verbunden ist. Im Gegensatz zu den
anderen außeruniversitären Forschungseinrichtungen handelt es sich hier nicht
um ein isoliertes Forschungsinstitut; vielmehr findet in ihm - unter besonders
günstigen Voraussetzungen - der weitaus überwiegende Teil der Forschungsar-
beit der Hochschule statt.

II. 3. Zur Verbindung mit der Verwaltungspraxis

Von zentraler Bedeutung für das Selbstverständnis des Instituts und für den
Erfolg seiner Forschungsarbeit ist die Verbindung mit der Verwaltungspraxis.
Durch den Institutsverwaltungsrat können die wünsche und vorstellunlg.rr rron
den Verwaltungsbehörden des Bundes und der Länder an das Institut geleitet
werden, wo ie nach dem von den Mitgliedern entgegengebrachten Interesse ent-
sprechende Forschungsproiekte geplant werden können. rJTeitere Anregungen
bezieht die Institutsarbeit aus der Ausbildungstätigkeit der Hochschule und ins-
besondere aus den Fortbildungstagungen mit höheren Ministerialbeamten. Diese
und weitere Kontakte werden vor allem durch die Verbindungen des Geschäfts-
führenden Direktors zur Verwaltungspraxis gepflegt und für die Institutsarbeit
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nutzbr gemacht. So orientieren sich die Forschungen des Instituts in hohem
Maße an den Gegebenheiten und dem Erkenntnisbedarf der Verwaltung. Der
Wissenschaftsrat hat allerdings den Eindruck gewonnen, daß das wissenschaft-
lich-theoretische Angebot des Instituts von der Verwaltungspraxis nicht ge-
nügend in Anspruch genommen wird. Hier sollte sich das Institut bemühen, noch
stärker auf seine Arbeiten aufmetksam zu machen und zu einem intensiveren
Austausch zu kommen.

Die Kontakte des Instituts mit der Verwaltungspraxis wirken sich auch dahin aus,
daß ehemalige wissenschaftliche Mitarbeiter häufig in Verwaltungsorganisa-
tionen berufliche Tätigkeitsfelder finden können. Umgekehrt ist in der Vergan-
genheit erreicht worden, daß bei Betufungen von Mitarbeitern als Professoren an
Fachhochschulen die Beschäftigung am Institut als Nachweis einer Tätigkeit in
der Berufspraxis anerkannt wurde.

Als wichtigste Verbindung zwischen Forschung und Verwaltungspraxis hat sich
die Abordnung einerseits von Beamten für eine zeitlich begrenzte Tätigkeit im
Forschungsinstitut sowie andererseits von Referenten des Instituts in die öffent-
liche Verwaltung bewährt. Ein solcher §Techsel zwischen Theorie und Praxis
trägt in der Person des Verwaltungsbeamten oder des §Tissenschaftlers unmittel-
bar zur Anregung der Forschungsarbeit und ihrer öffentlichen §Tirkung bei. Eine
Abordnung über den zeitraum von einem Jahr, oft schon über ein halbes Jahr
hinaus hat sich allerdings als äußerst schwierig erwiesen. Verwaltung und Institut
sollten einerseits prüfen, wieweit durch besondere Ameize die Bereitschaft, für
zwei Jahre aus der Verwaltungspraxis auszuscheiden und dabei auch persönliche
und familiäre Hindetnisse zu überwinden, gefördert werden kann; anderetseits ist
zu überlegen, wie sich die Schwierigkeiten im personalwirtschaftlichen Bereich,
die sich einer Abordnung in die Verwaltung entgegenstellen, beheben lassen.

Die Pläne des Institus, einerseits die im Titel für beamtete Hilfskräfte veran-
schlagten Bezüge soweit anzuheben, daß daraus insgesamt vier abgeordnete Be-
amte besoldet werden könnten, und andererseits pro Jahr zwei Referenten des
Instituts in die öffentliche Verwaltung abzuordnen, sind im Interesse der An-
regung der Forschung und der Mobilität des wissenschaftlichen Personals zu
begrüßen und zu unterstützen.

II. 4. Zur Personal- und Sachaussrattung

Von den im Haushaltsjahr 1979 ausgewiesenen 14 Stellen für wissenschaftliche
Referenten ist eine Stelle der Besoldungsgruppe A 14 mit einem Beamten besetzr,
der als Institutsreferent den Geschäftsführenden Direktor bei der rüTahrnehmung

seiner Aufgaben unterstützr. Die anderen Beamrenstellen (C 2:7, A 13: 8) sollten,
soweit möglich, nur befristet besetzt oder in Angestelltenstellen umgewandelt
werden, da Lebenszeitbeamtenstellen für die Referenten, deren Beschäftigung

ieweils nur in Zusammenhang mit einem Projekt erfolgt, nicht benötigt werden.
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Die Bestrebungen des Institus in dieser Richtung sind ebenso zu unterstützen wie
die Absicht, eine Erhöhung der Za.hl der Stellen der Vergütungsgruppe BAT Ib
zu erreichen, um die Möglichkeiten zu verbessern, auch Personal aus der Praxis

für das Institut zu gewinnen. Die Verweildauer der wissenschaftlichen Mitar-
beiter stellt kein Problem dar; sie beträgt bisher im Durchschnitt etwa drei Jahre
und soll ein Maximum von fünf Jahren nicht überschreiten.

An Stellen für nichtwissenschaftliche Mitarbeiter verfügt das Institut gegenwär-

tig über nicht mehr als zwei Stellen für Sekretariats- und Schreibkräfte. Die
angestrebte schrittweise Erhöhung auf vier Stellen ist angesichts der starken

Zunahme der bearbeiteten Forschungsprojekte zu befürworten. Ansonsten wird
dem Institut von der Hochschule Verwaltungs- und Hilfspersonal zur Verfügung
gestellt. Diese Regelung ist sinnvoll. Allerdings erscheint der im Institutshaushalt
ausgewiesene Betrag von 836 200 DM ffu 1,979 zur Abgeltung von Bibliotheks-
und Verwaltungsarbeiten zu hoch; er macht 40/, des Haushaltsvolumens des

Instituts aus und steht zu dessen sonstigen Ausgaben nicht in einem angemes-

senen Verhältnis.

Es mangelt dem Institut gegenwärtig an Arbreitsräumen für die wissenschaftli-
chen Mitarbeiter. Es ist darüber hinaus an vier verschiedenen Stellen unterge-
bracht. Es sollte überlegt werden, wie sich die damit verbundenen Arbeitspro-
bleme lösen lassen und die §Tissenschaftler räumlich zusammengeführt werden
können.

. II. 5. Zusammenfassende Beurteilung

Die Verwaltungswissenschaft ist eine in Deutschland noch junge Disziplin. Einer
Einrichtung wie dem Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung kommt
daher besondere Bedeutung zu. Das Institut ist von vielen der Schwierigkeiten,
deren Forschungseinrichtungen außerhalb der Hochschulen häufig ausgesetzt

sind, nicht betroffen. Die Gründe dafür liegen vor allem in der besonderen Ver-
bindung des Instituts mit der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer,

aber auch in der Leitung des Instituts, die seine innere Organisation und seine

Wirkung nach außen entsprechend prägt.

Mit den genannten Einschränkungen und den empfohlenen Veränderungen ist
die Rechts- und Organisationsform des Forschungsinstituts als den bearbeiteten
Forschungsvorhaben angemessen anzusehen. Der §üissenschaftsrat hat einen

guten Eindruck von der Qualität der wissenschaftlichen Arbeit des Instituts. Da
die Verwaltungswissenschaft als Forschungsfach jedoch erst am Anfang steht,
sollte besonderer §7ert darauf gelegt werden, daß die Forschungsleistungen des

Instituts in Abständen von etwa drei Jahren durch auswärtige §Tissenschaftler
bewertet werden.

Untet den genannten Vorbehalten erfüllt das Forschungsinstitut für öffentliche
Verwaltung die Voraussetzungen für die gemeinsame Bund-Länder-Förderung:
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Es ist eine, in ihrer Art singuläre, selbständige Forschungseinrichtung.

Der Zuwendungsbedarf überschreitet die Mindestförderungssumme.

Die überregionale Bedeutung des Instituts und das gesamtstaatliche wissen-

schaftspolitische Interesse an seiner Förderung sind zu beiahen'

Der §üissenschaftsrat empfiehlt daher die §Teiterführung der gemeinsamen Bund-

Länder-Förderung.

Anhang

vom Forschungsinstitut für öffentliche verwaltung vorgelegte unterlagen

Kurzinformation über das Forschungsinstitut

(Stand: Oktober 1979)

Anordnung über das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der

Hochschule für verwaltungswissenschaften speyer vom 31. Mü1976

Institutsordnung vom 27. Septembet 1977

Haushaltsplan 1978179

ForschungsPro gramm 197 9 -1983

ForschungsProgramm 197 8 -1982

Arbeitsplan für das Jatu 7979

Arbeitsplan für das Jahr 1978

Arbeitsplan für das Jzfu 1977

Angaben zur Qualifi kationsstruktur der Forschungsreferenten

übersicht über die Publikationen aus dem Forschungsinstitut

lnstitutsbesuch

Der Unterausschuß hat am 8. Novemb et 1979 das Fotschungsinstitut für öffentli-

che verwaltung in speyer besucht und Gespräche mit dem Institutsvorstand

geführt.
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Mitglieder des §Tissenschaftsrates

Januar 1980 bis Januar 1981



I. Vom Bundespräsidenten berufene Mitglieder

1. Auf gemeinsamen Vorschlag der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der

Max--planck-Gesellschaft , där rWestdeutschen Rektorenkonferenz und der

Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen

Dr. rer. nat. Helmut Altner
Ordentlicher Professor für Biologie (Zoologie)

an der Universisjt Regensburg

Seit Januar 1980

Dr. rer. nat. Hans-Jürgen E n gel I

Hauptgeschäftsführer,-Direktor und rWissenschaftliches Mitglied des

Ma*-Planck-Instituts für Eisenforschung GmbH, Düsseldorf

Seit Januar 1979

Dr. phil., DiPl. PhYs. Peter F u I d e

Direktor am Max-Planck-Institut für Festkörperforschung

Honorarprofessor für Physik an der Technischen Hochschule Darmstadt

Seit Januar 1981

Dr. med. Dr' Phil. Heinz H ä fn e r
Ordentlicher Professor für Psychiatrie

an der Universität Heidelberg
Seit )anaar 7977

Dr. phil. Heinz Heckhausen
profissor für Psychologie an der Ruhr-Univetsität Bochum

Seit Januar 1981

Dr. iur. Andreas H e I d ri c h

Ordentlicher Professor für Bürgerliches Recht, Internationales Privat-

recht, Rechtsvergleichung und Europarecht an der universität München

Seit Januar 1976

Dr. phil. Peter Graf Ki e I m a n s e g g

Profissor für Politische §[issenschaft an der Universität zu Köln

Seit Januar 1980

Dr. rer. nat. §üolfgang K I o s e

Mitglied des Vorianäes des Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH

Hoiorrrprofessor für Theoretische Physik an der Universität Karlsruhe

Seit Januar 1978

Dr. phil. Dipl'-Psych. Hans-Joachim K o r n a d t
ordentlich.r Proiessor fru Brziehungswissenschaft und Pädagogische

Psychologie an der Universität des Saarlandes

Januar 1975 - Januar 1981

Dr.iur.Peter Lerche
Professor ftir Öffentliches Recht an der Universität München

Seit Januar 1981
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Dr. rer. pol. Friedhelm N e i d h a r d t
Ordentlicher Profeisor für Soziologie an der Universität zu Köln
Seit September 1980

Dt.med.Andreas Oksche
Ordentlicher Professor für Anatomie an der Universität Gießen

Seit Januar 1980

Dt.phil.Klaus Pinkau
Geschäftsführender Direktor des Max-Planck-Instituts für Physik und

Astrophysik und des Instituts für Extraterestrische Physik
Außerplanm äßiger Professor für Experimentalphysik an der Technischen

Universität München

Juli 1975 - Jantat 7981

Dr. rer. pol. Jürgen Si eb k e
Ordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere für Ma-
kroökonomik an der Univetsität- Gesamthochschule Essen

Seit Januar 1978

Dr. phil. Dr. phil. h. c. Karl S t ac k m a n n
Ordentlicher Professor für Deutsche Philologie an der Universität Göttin-
gen

Jantar 1977 - Januar 1981

Dr. rer. nat. Jürgen T i pp e

Ordentlicher Professor für Mathematik an der Freien Universität Berlin
Rektor der Technischen Fachhochschule Berlin
Seit Januar 1977

Dr.-Ing. Hans Kurt T ö n s h o ff
Professor für Fertigungstechnik und Spanende \üflerkzeugmaschinen an

der Universität Hannover
Seit Januar 1980

Dr. rer. nat. §Tolfgang §7 i I d
Ordentlicher Ptofessor für Theoretische Physik an der Technischen Uni
versität München
Präsident der Technischen Universität München
Seit Januar 1979

Dr. rer. pol. Artur §7 o I I
Ordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre an der

Universität - Gesamthochschule Siegen
Seit Januar 1979
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2.AügerneinsamenVorschlagderBundesregierungundderLänder-
regierungen

Dr. ter. nat. Dr.-Ing. E' h' Karl G a n zh o r n

Geschäftsführer IBM Deutschland GmbH, Stuttgart

Honorarprofessor an der Fakultät für Elektrotechnik der universität

Karlsruhe
Seit Januar 1978

Dr.-Ing. Manfred L e n n i n g s

vorstandsvorsitzender der butehoffnungshüffe Aktienverein AG,

Oberhausen
Seit Janaat 7977

Dr. Phil. Heinz Markmanfl
Leiter des §Tirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Instituts des Deut-

schen Gewerkschaftsbundes GmbH, Düsseldorf

Seit Juni 1971

Dietrich R a n f t
Generalsekretär der Max-planck-Gesellscha ft zur Förderung der \üTissen-

schaften e. V., München
Seit Januar 1975

Dr. rer. nat. Matthias S ee fe I d e r
vorsitzender des vorstandes der Badischen Anilin- und soda-Fabrik AG,

Ludwigshafen
Horroärprofessor für Organische Chemie an der Universität Heidelberg

Seit Januar 1980

Dr. iur. Hans-Joachim S e e I e r
Senator a. D.
Mitglied des Europäischen Parlaments

Seit Januar 1980

II. Von den Regierungen des Bundes und der Länder entsandte Mitglieder

1. Bundesregierung

Dr. Phil. Hermann G ranz o w

Staaissekretär im Bundesministerium für

Bildung und lWissenschaft

Seit Oktobet 1978

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Eberhard B öni n g

Ministerialdirektor im Bundesministerium für

Bildung und §üissenschaft

Seit Juli 1971

Hans-Hilger H au n s c h i I d
Staatssekietär im Bundesministerium für

Forschung und Technologie
Seit Februar 1973
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Ständiger Stellvertreter:
Dr.phil.Günter Lehr
Ministerialdirektor im Bundesministerium für
Forschung und Technologie
Seit April 1976

Dr.iur.Günter Obert
Staatssekretär im Bundesministerium
der Finanzen
Seit April 1978

Ständiger Stellvertreter:
Hugo Eick-Kerssenbrock
Ministerialdirigent im Bundesministerium der Finanzen
Seit Oktober 1974

Dr. iur. Günter H a rt k op f
Staatssekre tär im Bundesministerium
des Innern
Seit Juli 1979

Ständiger Stellvertreter:
Dr.iur.Hermann Marx
Ministerialdirektor im Bundesministerium des Innern
Juli 1979 - März 7980

Dr.iur. Günther Pagel
Ministerialdirektor im Bundesministerium des Innern
Seit März 1980

Hans-Jürgen Rohr
Staatssekretär im Bundesministerium fü r Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten
Seit Februar 7973

Ständiger Stellvertreter:
GeorgCordts
Ministerialdirektor im Bundesministerium
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Seit April 1973

Dr. rer. pol. Otto S ch I e c h t
Staatssekretär im Bundesministerium für §Tirtschaft
Seit April 1973

Ständiger Stellvertreter:
Dr. rer. nat. §Tolfgang S r ra t h m a n n
Ministerialdirigent im Bundesministerium
det Verteidigung
Februar 1973- Mai 1980

Dr. §7olf-Dieter M e i s e I
Ministerialdirigent im Bundesministerium
der Verteidigung
Seit Mai 1980

122



2. Baden-§7ürttemberg

Dr.iur.Helmut Engle r
Minister für §Tissenschaft und Kunst

Ordentlichet Professor für Bürgerliches Recht

und Zivilprozeßrecht an der Universität Freiburg

Seit Mai 1978

Ständiger Stellvertreter:
Paul Harro Pitzolo
Ministerialdirektor im Ministerium für

Wissenschaft und Kunst
Seit Juli 1972

3. Bayern

Dr. iur. Mathilde Berghof er-§Teichner
Staatssekretärin im Staatsministerium für Unterricht

und Kultus
Seit Januar 1975

Ständiger Stellvertreter:
Albert MeYer
Staatssekretär im Staatsministerium det Finanzen

Seit Januar 1975

4. Berlin

Dr.phil.Peter Glotz
Senaior für §Tissenschaft und Forschung

Seit Juli 1977

Ständiger Stellvertreter:
Walter Rasch
Senator für Schulwesen
Seit Juni 1975

5. Bremen

Horst-Werner Franke
Senator für §Tissenschaft und Kunst

Seit November 7975

Srändiger Stellvertreter:
Moritz ThaPe
Senator für Bildung
Oktober 1979 - Januar 1980

Professor Dr. iur' Reinhard H o ffm a n n

Senatsdirektor beim Senator

für §Tissenschaft und Kunst
Seit Januar 1980
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6. Hamburg

Dr. rer. pol. §Tilhelm N öl I i n g
Senator und Ptäses der Finanzbehörde
Seit November 1978

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Gerhard Schattschneider
Staatsrat der Finanzbehörde
Seit Mai 1976

7. Hessen

Hans Krollmann
Kultusminister
Seit Januar 1975

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Gerhard B e n ge s e r
Ministerialdirigent im Kultusministerium
Seit Juni 1976

8. Niedersachsen

Professor Dr.-Ing. Dt.-Ing. E. h. Eduard P e s t e I

Minister flir'Wissenschaft und Kunst
Seit Januar 1979

Ständiger Stellvertreter:
RoIf Möller
Staatssekretär im Ministerium für §Tissenschaft und Kunst
Seit Oktober 7979

9. Nordrhein-§Testfalen

Dr. rer. pol. Reimut J o c h i m s en
Minister für §Tissenschaft und Forschung
Ordentlicher Professor für §üirtschaftliche
Staatswissenschaften an der Universität Kiel
Oktober 7978 - September 1980

Hans Schwier
Minister für §Tissenschaft und Forschung
Seit September 1980

Ständiger Stellvertreter:
Ulrich Kleine r
Staatssekreär im Ministerium
für §Tissenschaft und Forsöhung
Seit März 1978
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10. Rheinland-Pfalz

Dr. phil. Hanna-Rentte La u r i e n
Kultusminister
Seit Dezember 1976

Ständiger Stellvertreter:
Professor Dr. phil. Konrad M o h r
Staatssekretär im Kultusministerium
Seit Juni 1979

11. Saarland

Josef Jochem
Minister für Kultus, Bildung und Sport

Janux 1978- Juli 1980

Professor Dr. §Tolfgang K n i e s

Minister für Kultus, Bildung und Sport
Seit Juli 1980

Ständiger Stellvertreter:
br. rer. pol. Klemens Bel I m a n n
Ministerialdirektor im Ministerium für Kultus,
Bildung und Sport
September 1975- Juli 1980

Dr.phil. Ludwig Denne
Leitender Ministerialrat im Ministerium
für Kultus, Bildung und SPort

Seit Juli 1980

12. Schleswig-Holstein

Dr. phil. Peter B e n d i x e n

Kultusminister
Seit Juli 1979

Ständiger Stellvertreter:
Dr.iur.Kurt BoYSen
Staatssekretär im Kultusministerium
Seit Juli 1979
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Vorsitzender des §Tissenschaftsrates :

Professot Dr. iur. Andreas H e I d ri c h
Seit Januar 1979

Vorsitzender der §Tissenschaftlichen Kommission des
\Wissenschaftsrates:

ProfessorDr. phil. Dipl.-Psych. Hans-Joachim K ornadt
Jantar 1980 - Januar 1981

Professor Dr. Hans-Jürgen E n g e I I
Seit Januar 1981

Stellvertretende Vorsitzende der'§Tissenschaftlichen
Kommission des §Tissenschaftsrates :

Professor Dr. med. Dr. phil. Heinz H ä f n e r
Seit Januar 1980

Professor Dr. Hans-Jürgen E n g e I I

Januar 1980- Jzntar1981

Professor Dr. Peter Graf K i e I m a n s e g g
Seit Januar 1981

Vorsizende der Verwaltungskommission
des §Tissenschaftsrates :

Staatssekretärin Dr. iur. Mathilde B e r g h o f e r - §7 e i c h n e r
Seit Januar 1978

Staatssekretär Dr. phil. Hermann G r 
^n 

z o w
Seit Januar 1978
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Veröffentlichungen des \üfis senschafts rates :

Empfehlun gen zum Ausbau der wissenschafdichen Einrichtungen, Teil I:
§7'issenschaftliche Hochschulen, 1 960 (vergtiffen).

Anregungen zur Gestalt neuer Hochschule n, 1962 (vergriffen).

Empfehlungennx Aufstellung von Raumprogrammen f[ir Bauvorhaben der

wissenschaftlichen Hochschule n, 79 63.

Empfehlungen zum Ausbau det wissenschaftlichen Einrichtungen, Teil II:
§Tissenschaftliche Bibliotheke n, 79 64.

Abiturienten und Studenten. Entwicklung und Vorschätzung der Zzhlen
1950bis 7980,7964.

Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen, Teil III:
Forschungseinrichtungen außerhalb der wissenschaftlichen Hochschulen,

Akademien der §Tissenschaften, Museen und wissenschaftliche Sammlungen

(3 Bände), 1965.

Empfehlun genzur Neugliederung des Lehrkörpers an den wissenschaftlichen

Hochschulen,7965.

Empfehlungen für die Ausbildung im Fach Pharmazie,1965.

Bericht des Vorsitzenden über die Arbeit des §Tissenschaftsrates 1961 bis

7964,1965.

Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums an den wissenschaftlichen

Hochschul en, 1966 (vergriffen).

Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlichen Hochschulen bis 1970,

7967.

Empfehlun genzur Struktur und zum Ausbau der medizinischen Forschungs-

und Ausbildungsstätten, 1968.

§7i ssenscha frsrat 19 57 -19 67, 79 68 (vergriffen).

Verzeichnis 1968 im Sinne der Verfahrensordnung für die Einrichtung und

Finanzierung von Sonderforschungsbereichen, 1 968.

Empfehlun genzur Struktur und Ver'*raltungsorganisation der Universitäten,

1968.

Empfehlun gefl zltr Neuordnung von Forschung und Ausbildung im Bereich

der A grarwissenschafte n, 19 69.

Empfehlun ger- zu:r Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens im Hoch-

schulbereich nach 1970 (3 Bände), 1970'

Empfehlungen und Stellungnahmen des §Tissenschaftsrates 797 2, 197 3.

Dreijährige Studiengänge im Gesundheitswesen - Vorschläge für Modellver-

suche, 1973.

Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1973, 197 4-
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Empfehlungen des §üissenschaftsrates zu Organisation, Planung und För-

derung der Forschung, 197 5.

Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 797 4, 1975.

Empfehlungen und Stellungnahmen des §Tissenschaftsrates 797 5, 197 6 -

Empfehlun gen nr umfang und struktur des Tertiären Bereichs, 1976.

Empfehlun gen zt Aufgaben, Organisation und Ausbau der medizinischen

Forschungs- und Ausbildungsstätten, 197 6.

Empfehlungen und Stellungnahmen des §Tissenschaftsrates 797 6, 1'977 (vet'
griffen).

Ansprachen anläßlich des 20iährigen Bestehens des Wissenschaftsrates, 1977

(vergriffen).

Empfehlungen und Stellungnahmen des §üissenschaftsrates 1977, 7978.

Empfehlungen zur Differcnzierung des Studienangebots, 1978 (vergriffen).

Empfehlungen und Stellungnahmen des rü(/issenschaftsrates aus den Jahren
1958 bis 7971,1978

Empfehlungen und Stellungnahmen des rJüissenschaftsrates 1978, 1979 (ver-

griffen).

Empfehlungen zur Forschung und zum Mitteleinsatz in den Hochschulen,

7979 (vergriffen).

Empfehlungen und Stellungnahmen des §Tissenschaftsrates 7979, 1980.
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